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Liebe Leserinnen, liebe Leser!

Ziel der Sozialen Marktwirtschaft ist es, den Wohlstand der 
Menschen zu wahren und zu erhöhen . In den letzten 70 Jah-
ren ist es uns in Deutschland gelungen, das Versprechen 
Ludwig Erhards vom „Wohlstand für alle“ in einem Maße 
einzulösen, das sich seinerzeit niemand vorstellen konnte .

Die globalen wirtschaftlichen Kräfteverhältnisse sind jedoch 
enorm in Bewegung geraten . Die Globalisierung hat sich 
weiter beschleunigt, insbesondere auch durch dynamische 
Innovationen . Aktuell stellen aber vor allem die Zunahme 
staatlicher Interventionen sowie eine Abkehr von multilate-
ralen Vereinbarungen eine neue Herausforderung für den 
Wirtschaftsstandort Deutschland und die Wirtschaftspoli-
tik dar .

Wir müssen auf diese Entwicklungen reagieren . Wie kann 
es gelingen, dass der Industriestandort Deutschland in Zeiten 
von Digitalisierung und Globalisierung nicht den Anschluss 
verliert? Grundsätzlich gilt: Um wettbewerbsfähig zu blei-
ben, brauchen wir mehr, nicht weniger Markt und Wettbe-
werb! Wir müssen zugleich genau hinschauen, in welchen 
Bereichen der Staat möglicherweise unterstützend eingrei-
fen kann und sollte .

Ich habe Anfang Februar die „Nationale Industriestrategie 
2030“ vorgelegt, die Sie auch in dieser Ausgabe unseres 
Monatsberichts finden . Dies hat eine intensive Debatte 
über ordnungspolitische Grundsätze, den richtigen Einsatz 
von Industriepolitik und die Rolle des Staates ausgelöst . 
Angesichts der derzeitigen weltwirtschaftlichen Entwick-
lungen halte ich eine solche Debatte für dringend notwen-
dig . Sie wird dazu beitragen, die deutsche und auch die 
europäische Industriepolitik an die Anforderungen des  
21 . Jahrhunderts anzupassen . 

Die Industriestrategie soll keine nationale Abschottungs-
politik manifestieren . Ganz im Gegenteil, wir brauchen 
offene Märkte und Unternehmen, die sich im freien inter-

Editorial
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nationalen Wettbewerb behaupten . Ich halte es daher für 
ein sehr wichtiges und richtiges Zeichen, dass sich die 
Europäische Union und Japan auf ein umfangreiches und 
fortschrittliches Handelsabkommen einigen konnten . 
Hintergründe und Details über die Vereinbarung finden  
Sie ebenfalls in dieser Ausgabe der Schlaglichter .

Im vorliegenden Monatsbericht stellen wir Ihnen zudem 
die Ergebnisse der Kommission „Wachstum, Strukturwandel 
und Beschäftigung“ (der sogenannten Kohlekommission) 
vor . Demzufolge soll die Kohleverstromung in Deutschland 
spätestens im Jahr 2038 beendet werden . Für die betroffenen 
Regionen stellt der bevorstehende Strukturwandel eine 
immense Herausforderung dar und es ist unsere Pflicht, 
Perspektiven zu entwickeln und den Wandel zum Wohle 
der Menschen vor Ort zu gestalten .

In weiteren Artikeln befassen wir uns mit der Blockchain-
Tech nologie und dem aktuellen Konsultationsprozess auf 
dem Weg zur künftigen Blockchain-Strategie der Bundes-
regierung sowie der Regulierung des europäischen Daten-
raums durch die „Free-Flow-of-Data“-Verordnung . Außer-
dem berichten wir wieder ausführlich über die wirtschaft-
liche Lage .

Liebe Leserinnen und Leser, ich wünsche Ihnen wie immer 
eine aufschlussreiche und interessante Lektüre!

Peter Altmaier
Bundesminister für Wirtschaft und Energie
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Auf einen Blick

Happy Birthday, Wirtschaftsministerium!

Am 21 . März 1919 wurde das Reichswirtschaftsminis-
terium, der Vorläufer des heutigen Bundeswirtschafts-
ministeriums, errichtet . Gab es im Kaiserreich lediglich ein 
Reichswirtschaftsamt, so wurde dies von der ersten Reichs-
regierung der Weimarer Republik in das Reichswirtschafts-
ministerium überführt . Große Erfolge, allen voran die Ein-
führung der Sozialen Marktwirtschaft, kennzeichnen die 
Geschichte des Ministeriums ebenso wie Brüche, zum Bei-
spiel die Instrumentalisierung des Hauses durch die Natio-
nalsozialisten . 

Zur Erinnerung an die wechselvolle Geschichte des Hauses 
lädt Bundesminister Peter Altmaier am Vorabend des Grün-
dungsjubiläums, am 20 . März 2019, zu einem Festakt in das 

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie in Berlin 
ein . Der Vorsitzende der BMWi-Geschichtskommission, 
Prof . Albrecht Ritschl, Sprecher der Unabhängigen Geschichts-
 kommission zur Aufarbeitung der Geschichte des BMWi, 
wird auf 100 Jahre Ministeriumsgeschichte zurückblicken, 
während der Präsident des ifo Instituts, Prof . Clemens Fuest, 
den Blick auf die Herausforderungen des neuen Jahrhunderts 
richten wird . Eine Podiumsdiskussion wird der Frage nach-
gehen, wie viel Politik die Wirtschaft braucht . 

Auf den Social-Media-Kanälen des BMWi können Sie die 
Veranstaltung am 20 . März ab 18 Uhr unter anderem im 
Livestream verfolgen .
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Auf Künstlicher Intelligenz (KI) beruhende Systeme gelten 
als vielversprechende Innovationen, um die physische 
Leistungsfähigkeit von Maschinen um geistiges Lern- und 
Denk vermögen zu ergänzen Die gegenwärtigen Anwen-
dungsfelder reichen von Autonomem Fahren über Internet-
sicherheit bis hin zu Übersetzungsdiensten . Die kommer-
ziellen KI-An     wendungen befinden sich allerdings erst im 
Anfangsstadium und ihre Auswirkungen sind derzeit 
kaum absehbar .

Auch in der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur sind 
Künstliche Intelligenz und ihre Auswirkungen zunehmend 
Gegenstand der Debatte . In einem aktuellen Diskussions-
papier des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie 
wird der Stand der wissenschaftlichen Forschung und Dis-
kussion zu KI übersichtsartig dargestellt . 

Die Literaturübersicht zeigt, dass KI und mit dieser ver-
knüpfte Technologien das Potenzial haben, wirtschaftliche 
Strukturen wesentlich zu verändern . Negative Effekte auf 
bestimmte, auch kognitive Tätigkeiten können durch 
KI-ba       sierte Wachstums- und Beschäftigungsimpulse in 
anderen Bereichen (über-)kompensiert werden . 

Neben den Auswirkungen auf Beschäftigung und Produk-
tivität bzw . Wirtschaftswachstum stehen auch Effekte auf 
Marktstruktur, Einkommensverteilung und Innovation im 
Fokus der wissenschaftlichen Diskussion . Eine Mehrheit 
der Wissenschaftler warnt dabei vor negativen Auswirkun-
gen auf die Einkommens- und Vermögensverteilung sowie 
den Wettbewerb . 

Diskussionspapier zu Künstlicher Intelligenz in der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur

Künstliche Intelligenz, also die Wahrnehmung von kognitiven Fähigkeiten durch Maschinen, ist aktuell von hohem Interesse 
in der öffentlichen und politischen Diskussion. Im Juli 2018 hat das Bundeskabinett Eckpunkte für eine Strategie Künstlicher 
Intelligenz der Bundesregierung beschlossen.
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Die Forschung rät dazu, potenziellen negativen Auswirkun-
gen durch wirtschaftspolitische Maßnahmen frühzeitig zu 
begegnen, ohne jedoch dabei die Entwicklung Künstlicher 
Intelligenz und darauf basierender Anwendungen zu 
behindern .

Das aktuelle Diskussionspapier sowie die bisherigen BMWi-
Dis kussionspapiere finden Sie unter https://bit .ly/2SrtaY1 .

Kontakt: Christoph Menzel 
Referat: Wirtschaftspolitische Analyse

https://www.bmwi.de/Navigation/DE/Service/Diskussionspapiere/diskussionspapiere.html
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Wirtschaftspolitische Termine des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie

März 2019

04.03. Energieministerrat

08.03. Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe (Januar)

11.03. Produktion im Produzierenden Gewerbe (Januar)

11./12.03. Eurogruppe/ECOFIN

14.03. Pressemeldung des BMWi zur wirtschaftlichen Lage

Ende März 2019 Schlaglichter (Newsletter und Veröffentlichung auf Website)

April 2019

02.04. Informeller Energieministerrat (Rumänien)

04.04. Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe (Februar)

05.04. Produktion im Produzierenden Gewerbe ( Februar)

05./06.04. Informeller ECOFIN-Rat (Rumänien)

12.04. Pressemeldung des BMWi zur wirtschaftlichen Lage

12.04. Informelles Treffen der Kohäsionsminister

17.04. Frühjahrsprojektion der Bundesregierung

Ende April 2019 Schlaglichter (Newsletter und Veröffentlichung auf Website)

Mai 2019

02.05. Informeller WBF-Rat (Rumänien)

07.05. Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe (März)

08.05. Produktion im Produzierenden Gewerbe (März)

15.05. Pressemeldung des BMWi zur wirtschaftlichen Lage

16./17.05. Eurogruppe/ECOFIN

27.05. WBF-Rat

28.05. Handelsministerrat

Ende Mai 2019 Schlaglichter (Newsletter und Veröffentlichung auf Website)

Der Monatsbericht des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie ist nicht nur als Druck -
exemplar, sondern auch im Online-Abo als elektro-
nischer Newsletter verfügbar . Sie können ihn  
unter der nachstehenden Internet- 
Adresse bestellen:
www .bmwi .de/abo-service

Darüber hinaus können auf der Homepage des  
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie  
auch einzelne Ausgaben des Monats berichts sowie 
Beiträge aus älteren Ausgaben online gelesen  
werden:
www .bmwi .de/schlaglichter

In eigener Sache: Die „Schlaglichter“ als E-Mail-Abonnement

http://www.bmwi.de/abo-service
http://www.bmwi.de/schlaglichter
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Grafik des Monats

Der Strompreis …

… ist ein wichtiger Kostenfaktor für Industrieunternehmen und beeinflusst auch ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit. 
Ein EU-weiter Vergleich zeigt dabei große Unterschiede auf: Im ersten Halbjahr 2018 zahlten industrielle Verbraucher in 
Deutschland und dem Vereinigten Königreich mit 12,2 bzw. 12,8 Cent pro Kilowattstunde am meisten für Strom; in Frankreich 
fielen dagegen für die gleiche Menge lediglich knapp 8 Cent an. Ein Blick auf die Entwicklung in den letzten zehn Jahren zeigt, 
dass die Strompreise in fast allen Ländern der EU gestiegen sind. Besonders ausgeprägt waren die Preissteigerungen dabei im 
Vereinigten Königreich und Frankreich, hier jedoch von einem deutlich niedrigeren Niveau aus.
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*. Verbrauchsmenge von 2 GWh bis 20 GWh pro Jahr. Ohne Mehrwertsteuer und erstattungsfähige Steuern und Abgaben.

Quelle: Eurostat.

Strompreise für Industriekunden im internationalen Vergleich*.
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Überblick über die wirtschaftliche Lage

 • Die deutsche Wirtschaft hat sich im Jahresend-
quartal 2018 stabilisiert .

 • Die vorausschauenden Konjunkturindikatoren 
bleiben zurückhaltend . Solide binnenwirtschaft liche 
Auftriebskräfte und fiskalische Impulse sorgen 
aber zu Jahresbeginn für etwas Schub .

 • Die Industrieproduktion hat sich zum Jahresende 
2018 stabilisiert, insbesondere die Kfz-Produktion 
zog wieder an . Bei hohen Auftragsbeständen kam 
es bis zuletzt noch nicht zu einer Belebung der 
Auftragseingänge . Das Baugewerbe boomt weiter-
hin .

 • Die Einkommen steigen unterstützt durch die Fis-
kalpolitik kräftig und sorgen für eine rege Konsum-
nachfrage der privaten Haushalte . 

 • Die Erwerbstätigkeit nimmt weiter zu und der 
Rückgang der Arbeitslosigkeit setzt sich fort .

Die deutsche Wirtschaft hat sich im vierten Quartal 2018 
stabilisiert . Das Bruttoinlandsprodukt blieb in etwa auf dem 
Niveau des Vorquartals (0,0 %) .1 . Im dritten Quartal war es 
etwas überraschend um 0,2 % zurückgegangen . Die Kon-
junktur wurde durch erschwerte außenwirtschaftliche 
Rahmenbedingungen und binnenwirtschaftliche Sonder-
effekte gedämpft . Die steigende Nachfrage nach Konsum- 
und Investitionsgütern wurde bei neutralem Außenbeitrag 
teilweise aus den Lagern bedient . Während die Handels-
konflikte und der Brexit-Prozess weiterhin für Verunsiche-
rung sorgen, schreitet die heimische Pkw-Industrie bei der 
Bewältigung der WLTP-Problematik voran und die von der 
Binnenschifffahrt abhängigen Produktionsstandorte wer-
den nicht mehr durch Niedrigwasser behindert . Die voraus-
schauenden Konjunkturindikatoren, wie z . B . die Geschäfts-
erwartungen oder die Auftragseingänge des Verarbeitenden 
Gewerbes, sind zwar weiterhin zurückhaltend, wichtige 
binnenwirtschaftliche Auftriebskräfte wirken jedoch fort . 
Die Beschäftigung und die Einkommen sowie die Investiti-
onen in Bauten nehmen kräftig zu . Hinzu kommen ab der 
Jahreswende spürbare fiskalische Impulse, nicht zuletzt 

durch die Entlastung von Bürgerinnen und Bürgern bei 
Steuern und Abgaben sowie die Erhöhung der monetären 
Sozialleistungen .2 .

Vom weltwirtschaftlichen Umfeld gehen lediglich gedämpfte 
Signale aus . Sowohl bei der industriellen Erzeugung als auch 
beim Welthandel war im vergangenen Jahr eine verlangsamte 
Entwicklung zu beobachten . Zuletzt, Stand November 2018, 
gingen sie sogar etwas zurück . Der Stimmungsindikator IHS 
Markit PMI für die globale Industrie lag im Januar 2019 auf 
dem niedrigsten Stand seit über zwei Jahren . Auch der ifo 
Index zum Weltwirtschaftsklima gab für das erste Quartal 
2019 eine abgekühlte Stimmung insbesondere für die ent-
wickelten Volkswirtschaften wieder . Angesichts der Indika-
toren und der derzeitigen Ballung globaler Risiken gehen die 
internationalen Organisationen in ihren letzten Prognosen 
von einer weniger dynamischen, aber dennoch merklich 
aufwärtsgerichteten Entwicklung der Weltwirtschaft aus . 

Die schwache weltwirtschaftliche Dynamik spiegelt sich auch 
in den deutschen Ausfuhren von Waren und Dienstleistungen 
wider . So nahmen die Exporte im Dezember saisonbereinigt 
und in jeweiligen Preisen um 2,0 % ab . Im Quartalsvergleich 
sind die Ausfuhren nominal leicht gestiegen (+0,9 %) . Preis-
bereinigt dürfte diese Steigerung jedoch geringer ausfallen . 
Die Unternehmen gehen hier aktuell nicht von einer deutli-
chen Belebung aus: Die ifo Exporterwartungen fielen auf 
den niedrigsten Stand seit über zwei Jahren . Die nominalen 
Importe von Waren und Dienstleistungen verringerten sich 
im Dezember saisonbereinigt um 0,3 % . Im Quartalsvergleich 
ergab sich ein Plus von 1,5 % . Bei steigenden Importpreisen 
dürfte sich preisbereinigt ebenfalls ein schwächerer Anstieg 
ergeben . Insgesamt deuten die Indikatoren auf eine verhal-
tene Entwicklung der Ausfuhren in den kommenden Mona-
ten hin . Über das vergangene Jahr hinweg hat sich der Leis-
tungsbilanzüberschuss kontinuierlich um 12,1 Mrd . Euro 
auf 249,1 Mrd . Euro abgebaut . 

Bei der Produktion im Produzierenden Gewerbe zeigte sich 
im Dezember der vierte leichte Rückgang in Folge . Die Indus-
trie hat ihre Produktion hingegen wieder etwas ausgeweitet 
(+0,2 %), konnte die kräftige Einschränkung der Produktion 
im Baugewerbe (-4,1 %) aber nicht gänzlich kompensieren . 
Im vierten Quartal insgesamt ergab sich ein Minus in der 
Industrie von 1,3 % und im Baugewerbe von 0,6 % . Die Auf-
tragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe verringerten sich 

1 . Meldung des Statistischen Bundesamts zur Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2018 vom 14 . Februar 2019 .
2 . In diesem Bericht werden Daten verwendet, die bis zum 15 . Februar 2019 vorlagen . Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um Verände-

rungsraten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis preisbereinigter sowie kalender- und saisonbereinigter Daten .
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im Dezember bei sehr geringen Großaufträgen kräftig um 
1,6 % . Ohne die volatilen Großaufträge nahmen sie hinge-
gen um 3,5 % zu . Im vierten Quartal insgesamt lagen die 
Auftragseingänge nach drei rückläufigen Quartalen erst-
mals wieder um 0,3 % über dem Vorquartal . Stützend wirkte, 
dass die Aufträge in der Kfz-Industrie um 10,2 % gegenüber 
dem schwachen dritten Quartal zulegten . Auch wenn das 
Auftragspolster mit einer Reichweite von 5,7 Monaten 
hoch blieb, wirken die externen Risiken weiterhin dämp-
fend auf die Industriekonjunktur . Andererseits könnte sich 
der Erho  lungsprozess in der Automobilindustrie beschleu-
nigen und positiv auf andere Vorleistungsbereiche aus-
strahlen . Der Bauboom dürfte sich nach den deutlich 
gestiegenen Aufträgen im jüngsten Quartal fortsetzen .

Mit der guten Beschäftigungs- und Einkommensentwick-
lung stiegen die Konsumausgaben der privaten Haushalte 
im Jahr 2018 um 1,0 % . Nach einem überraschenden Rück-
gang im 3 . Quartal 2018 haben die privaten Haushalte ihre 
Konsumausgaben im 4 . Quartal wieder erhöht . Die verfüg-
baren Einkommen stiegen 2018 um 3,2 %, allerdings nahm 
auch die Sparquote der privaten Haushalte zu, was den An -
stieg der Konsumausgaben etwas dämpfte . Im vierten Quar-
tal stiegen die Umsätze im Einzelhandel (ohne Kfz) um 0,2 %, 
obwohl es im Dezember zu deutlichen Umsatz einbußen 
von 3,1 % kam . Im Januar 2019 setzte sich die posi tive Ent-

wicklung der Neuzulassungen von Pkw bei privaten Halter-
gruppen fort (+4,5 %) . Damit stiegen die Zulassungszahlen 
den vierten Monat in Folge . Insgesamt deutet alles auf eine 
weiterhin positive Entwicklung der privaten Konsumaus-
gaben hin .

Am Arbeitsmarkt setzen sich die Besserungstendenzen trotz 
der aktuell schwächeren Konjunktur fort . Die Zunahme der 
Erwerbstätigkeit hielt im Dezember mit 42 .000 Personen im 
bisherigen Tempo an . Jahreszeitlich üblich war die Beschäf-
tigung nach den Ursprungszahlen mit 45,1 Mio . Personen 
etwas niedriger als im Vormonat . Die sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung nahm im November aber erneut 
kräftig zu . Die Nachfrage der Unternehmen nach Arbeits-
kräften blieb, wenn auch leicht abgeschwächt, hoch . Signale 
z . B . aus der Arbeitnehmerüberlassung deuten auf eine 
etwas ruhigere Entwicklung in den nächsten Monaten hin . 
Die Zahl der Arbeitslosen verringerte sich im Januar saison-
bereinigt leicht um 2 .000 Personen; in Ursprungszahlen stieg 
sie im jahreszeitlich üblichen Rahmen auf knapp über 2,4 
Mio . Personen . Damit erhöhte sich auch die Arbeitslosen-
quote auf 5,3 % . Die Langzeitarbeitslosigkeit geht konti-
nuierlich zurück, der Vorjahresstand wurde um rund 11 % 
unterschritten . Die Stärkung der Wirtschaftskraft struktur-
schwacher Regionen bleibt eine Herausforderung . 
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Konjunktur auf einen Blick* 
Entwicklung von Bruttoinlandsprodukt, Produktion und Auftragseingang in der Industrie sowie ifo Geschäftserwartungen

* zentrierte gleitende 3-Monats-Durchschnitte bzw. Quartale, saisonbereinigt, Veränderungen gegenüber Vorperiode in v. H. bzw. Salden bei ifo

Quellen: StBA, BBk, ifo Institut.
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Nationale Industriestrategie 2030
Strategische Leitlinien für eine deutsche und europäische Industriepolitik

Zielsetzung:

 • Das Ziel der „Nationalen Industriestrategie 2030“ 
besteht darin, gemeinsam mit den Akteuren der Wirt-
schaft einen Beitrag zu leisten zur Sicherung und Wie-
dererlangung von wirtschaftlicher und techno logi scher 
Kompetenz, Wettbewerbsfähigkeit und Industrie -
Führerschaft auf nationaler, europäischer und globaler 
Ebene in allen relevanten Bereichen. 

 • Dies ist eine notwendige Voraussetzung, um die volks-
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit Deutschlands insge-
samt und damit seine Arbeitsplätze und den Wohl-
stand seiner Bürgerinnen und Bürger langfristig zu 
sichern und auszubauen.

 • Ein Ziel ist dabei der schrittweise Ausbau des Anteils 
der Industrie an der Bruttowert schöp f ung auf 25 Pro-
zent in Deutschland und 20 Prozent in der Europäi-
schen Union bis zum Jahr 2030.

 • Die Mittel der Wahl zur Erreichung der Ziele sind grund-
sätzlich marktwirtschaftlich, privatwirtschaftlich und 
eigenverantwortlich. Staatliches Handeln kann nur 
ausnahmsweise, nur vorübergehend und nur in Fällen 
von grundlegender Bedeutung in Betracht kommen, 
wenn sich alle anderen Optionen als unzureichend 
erwiesen haben.

 • Indem wir willkürlichen Eingriffen anderer in markt-
wirtschaftliche Prozesse entschlossen entgegentreten 
und unsere eigenen wirtschaftlichen Interessen konse-
quent wahren, leisten Deutschland und die Europäi sche 
Union langfristig auch einen Beitrag zur Entstehung 
einer Globalen Sozialen Marktwirtschaft, die für alle zu 
mehr Markt und mehr Wohlstand führen kann.
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Ausgangslage:

Die heutige Stärke Deutschlands im internationalen Wett-
bewerb beruht zu einem erheblichen Teil auf der Stärke sei-
ner Industrie . Mit einem Anteil der Industrie von 23 Pro-
zent an der Bruttowertschöpfung liegt Deutschland mit an 
der Spitze aller Länder in der EU und auch interna tional 
auf einem hervorragenden Platz .

Wir sind als Wirtschaftsnation im internationalen Vergleich 
auch deshalb so erfolgreich, weil wir stets an unserem 
industriebasierten Wirtschaftsmodell festgehalten haben . 
Die deutsche Industrie ist hoch wettbewerbsfähig und 
inno vationsstark . Sie investierte 2015 rund 53 Milliarden 
Euro in Forschung und Entwicklung . Dies entspricht 85 
Prozent der internen Aufwendun gen der Privatwirtschaft 
insgesamt, also fast viermal so viel, wie ihrem Anteil an der 
Brutto wert schöpfung entspricht .

Zu den industriellen Schlüsselbereichen, in denen Deutsch-
land bereits heute und immer noch führend ist, gehören 
u . a .:

 • die Stahl-, Kupfer- und Aluminium-Industrie

 • die Chemieindustrie

 • der Maschinen- und Anlagenbau

 • die Automobilindustrie

 • die optische Industrie

 • die Medizingeräteindustrie

 • der GreenTech-Sektor

 • die Rüstungsindustrie

 • die Luft- und Raumfahrtindustrie sowie

 • die additive Fertigung (3D-Druck)

Ohne seinen hohen Anteil an Industriearbeitsplätzen 
könnte Deutschland sein hohes Einkommensniveau sowie 
sein hohes Niveau an Bildung, Umweltschutz, sozialer 
Sicherheit, Gesundheitsversorgung und Infrastruktur 
nicht aufrechterhalten. Deshalb liegt die Stärkung seiner 
industriellen Basis im gesamtstaatlichen Interesse und 
Auftrag. Hierzu braucht der Staat geeignete Instrumente 
und Mittel. Darüber und über die Voraussetzungen und 

Grenzen ihres Gebrauchs brauchen wir eine Debatte, die 
offen, vor  urteilslos und ergebnis orientiert geführt werden 
muss.

Herausforderungen:

Die hervorragende wirtschaftliche Ausgangslage ist nicht 
gottgegeben . Sie wird vom internationalen Wettbewerb 
sowie durch willkürliche Eingriffe anderer Staaten und 
Unternehmen immer wieder infrage gestellt und muss 
daher stets aufs Neue errungen und bestätigt werden:

 • Dem Vorteil sehr viel niedrigerer Lohn- und Fertigungs-
kosten in wichtigen Schwellenländern stand bislang ein 
großer Vorsprung der deutschen Industrie im Hinblick 
auf Technologie und Qualität gegenüber . Dieser Vor-
sprung schmilzt langsam, aber deutlich ab, weil die be -
treffenden Länder durch umfassende Konzepte zur Ent-
wicklung von technologischem Know-how, durch Joint 
Ventures oder durch Unternehmensübernahmen in Eu -
ropa schnell aufholen und ihre Fähigkeiten ausbauen . 
Da    durch steigt der Wettbewerbsdruck auch dort, wo 
deutsche Unternehmen bislang konkurrenz los waren . 
Durch langsam steigende Lohn- und Sozialkosten in den 
aufstrebenden Ländern wird diese Verschiebung nur teil-
weise egalisiert .

 • So hat Deutschland bereits in den siebziger Jahren seine 
bis dahin führende Stellung zum Beispiel in der Unter-
haltungselektronik an Länder wie Japan und Südkorea 
verloren . Dieser Verlust hat sich seither als scheinbar 
endgültig gezeigt .

 • Dies trug später dazu bei, dass Europa auch in den neuen 
Bereichen der Telekommunikations technologie und der 
Computerelektronik (einschließlich Smartphones, Tablets 
usw .) nicht Fuß gefasst hat .

 • Die Produktion der neuartigen Kohlefaserwerkstoffe 
findet größtenteils außerhalb von Deutschland statt .

 • Die Automobilindustrie, deren Erfolg für die Zukunft des 
Standortes Deutschland von sehr großer Bedeutung ist, 
sieht sich seit geraumer Zeit erheblichen Herausforde-
rungen gleichzeitig gegenüber, die noch nicht erfolgreich 
be  wältigt sind: Die Vorgänge um erhöhte und manipu-
lierte Abgaswerte, die Entwicklung von alternativen An -
trieben und von Elektromobilität sowie die bedeutende 
Innovation des Autonomen Fahrens und die Entstehung 
völlig neuartiger Mobilitätskonzepte überhaupt .
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 • Weltweit erfolgreiche Internetunternehmen der Platt-
formökonomie entstehen derzeit noch fast ausschließ-
lich in den USA und in China . Nicht hingegen in Deutsch -
land und den meisten Ländern der EU . Eine Änderung 
dieses Zustands ist bislang nicht in Sicht . Hier besteht 
Handlungsbedarf .

 • Im Bereich der Künstlichen Intelligenz (KI) sind wir in 
der Forschung noch in guter Position . Bei der Kommer-
zialisierung praktischer Anwendungen besteht jedoch 
bereits erheblicher Nachholbedarf . Der Abstand zu den 
führenden Internetunternehmen scheint derzeit eher zu 
wachsen als zu schrumpfen: Kein deutsches Unternehmen 
investiert so viel in diesen Bereich wie jedes einzelne 
der großen US-Plattform-/Software-/Mobile-Hard-
ware- Un ter   nehmen . Deutschland muss seine unterneh-
merischen, wissenschaftlichen und politischen Kräfte im 
Bereich der Künstlichen Intel ligenz bündeln . Es gilt, den 
Wettbewerbsrückstand zu den großen Technologiekon-
zernen aufzuholen, Datensouveränität herzustellen und 
die wirt schaftlichen Potenziale der neuen Schlüsseltech-
nologie voll auszuschöpfen .

 • Es besteht die Gefahr, dass Europa im Bereich der neuen 
Biotechnologien den Anschluss an die internationale 
Entwicklung überhaupt nicht erst findet oder wieder 
verliert .

 • In fast allen innovationsstarken Bereichen, insbesondere 
denen der Digitalisierung und der KI, entstehen neue, 
große und weltweit erfolgreiche Unternehmen, die über 
gewaltige Kapital- und Marktmacht verfügen, die dieje-

nige jedes einzelnen Dax-Unternehmens übersteigt . 
Diese Entwicklung ging an Deutschland bislang vorbei . 
Erfolgreiche deutsche und europäische Start-ups in 
diesem Bereich finanzieren sich ab einer bestimmten 
Wachstumsphase zunehmend über Venture Capital- 
Fonds in den USA . Dadurch werden sie Schritt für 
Schritt US-ame   rikanische Unternehmen, und zwar 
umso mehr und schneller, je erfolgreicher sie sind .

Bislang konnten die Verluste in all diesen Berei chen durch 
Zuwächse in anderen, traditionell starken Bereichen ausge-
glichen werden . So hat die deutsche Automobilindustrie 
ihre Spitzenposition in den vergangenen Jahrzehnten 
enorm ausgebaut . Im sogenannten Oberklassesegment 
werden inzwischen rund 80 Prozent der verkauften Autos 
von deutschen Unternehmen weltweit gefertigt . Dieser 
Prozess hat immerhin dazu geführt, dass die Zahl der 
industriellen Arbeitsplätze in Deutschland auf einem 
hohen Niveau erhalten wurde . Insgesamt hat Deutschland 
derzeit so viele Arbeitsplätze wie noch nie in seiner 
Geschichte .

Gerade in den Bereichen traditioneller Stärke werden die 
umwälzenden Folgen von Innovation und Digitalisierung 
immer stärker . Dadurch wird der bisher ausbleibende 
Erfolg in den erwähnten Zukunftstechnologien zum 
unmittelbaren Risiko für künftige langfristige Erfolge in 
den Berei chen traditioneller Stärke . Unsere traditionelle 
Stärke in den industriellen Kernbereichen können wir auf 
Dauer nur bewahren, wenn wir auch in den neuen 
Zukunftsfeldern stark sind .
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Die Veränderungen gehen in schnellem Tempo weiter:

 • Anhand wissenschaftlicher Untersuchungen können 
wir davon ausgehen, dass sich die Zahl der Arbeits-
plätze insgesamt eher erhöhen als verringern wird, 
dass aber eine große Zahl bisheriger Arbeitsplätze von 
der Transformation betroffen sein wird.

 • Aufgrund der disruptiven Natur vieler Ver  ände    run gen 
besteht aber die Gefahr, dass neue, innovative und 
zukunftsfähige Arbeitsplätze nicht unbedingt in den 
Ländern und Regionen entstehen werden, in denen 
bestehende Arbeitsplätze durch technologi schen Fort-
schritt und Produktivitätssteigerung wegfallen.

 • Daraus ergibt sich für Deutschland und Europa die 
Gefahr eines erheblichen Verlustes an Wert schöpfung, 
falls es nicht gelingt, auch bei den disruptiven Techno-
logien eine Führungsposition zu bekommen.

Wenn man die Zukunfts- und Wettbewerbsfähig keit der 
deutschen Industrie langfristig erhalten will, muss man 
rechtzeitig globale Entwicklungslinien erkennen und 
abschätzen können . Das Wissen um momentane Stärke 
darf nicht zur Blindheit für kommende Veränderungen 
führen . Der japanische Sony-Konzern feierte seinen größ -
ten Absatz an Musik-CDs zu einem Zeitpunkt, als der 
Höhepunkt dieses Tonträgers bereits erreicht und bald 
darauf überschritten war und man dann keine Chance 
mehr sah, den Walkman technologisch auf die Stufe des 
iPod zu hieven .

Wir brauchen eine unabhängige, umfassende und scho
nungslose Analyse der Stärken und Schwächen aller Volks
wirtschaften in der Europäischen Union, einschließlich der
jenigen Deutschlands. Die vorliegenden Untersuchungen 
sind oft unvollständig oder in ihren Bewertungsmaßstäben 
nicht transparent. Wir müssen wissen, wo wir stehen, 
damit wir gemeinsam die Zukunft meistern können. 

Andere Länder, die zu unseren Hauptwettbewer bern zäh-
len, haben bereits seit geraumer Zeit reagiert und sich neu 
aufgestellt . Beispiele hierfür, ohne dass sie kopiert werden 
müssen, sind insbesondere:

 • In den USA wird die technologische Entwicklung vor 
allem durch große Technologiekonzerne wie Apple, 
Amazon, Google, Microsoft und General Electric voran-
getrieben . Diese investieren insgesamt dreistellige Mil-
liarden beträge in Forschung und Entwicklung für KI, 
Digitalisierung, Autonomes Fahren und Biotechnologie . 

Jedenfalls durch die vorgehende US-Administration 
wurde diese Entwicklung umfassend begleitet und 
unterstützt . Die jetzige Adminis tration ist bestrebt, 
durch eine Politik des „America First“ traditionelle 
Indus trie spar ten wie Stahl, Aluminium, Automobilwirt-
schaft und Landwirtschaft durch höhere Zölle und bila-
terale Vereinbarungen zu revitalisieren und zu schützen 
und bereits verlorene Wertschöpfungsanteile wieder in 
die USA zurück zu verlagern .

 • Zu den Stärken der japanischen Wirtschaft gehören 
neben der Autoindustrie und der Elektronikindustrie 
insbesondere die KI, vernetzte Maschinen und Robotik . 
Der japanische Konzern Softbank hat einen Investitions-
fonds (Vision Fund) für Netzwerktechnologien (Künst-
liche Intelligenz, vernetzte Maschinen und Robotik) auf-
gelegt, der binnen eines Jahrzehnts auf 100 Milliarden 
US-Dollar anwachsen soll .

 • Ein industriepolitisch besonders erfolgreiches Land ist 
die Volksrepublik China, die 2015 die Agenda „Made in 
China 2025“ beschlossen hat . Durch aktive Industrie-
politik sollen dort Schlüsseltechnologien in zehn Sekto-
ren ge  stärkt werden . Dazu gehören u . a . die Informa-
tionstechnik, High-End-Robotics, Luft- und Raumfahrt, 
Maritime Industrie, Elektromobilität, Transport und 
Eisenbahn, Biopharma zeutika, Medizintechnik . 2017 
kündigte China an, im Bereich der Künstlichen Intelli-
genz bis 2030 zum weltweiten Spitzenreiter werden zu 
wollen . Der chinesische Staatskonzern CMG beschloss 
im Juli 2018, einen 15 Milliarden US-Dollar umfassen-
den Technologiefonds zu gründen (China New Era Tech-
nology Fund) . Er soll in Technologiefirmen in China, 
aber auch global investieren . Mit dem Projekt der neuen 
Seidenstraße versucht China, vorausschauend Absatz-
märkte und Logistik zu sichern . Diese Strategie, die 
Prinzi pien der Marktwirtschaft mit vorausschauender 
und flankierender Politik verbindet, hat bislang große 
Früchte ge  tragen . In China sind Unternehmen mit Welt-
geltung entstanden, ganze Industriebereiche könnten in 
den nächsten Jahren zum technologischen Monopol die-
ser Unternehmen werden . Mit der Folge, dass funktio-
nierender internatio naler Wettbewerb dann nicht mehr 
möglich wäre .

Aus dem Vorstehenden ergibt sich, dass die Heraus forde-
rungen der Zukunft in wichtigen Ländern, mit denen wir 
im Wettbewerb stehen, ebenfalls und sogar erheblich frü-
her erkannt und auf die politische Tagesordnung gesetzt 
wurden, mit weitreichenden Konsequenzen auch für 
Deutschland und Europa:
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Industriepolitische Strategien erleben in vielen Teilen 
der Welt eine Renaissance, es gibt kaum ein erfolgreiches 
Land, das zur Bewältigung der Aufgaben ausschließlich 
und aus nahmslos auf die Kräfte des Marktes setzt.

Es gibt ganz offenbar Strategien rascher Expansion mit 
der klaren Zielrichtung, neue Märkte für die eigene 
Volks wirtschaft zu erobern und – wo immer möglich – 
zu monopolisieren.

Daneben gibt es Tendenzen zu Abschottung und Protek-
tionismus, von denen sich schon jetzt absehen lässt, dass 
ihr Erfolg zweifelhaft sein wird.

Die Politik hat die Gesamtheit dieser Entwicklungen viel 
zu lange ignoriert. Sich damit zu beschäftigen und eigene 
Konzepte zu entwickeln ist notwendig, denn auch in 
unseren Partnerländern findet diese Beschäftigung auf 
politischer Ebene statt und werden Weichen gestellt.

Eine deutsche und europäische Politik, die grundlegende 
wirtschaftspolitische Herausforderungen verdrängt und 
unbeantwortet lässt, würde die eigenen Unternehmen in 
einer schwierigen Phase alleine lassen und schwächen.

Basisinnovationen als Game-Changer:

Innovation ist ein kontinuierlicher Prozess, den es immer 
gegeben hat und geben wird . In längeren zeitlichen Abstän-
den ereignen sich jedoch „Basisinnovationen“, die grund-
legende Auswirkungen auf wichtige oder gar alle Bereiche 
der Volkswirtschaft und ihrer Wertschöpfungsketten haben . 
Sehr häufig sind diese Innovationen „disruptiv“, das heißt, 
sie brechen radikal mit bisherigen Verfahren oder Techno-
logien und ersetzen sie durch neue . Sie sind eine enorme 
Heraus forderung für jedes hochentwickelte Industrie land . 
Oft sind sie auch geographisch und in Bezug auf bisherige 
Marktführer disruptiv und führen dann zu erheblichen 
Verwerfungen in sehr kurzer Zeit .

Beispiele hierfür sind die Erfindung der Dampfmaschine, 
der Eisenbahn, die Nutzbarmachung der Elektrizität, der 
Verbrennungsmotor und das Automobil, das Flugzeug, 
Radio und TV, Computer und Internet .

Nur wer über die neuen Technologien verfügt und sie 
beherrscht, kann seine Position im Wettbewerb dauerhaft 
behaupten.

Die wichtigste Basisinnovation heute ist die Digitalisierung 
und insbesondere die rasante Verbreitung von Anwendun-
gen der Künstlichen Intelligenz:

Die Entstehung einer globalen Plattformökonomie auf 
Weltmarktniveau ist eine logische und zwangsläufige Wei -
ter   entwicklung von Marktwirtschaft im Weltmaßstab im 
Zeitalter des Internets . Sie kann Verfügbarkeit und Trans-
parenz von Preisen enorm erhöhen und damit zur Interna-
tionalisierung von Waren- und Dienstleis tungsströmen 
sowie zur Entstehung von mehr Wettbewerb beitragen . 
Umgekehrt kann eine Monopolisierung durch einige 
wenige Unternehmen auch zu weniger Markt führen .

Die großen Internetplattformen verfügen inzwischen über 
enorme Mengen an Kapital und Daten, werden ihrerseits 
zum Treiber von Innovation und verändern Wertschöp
fungsketten weltweit.

Für den dauerhaften Erfolg einer großen Volkswirtschaft 
ist es daher unverzichtbar, an der Wertschöpfung der 
Plattform ö  ko nomie angemessen teilzuhaben . Dies ist in 
Deutschland und Europa bislang nicht der Fall . Darin 
besteht ein großes Risiko, auch in anderen Bereichen Wett-
bewerbspositionen zu verlieren . Noch sind in den großen, 
überaus relevanten Bereichen der Mobilität, der Gesund-
heitswirtschaft und des digitalen Cloud-Learning (Distance 
Learning) die Karten nicht endgültig verteilt . Weltweit 
arbeiten jedoch auch in diesen Bereichen viele Unterneh-
men an globaler Führung .

Die Anwendungen der Künstlichen Intelligenz stellen ver-
mutlich die bislang größte Basisinnovation seit Erfindung 
der Dampfmaschine dar . Denn sie erstrecken sich auf alle 
Wirtschafts-, Industrie- und Dienstleistungsbereiche, auf 
Logis tik und Verkehr, auf berufliches, privates und soziales 
Leben gleichermaßen . Anwendun gen, die sich durch 
maschi nelles Lernen ständig selbst optimieren und weiter-
entwickeln, sind eine neue, zusätzliche Beschleunigung von 
Inno vations prozessen . Zu den entscheidenden KI-Anwen-
dungen der Zukunft gehören das Autonome Fahren und 
die medizini sche Diag nostik . Deutschland ist im Bereich 
der Forschung noch gut aufgestellt, hinkt aber bei der 
prakti schen Anwend barkeit deutlich hinterher .

Sollte bei dem Automobil der Zukunft die digitale Plattform 
für Autonomes Fahren mit Künstlicher Intelligenz aus den 
USA und die Batterie aus Asien kommen, hätten Deutsch
land und Europa mehr als 50 Prozent der Wertschöpfung 
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in diesem Bereich verloren. Die damit verbundenen Aus
wirkungen gingen weit über den Bereich der Automobil
wirtschaft hinaus. Diese Problematik betrifft deshalb nicht 
nur die Unternehmen der Branche, sondern alle wirtschaft
lichen und staatlichen Akteure gleichermaßen.

Die Verbindung von Maschine und Internet (Industrie 4.0) 
ist ein weiterer außerordentlich wichtiger Game-Changer . 
Die bisherige Trennung zwischen der „realen“ Welt der 
(Produktions-)Maschinen und der „virtuellen“ Welt des 
Internets wird zunehmend aufgehoben . Maschinen sind 
über das Internet mit anderen Maschinen und mit Men-
schen ver  bunden . Das Internet bekommt eine neue Dimen-
sion, Industrieproduktion ohne Nutzung des Internets ist 
wirt  schaft lich nicht mehr denkbar . Die Frage, welche Seite 
bei dieser Fusion von Maschine und Netz im „Lead“ sein 
wird, ist alles andere als geklärt, die Veränderung hat gerade 
erst begonnen .

Zu weiteren Game-Changer-Technologien der Zukunft gehö-
ren vermutlich die Nano- und die Biotechnologie, neue 
Werkstoffe und Leichtbautechnologien sowie die Entwick-
lung des Quanten-Com putings .

Innovationstempo als Game-Changer:

Im Vergleich zu früheren Zeiträumen hat sich das Innova-
tionstempo heutzutage enorm beschleunigt . Bereits zu 
Beginn des 20 . Jahrhunderts wurden die Möglichkeiten von 
Fernsehen, Telekopie (Fax) und Mobiltelefon grundsätzlich 
erkannt . Es dauerte gleichwohl viele Jahrzehnte, bis die 
techni sche Entwicklung eine Umsetzung und Kommer-
zialisierung möglich machte .

Seit etwa 15 Jahren hat sich das Innovationstempo – insbe-
sondere in den relevanten Digital- und Zukunftsbereichen – 
radikal beschleunigt . Damit wächst die Gefahr, den Anschluss 
an solche Entwicklungen zu verlieren . Unternehmen und 
Volkswirtschaften, denen dies widerfährt, werden dadurch 
vom „rule-maker“ zum „rule- taker“, zur verlängerten Werk-
bank derjenigen Länder, die rechtzeitig gehandelt haben . 

Durch die Verbindung von wesentlichen Aspek ten der digi-
talen Revolution mit traditioneller Forschung und Umset-
zung wird das Innova tionstempo noch einmal drastisch 
zunehmen .
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Dazu wird der Einsatz von Anwendungen der KI wesentlich 
beitragen . Entscheidungen, ob man in einem bestimmten 
Bereich in den Innovationswettbewerb einsteigt, müssen 
künftig wesentlich schneller innerhalb eines kurzen Zeit-
fensters ge  troffen werden und sind weit weniger reversibel, 
als dies in früheren Innovationszyklen der Fall war .

Orientierungspunkte einer nationalen  
Industriepolitik:

 • Die Frage der industriellen und technologischen Sou-
veränität und Kapazität unserer Volkswirtschaft ist die 
entscheidende Herausforderung für die Bewahrung der 
Zukunftsfähigkeit unseres Landes . Unsere Volkswirt-
schaft muss auch künftig dem weltweiten Wettbewerb 
in allen wesentlichen Bereichen gewachsen sein, insbe-
sondere, wenn es um Schlüsseltechnologien und Basis-
innova tio nen geht .

 • Der Anteil der Industrie an der Bruttowertschöpfung 
ist ein quantitatives Ziel und reicht als Orientierungs-
punkt alleine nicht aus . Er ist aber ein wichtiger Indi-
kator, ob die Entwicklung in die richtige oder falsche 
Richtung geht . Ein Ausbau auf 25 Prozent an der Brutto-
wert schöpfung wird in Deutschland für sinnvoll und 
möglich gehalten . Wesentlich schwerer ist die Aufgabe 
für die EU insgesamt, da der Prozess der De-Industriali-
sierung in vielen Ländern noch in vollem Gange ist . Eine 
Trendumkehr liegt aber im deutschen volkswirtschaft-
lichen Interesse, da von einer industriellen Renaissance 
in Europa wichtige Impulse für alle Länder zu erwarten 
sind . Perspektivisch soll der Industrieanteil in der EU 
insgesamt daher auf 20 Prozent bis zum Jahre 2030 
steigen .

 • Der Erhalt geschlossener Wertschöpfungs ketten ist von 
hoher Bedeutung: Wenn von der Grundstoffproduktion 
über die Veredelung und Verarbeitung bis hin zu Vertrieb, 
Dienst leis tungen, Forschung und Entwicklung alle Teile 
einer Wertschöpfungskette in einem Wirtschaftsraum 
vorhanden sind, werden die einzelnen Glieder der Kette 
widerstandsfähi ger, ist es wahrscheinlicher, dass ein 
Wettbewerbsvorsprung erreicht oder ausgebaut werden 
kann . Deshalb brauchen wir eine ganzheitliche Betrach-
tung und Analyse, wo bisherige Wertschöpfungsketten 
bereits unterbrochen oder gefährdet sind, sowie die Ver-
ständigung auf geeignete Maßnahmen, um eine weitere 
Erosion zu verhindern oder umzukehren .

 • Wir müssen vorhandene Stärken ausbauen und gleich-
zeitig einen Aufholprozess in Be  reichen starten, in 
denen andere besser sind als wir . Die Erfahrung hat 
gezeigt, dass Industriebereiche, die einmal an andere 
Wettbewer ber „verloren“ sind, kaum oder nur sehr 
schwer wiederzugewinnen sind . Deshalb müssen wir um 
jeden industriellen Arbeitsplatz kämpfen . Die falsche 
Unterscheidung in „alte schmutzige“ Industrien und 
„saubere neue“ Industrien führt in die Irre .

 • Die Stärkung des industriellen Mittelstandes ist von 
zentraler Bedeutung, da hier eine be sondere Stärke 
unse res Landes liegt . Viele mittelständische Unterneh-
men haben mit hoch spezialisierten Produkten und 
Anwendun gen Teile des Weltmarktes „erobert“ (Hidden 
Champions), verfügen über eine enorme technologische 
Kompetenz und Wett bewerbsfähig keit . Sie werden 
durch den raschen Fortgang von Innovation und ins-
besondere Digitalisierung aber vor gewaltige Herausfor-
derungen gestellt, da ihre besonderen technologischen 
Fähigkeiten oftmals in anderen Bereichen liegen . Sie 
brauchen noch mehr als bisher maßgenaue Angebote 
und Unterstützung .

 • Nationale und europäische Champions:  
Größe zählt – Size matters!  
Durch die Herausbildung eines umfassenden Weltmarktes 
in immer mehr Bereichen stellt sich zunehmend die 
Frage nach der kritischen Größe, die für einen industri-
ellen Akteur erforderlich ist, um am internationalen 
Wettbewerb erfolgreich teilzunehmen, bzw . bestimmte 
Produkte und Dienstleistungen anbieten zu können . 
Große Verkehrsflugzeuge werden nur von Unternehmen 
ab einer bestimmten Größe gebaut . Die Schaffung und 
Modernisierung von Eisenbahnsystemen führt zu Groß-
projekten von 30 Milliarden US-Dollar und mehr . Große 
Internetplattformen, die auf dem Weltmarkt erfolgreich 
sind, brauchen eine enorme Menge an Kapital . Ebenso 
ist es im Anlagenbau, dem internationalen Finanz- und 
Bank wesen und bei vielen anderen Aufgaben: Sie verlan-
gen große und starke Akteure, die mit Wettbewer bern 
aus den USA oder China auf Augenhöhe sind . 
 
Wenn es in einem Land an Unternehmen fehlt, die die 
notwendige kritische Größe erreichen, um bedeutende 
Projekte zu realisieren und sich im internationalen 
Wett  bewerb gegen große Konkurrenten zu behaupten, 
führt dies faktisch zum Ausschluss von einem bedeuten-
den und wachsenden Teil des Weltmarktes .  
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Es ist deshalb Anlass zur Sorge, dass in Deutsch land seit 
Jahren kaum noch neue Unternehmen dieser Größen-
ordnung entstehen, stattdessen frühere Weltmarktführer 
wie AEG oder Grundig schon lange ihre Stellung verloren 
haben . In den USA und in China sind in den letzten 20 
Jahren zahlreiche neue große Weltmarktkonzerne ent-
standen, insbesondere im Bereich der Telekommunika-
tionstechnologien, des Internets und der Digitalisierung . 
Dies hat in einigen Bereichen zu einem enormen 
Zuwachs an Wertschöpfung für diese Länder geführt .  
 
Oft scheitern deutsche oder europäische Fusio nen, die 
mit Blick auf den Weltmarkt sinnvoll und notwendig 
sind, an der Fokussierung auf nationale und regionale 
Märkte im geltenden Recht . Das europäische und deut-
sche Wettbewerbsrecht müssen überprüft und gegebe-
nenfalls geändert werden, damit für deutsche und euro-
päische Unternehmen ein internationaler Wettbewerb 
„auf Augenhöhe“ möglich bleibt . 
 
Bereits bestehende Champions wie Siemens, Thyssen- 
Krupp, Automobilhersteller oder Deutsche Bank gibt es 
zum Teil seit 100 Jahren und länger, sie haben sich seit-
her erfolgreich am Weltmarkt behauptet . Airbus ist eine 
große neuere Erfolgsgeschichte, doch auch seine Grün-
dung liegt mittlerweile 50 Jahre zurück .

Der langfristige Erfolg und das Überleben solcher Unter
nehmen liegt im nationalen politi schen und wirtschaft
lichen Interesse, da sie erheblich zur Wertschöpfung bei
tragen und in vielen Fällen auch für das hervorragende 
Image deutscher Wirtschaft und Industrie weltweit mit 
verantwortlich sind.

 • Viele Unternehmen versuchen, ihre Position auf be  stimm-
ten Märkten durch die Übernah me von Unterneh men 
in anderen Ländern zu verbessern . Deutschland war und 
ist ein offenes Land, in dem solche Übernahmen auch 
künftig möglich und erwünscht sind, da dies unserem 
Verständnis von Marktwirtschaft entspricht . 
 
Die staatliche Untersagung von Unternehmensübernah-
men durch ausländische Wett bewerber ist auch künftig 
an strenge Voraussetzungen zu knüpfen und darf im Ein  -
zelfall nur dann erfolgen, wenn dies zur Abwehr von Ge-
fährdungen der nationalen Sicherheit, einschließlich des 
Bereichs der kritischen Infrastrukturen, erforderlich ist . 
 
Bei Übernahmeversuchen, bei denen nicht in erster 
Linie das staatliche Sicherheitsinteresse, sondern viel-

mehr Tech nologie- und Innova tionsführerschaft betrof-
fen sind, ist es vorrangig Sache der privaten deutschen 
Wirtschaft und ihrer Akteure, derartige Übernahmen 
durch eigene Angebote zu verhindern . Der Staat kann in 
diesen Fällen ermutigen und unterstützen . 
 
Nur in sehr wichtigen Fällen soll der Staat für einen 
befristeten Zeitraum selbst als Erwerber von Unterneh-
mensanteilen auftreten können . Insgesamt darf sich der 
Anteil staatlicher Beteiligungen langfristig aber nicht 
erhöhen . Deshalb kommt die Schaffung einer nationalen 
Beteiligungsfazilität in Betracht, über deren Umfang 
regelmäßig dem Parlament zu berichten ist . Der Über-
nahme neuer Beteiligungen muss grundsätzlich die 
Priva tisierung anderer Beteiligungen gegenüberstehen .

 • Ob und inwieweit der Staat von grundsätzlich gege-
benen Handlungsmöglichkeiten Gebrauch macht, muss 
nach einem neuen volkswirtschaftlichen Verhältnis-
mäßigkeitsprinzip beurteilt und entschieden werden:

1 . Je geringer die volkswirtschaftliche Bedeutung eines 
Vorgangs, desto weniger darf der Staat in den Wirt-
schaftsprozess eingreifen .

2 . Je größer die volkswirtschaftliche Bedeutung eines 
Vorgangs, desto größer muss der Spielraum des 
Staates für aktive und aktivierende Gestaltung sein . 
Dies kann bei Herausforderungen, die für eine Volks-
wirtschaft existenziell sind, bis zur zeitlich befristeten 
Übernahme von Anteilen oder Gewährung von Bei-
hilfen gehen .

3 . Grundsätzlich ist jeder Eingriff auf dasjenige Maß zu 
beschränken, das zur Erreichung des volkswirtschaft-
lichen Ziels notwendig und geeignet erscheint .

4 . Im Hinblick auf die für die Wertschöpfungs kette sehr 
bedeutende Frage der Batteriezell produktion 
erscheint z . B . eine staatliche Förderung bis hin zur 
Unterstützung der Bildung von Konsortien sinnvoll 
und aus reichend .

5 . Bei den überragend wichtigen Fragen von Plattform-
ö ko nomie, Künstlicher Intelligenz und Autonomem 
Fahren erscheint dem gegenüber – wie seinerzeit im 
Falle von Airbus – eine unmittelbare staatliche Betei-
ligung zur Erreichung des Ziels erforderlich und 
gerechtfertigt (KI-Airbus) .
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Ordnungspolitische Prinzipien:

 • Die Politik muss die Rahmenbedingungen für indus-
trielle Produktion in Deutschland im Hinblick auf die 
Wettbewerbsfähigkeit wichtiger Branchen ständig über-
prüfen und verbessern . 
 
In den vergangenen Jahrzehnten haben sich diese Rah-
menbedingungen durch staatliche Eingriffe z . B . aus 
Gründen des Umweltschutzes, des Klimaschutzes, der 
Energiewende oder der Sozialpolitik zum Teil deutlich 
verändert . Dies hat die Kosten und damit die Wettbe-
werbsposition gegenüber Ländern, in denen dies nicht 
der Fall ist, verschlechtert . 
 
Soweit der Staat Eingriffe, die aus übergeordneten poli-
ti schen Gründen erforderlich sind, in ihren wett be-
werbs   schädlichen Wirkungen ausgleicht, ist dies keine 
Subven  tion, sondern die Wiederherstellung von Ver-
gleichbarkeit im Wettbewerb . Dies muss im Einklang mit 
EU- Recht möglich sein . 
 
Bereiche, in denen Handlungsbedarf besteht, sind z . B .:

 – Strom- und Energiepreise
 – Höhe der Unternehmensbesteuerung
 – Höhe der Sozialabgabenquote (dauerhaft unter  

40 Prozent muss garantiert sein)

 • Der Staat darf zu keinem Zeitpunkt in betriebs wirtschaft-
liche Entscheidungen einzelner Unternehmen eingreifen . 
Jedes Unternehmen muss selbst entscheiden können, 
welche Strategie es verfolgt, welche Investitio nen es tätigt . 
Dies folgt aus der zwingenden Einheit von Entscheidung 
und Verantwortung . Deshalb ist es Sache eines jeden 

Unternehmens, ob es in neue Technologien investiert 
oder nicht . Als Ergebnis unternehmerischen Handelns 
müssen Erfolg und Scheitern gleichermaßen möglich 
sein, wenn Marktwirtschaft tatsächlich gelingen soll .

 • Der Staat soll auch nicht willkürlich in den Wettbewerb 
zwischen einzelnen Unternehmen eingreifen, weder im 
nationalen noch im internationalen Wettbewerb . Nur so 
kann der Prozess der optimalen Ressourcenallokation 
gelingen, kann sich der bessere Anbieter be  haupten, ent-
steht der größte Mehrwert für alle .

 • Die Prinzipien des Marktes und des komparativen Vor-
teils (Ricardo) sind unverändert gültig . Ihre Beachtung 
und Durchsetzung liegt im Interesse aller Beteiligten . Sie 
bedeuten, dass der Erfolg einer einzelnen Volkswirtschaft 
nicht zu Lasten einer anderen Volkswirtschaft erfolgt . Viel-
mehr können alle gemeinsam wachsen und stärker wer-
den, wenn sie diese Prinzipien erkennen und anwenden .

 • Deutschland bekennt sich deshalb zum Prinzip freier 
und offener internationaler Märkte, auch dort, wo dies 
möglicherweise eigenen Unternehmen zum Nachteil 
gereicht . Wir wollen weltweit Zölle und Abgaben senken 
und abschaffen, insbesondere für Industrieprodukte in 
allen Bereichen .

 • Wir wollen den Multilateralismus stärken und aus-
bauen, weil er die beste Garantie gegen Protektionismus 
jeder Art ist und außerdem wesentlich zur Schaffung 
von wirt schaftlicher und politischer Stabilität beiträgt .

 • Freie und offene Märkte setzen vergleichbare Rahmen-
bedingungen für alle Marktteilnehmer und Wettbe-
werber voraus (level playing field) . Diese entstehen nicht 

auch europäische Industrie politik sein . Grundsätzlich gilt: 
Die Staaten, die zum Binnenmarkt gehören, haben gemein-
same Wirtschaftsinteressen, da höhere Wertschöpfung in 
einem dieser Staaten auch den Volkswirtschaften aller 
anderen Mitglieder des Binnenmarktes zugutekommt .

Deshalb braucht auch die Europäische Union eine Indus trie -
strategie, die auf den Strategien der wichtigsten EU-Indus-
trie    länder aufbauen muss . Unser Ziel muss es sein, die 
industrielle Wettbewerbsfähigkeit Europas insgesamt zu 
stärken . Der Prozess der De-Industrialisierung in vielen 
EU-Staaten muss nach und nach beendet und umgekehrt 
werden . Dies wird nur gelingen, wenn sich die EU-Mit glied -
staaten gemeinsam diesem Ziel verpflichten .

Bislang wird in der Europäischen Union und im Euroraum 
sehr viel über fiskalische Fragen, aber viel zu wenig über 
grundlegende wirtschaftspolitische Fragen diskutiert und 
entschieden . Es gibt mehrere unterschiedliche Ratsforma-
tio nen, in denen über einzelne Aspekte von Wirtschafts-
poli tik diskutiert wird (Wettbewerbsfähigkeitsrat, Handels-
rat, Telekommunikationsrat, Energierat), aber keinen 
zentralen europäischen Ort, an dem alle unterschiedlichen 
Aspekte zusammengeführt, diskutiert und entschieden 
werden können .

Das europäische Format „Friends of Industry“ war ein erster 
richtiger Schritt . Über diesen unverbindlichen Austausch 
hinaus braucht die Europäische Union künftig einen „Rat 
der Industrieminister“, durch den die Zahl der bestehen-
den Einzelräte allerdings nicht erhöht, sondern reduziert 
werden soll .
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von selbst, zumal einige Staaten sich nicht an geltende 
Regeln halten . Deutschland muss deshalb im Interesse 
seiner Wirtschaft intensiv auf die Beseitigung bestehen-
der Ungleichheiten und Benachteiligungen hinwirken .

 • Sofern es in absehbarer Zeit nicht gelingt, ein level play-
ing field für Globale Soziale Marktwirtschaft herzustel-
len, müssen Deutschland und Europa aktiver als in der 
Vergangenheit gegen Wettbewerbsverzerrungen durch 
andere Länder vorgehen . Sonst besteht die Gefahr, dass 
leis tungs fähige Unternehmen durch Eingriffe anderer 
Staaten benachteiligt und ins Aus gedrängt werden . Dies 
umfasst:

1 . Überprüfung und ggf . Reform des geltenden Beihilfe- 
und Wettbewerbsrechts .

2 . Ermöglichung von zeitlich begrenzten Beihilfen in 
Bereichen von Innovationen mit hoch innovativen 
Basiswirkungen, in denen das Erlangen von Wettbe-
werbsfähigkeit im volkswirtschaftlichen Interesse 
geboten ist .

3 . Wirksameres Vorgehen gegen Dumping und Miss-
brauch marktbeherrschender Stellun gen .

4 . Erleichterung von Unternehmenszusam men schlüssen 
in Bereichen, in denen Größe eine unabdingbare 
Voraus setzung für unternehmerischen Erfolg ist .

Die europäische Dimension:

Angesichts der großen Errungenschaft des Europäischen 
Binnenmarktes muss deutsche Industriepolitik immer 

auch europäische Industrie politik sein . Grundsätzlich gilt: 
Die Staaten, die zum Binnenmarkt gehören, haben gemein-
same Wirtschaftsinteressen, da höhere Wertschöpfung in 
einem dieser Staaten auch den Volkswirtschaften aller 
anderen Mitglieder des Binnenmarktes zugutekommt .

Deshalb braucht auch die Europäische Union eine Indus trie -
strategie, die auf den Strategien der wichtigsten EU-Indus-
trie    länder aufbauen muss . Unser Ziel muss es sein, die 
industrielle Wettbewerbsfähigkeit Europas insgesamt zu 
stärken . Der Prozess der De-Industrialisierung in vielen 
EU-Staaten muss nach und nach beendet und umgekehrt 
werden . Dies wird nur gelingen, wenn sich die EU-Mit glied -
staaten gemeinsam diesem Ziel verpflichten .

Bislang wird in der Europäischen Union und im Euroraum 
sehr viel über fiskalische Fragen, aber viel zu wenig über 
grundlegende wirtschaftspolitische Fragen diskutiert und 
entschieden . Es gibt mehrere unterschiedliche Ratsforma-
tio nen, in denen über einzelne Aspekte von Wirtschafts-
poli tik diskutiert wird (Wettbewerbsfähigkeitsrat, Handels-
rat, Telekommunikationsrat, Energierat), aber keinen 
zentralen europäischen Ort, an dem alle unterschiedlichen 
Aspekte zusammengeführt, diskutiert und entschieden 
werden können .

Das europäische Format „Friends of Industry“ war ein erster 
richtiger Schritt . Über diesen unverbindlichen Austausch 
hinaus braucht die Europäische Union künftig einen „Rat 
der Industrieminister“, durch den die Zahl der bestehen-
den Einzelräte allerdings nicht erhöht, sondern reduziert 
werden soll .
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Weiteres Vorgehen:

Eine überzeugende und erfolgreiche Entwicklung und 
Umsetzung einer Industriestrategie setzt das Zusammen-
wirken aller wesentlichen Akteure voraus . Sie müssen 
gemeinsam Schwerpunkte und Maßnahmen vereinbaren . 
Die Gesamt ver antwortung des Staates für das Wohl seiner 
Bürgerinnen und Bürger bleibt davon unberührt .

Der vorliegende Entwurf ist deshalb ein erster Aufschlag . Er 
beansprucht weder Vollständigkeit noch ungeteilte Zustim-
mung . Er wird in den kommenden Wochen Gegenstand 
einer intensiven Diskussion mit relevanten Akteuren aus 
Industrie, Wirtschaft, Gewerkschaften und Wissenschaft 
sein . Ebenso mit den Fraktionen des Deutschen Bundes-
tages und den Ländern .

Im Anschluss daran soll die überarbeitete Stra tegie inner-
halb der Bundesregierung abgestimmt und vom Bundes-
kabinett beschlossen werden .

Ebenso ein Fahrplan mit konkreten Umsetzungsschritten, 
soweit gesetzliche Änderungen oder sonstige Maßnahmen 
erforderlich sind (z . B . Wett bewerbsrecht, Beteiligungsfazi-
lität) .

Auf der Grundlage der Nationalen Strategie wird sich die 
Bundesregierung sodann für die rasche Erarbeitung und 
Verabschiedung einer entsprechenden EU-Industriestrate-
gie einsetzen und in den übrigen Mitgliedstaaten für eine 
intensive Be fassung mit industriepolitischen Themen  
werben .

Für den Erfolg der Strategie ist es wichtig, dass in regelmä-
ßigen Abständen eine fokussierte Bewertung der tatsächli-
chen industriepolitischen Entwicklung und der Angemes-
senheit der Politik der Bundesregierung erfolgt, ohne dass 
damit die Aufsetzung eines neuen, komplizierten und auf-
wendigen Monitoring-Prozesses verbunden wird . Ich 
schlage vor, dass dies erstmalig zu Beginn des Jahres 2021 
erfolgen soll .

Der vorliegende Entwurf entwickelt erstmals eine zusam-
menhängende und an grundsätzlichen Erwä gungen orien-
tierte nationale und europäische Industriestrategie . Mit ihr 
soll eine rationale Antwort auf eine der wichtigsten Fragen 
der Gegenwart ermöglicht werden: 

Wie können wir unser hohes Maß an privatem und öffent
lichem Wohlstand dauerhaft erhalten und ausbauen – 
unter den Bedingungen zunehmender Globalisierung, 
enorm beschleunigter Innovationsprozesse und expansiv 
be    ziehungs weise protektionistisch betriebener Wirtschafts
politik anderer Länder?

Seit Ludwig Erhard hat unser Staat unmittelbar Verantwor-
tung für die Schaffung und den Erhalt von Wohlstand 
übernommen . Sein Programmsatz „Wohlstand für alle“ 
formuliert ein weitreichendes politisches Versprechen an 
alle Bürgerinnen und Bürger, über alle sozialen Schichten 
hinweg . 

In über sieben Jahrzehnten ist es gelungen, dieses Verspre-
chen in einem Maße einzulösen, das sich seinerzeit niemand 
vorstellen konnte . Heute ist das Wohlstandsversprechen 
von Ludwig Erhard – neben Freiheit und Sicherheit – Teil 

Zur Einordnung und Motivation der Strategie sagt Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier:

der Staats raison der Bundesrepublik Deutschland . Es wird 
von Wirtschaft, Sozialpartnern und Staat gemeinsam 
gewähr leistet .

Ermöglicht wurde unser hohes Maß an Wohlstand durch 
die Soziale Marktwirtschaft . Sie hat sich als weltweit erfolg-
reichstes Wirtschaftsmodell durchgesetzt . Sie war und ist 
jeder Form von Planwirtschaft überlegen . Vor 40 Jahren 
wurden sogar in China Elemente von Marktwirtschaft ein-
geführt . Seit dem Ende des Kalten Krieges erlebt die Markt-
wirtschaft einen weltweiten Siegeszug . 

In Deutschland hat es gleichwohl immer wieder industrie-
politische Eingriffe des Staates in die Wirtschaft gegeben: 
Von der Airbus-Gründung im Jahre 1969 über „Rettungsver-
suche“ für einzelne Unternehmen (Salzgitter, Holzmann, 
Opel, Quelle) bis hin zur Ansiedlung von Photovoltaik-
Unter nehmen oder der Produktion von Halbleitern und 
Mikro chips . Manche Eingriffe gingen fehl, weil sie zu kurz 
griffen und der Staat ganz grundsätzlich nicht der bessere 
Unternehmer ist . Und weil sie – anders als z . B . bei Airbus – 
auf punktuelle Effekte zielten, Fehlallokationen auslösten, 
aber keinerlei strategische Funktion erfüllten .
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Die vorgelegte Industriestrategie wählt daher bewusst 
einen völlig anderen Ansatz. Sie definiert, in welchen Fällen 
ein Tätigwerden des Staates ausnahmsweise gerechtfertigt 
oder gar notwendig sein kann, um schwere Nachteile für 
die eigene Volkswirtschaft und das gesamtstaatliche Wohl 
zu vermeiden. Sie ist zugleich ein Beitrag zur Gestaltung 
einer zukunftsfesten Marktwirtschaft und Basis für eine 
ordnungspolitische Debatte, die geführt werden muss.

Die globalen wirtschaftlichen Kräfteverhältnisse sind 
enorm in Bewegung geraten . Der Weltmarkt befindet sich 
in einem Prozess rasanter und tiefgreifender Veränderung . 
Durch die Beschleu  nigung von Globalisierung und Innova-
tion einer seits sowie durch die Zunahme staatlicher Inter-
ventionen und Abkehr von multilateralen Vereinbarungen 
andererseits . Dies betrifft Länder und Unternehmen glei-
chermaßen . Alte Akteure verschwinden, neue entstehen . 
Handelsströme verändern sich . Es gibt viele Gewinner – 
aber eben auch große Verlierer . Die Karten werden weltweit 
neu gemischt . Und wir stehen erst am Anfang dieses 
Umbruchs .

Für Deutschland stellt sich dadurch die Frage, wie auf diese 
neuen Entwicklungen und Verschiebun gen reagiert und 
gehandelt werden muss . Als weltweit erfolgreicher 
Industrie standort muss Deutschland den Anspruch haben, 
diese Entwicklung aktiv und erfolgreich mitzugestalten, 
anstatt sie passiv zu erdulden, zu erleiden und geschehen 
zu lassen . Denn eines steht fest: Die Konkurrenz schläft 
nicht und es steht viel auf dem Spiel:

Würden technologische Schlüsselkompetenzen verloren 
gehen und infolgedessen unsere Stellung in der Weltwirt
schaft substanziell beschädigt, hätte das dramatische Fol
gen für unsere Art zu leben, für die Handlungsfähigkeit des 
Staates und für seine Fähigkeit zur Gestaltung in fast allen 
Bereichen der Politik. Und irgendwann auch für die demo
kratische Legitimität seiner Institutionen. 

Die erfolgreiche Bewältigung und Gestaltung der neuen 
glo balen Herausforderungen und Entwicklungen liegt in 
un mittelbarem nationalen und europäischen Interesse 
Deutsch lands und aller Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union . Wir wollen innovative Technologien stärker fördern 
und strategisch wichtige Bereiche schützen .

Bloßes Abwarten und Nichtstun reichen nicht aus, die Über -
nahme falscher Praktiken kommt nicht in Betracht . In vielen 
Fällen ist die Stärkung und Revitalisierung von Marktwirt-
schaft die beste Antwort auf unaufhaltsame neue tech  no lo-
gische und industrielle Umbrüche . Grundsätzlich gilt: Wir 
brauchen mehr, nicht weniger Marktwirtschaft, wenn wir 
die Zukunftsfähigkeit unserer Wirtschaft bewahren wollen .

In manchen Fällen stellen wir fest, dass die Summe der 
betriebswirtschaftlichen Einzelentscheidungen der Unter
neh men eines Landes nicht ausreicht, um globale Kräfte 
und Wohlstandsverschiebungen auszugleichen oder zu ver
hindern: Denn ein Unternehmen hat sein Fortkommen im 
Blick, nicht das des gesamten Landes. In diesen Fällen – 
und nur in diesen – findet aktivierende, fördernde und 
schützende Industriepolitik ihre Berechtigung: Wenn es die 
Marktkräfte innerhalb der Volkswirtschaft eines Landes 
nicht vermögen, deren Innovations und Wettbewerbs
fähigkeit aufrechtzuerhalten. Dies ist die Verantwortung 
und Aufgabe des Staates.

Die vorgelegte Strategie baut auf den bewährten Prinzipien 
der Sozialen Marktwirtschaft auf und entwickelt Kriterien, 
anhand derer die Notwendigkeit staatlichen Handelns aus-
nahmsweise begründet oder in der Regel verneint werden 
kann . Dies dient der wirksamen Begrenzung staatlicher 
Eingriffe ebenso wie ihrer Legitimation in Fällen, in denen 
sie aus übergeordneten volkswirtschaftlichen Erwägungen 
geboten sind . 

Als mein Vorhaben zur Erarbeitung einer Indus trie strategie 
im letzten Herbst öffentlich wurde, erhielt ich viel Zustim-
mung – auch von Seiten, von denen ich es nicht erwartet 
hätte: aus Wirtschaft, Gesellschaft und Politik, über Partei-
gren zen hinweg . Daneben gab es auch kritische Reaktio nen . 
Beides hat mich darin bestärkt, dass eine Industriestrategie 
und die mit ihr angestoßene Debatte sinnvoll und drin-
gend notwendig sind .
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Für Klimaschutz, Stabilität und Wohlstand
Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ legt 
Abschlussbericht vor

Ein Spektrum der Gesellschaft 

Mit dem Klimaschutzplan 2050 vom November 2016 hat 
die Bundesregierung Ziele für die Verringerung der CO2-
Emis sionen in den einzelnen Sektoren der deutschen 
Wirtschaft – Energie, Gebäude, Verkehr, Industrie, Land-
wirtschaft – festgelegt . Den Großteil der CO2-Emissionen 
des Energiesektors verursachen Kohlekraftwerke . Gleich-
zeitig sorgt die Kohlewirtschaft seit Jahrzehnten für gute 
Jobs und regionale Wertschöpfung . Deshalb hat die Bun-
desregierung am 6 . Juni 2018 die Kommission „Wachstum, 
Strukturwandel, Beschäftigung“ eingesetzt . Die Kommis-
sion wurde beauftragt, einen konkreten Fahrplan für die 
Verringerung und Beendigung der Kohleverstromung zu 
erstellen und konkrete Vorschläge für Wachstum und 
Beschäftigung in den betroffenen Regionen zu formu-
lieren .

Der Kommission gehörten 28 Mitglieder an, die hochrangig 
alle gesellschaftlichen Gruppen repräsentierten . Geleitet 
haben die Kommission erfahrene Persönlichkeiten: der 
ehemalige Chef des Bundeskanzleramtes und Bahnvorstand 
Ronald Pofalla, die ehemaligen Ministerpräsidenten Matthias 
Platzeck und Stanislaw Tillich und die Professorin Dr . Barbara 
Praetorius . Auch drei Mitglieder des Deutschen Bundestages 
haben die Arbeit der Kommission begleitet . 

Ein intensiver Beratungsprozess 

Um zu gemeinsamen Empfehlungen zu kommen, hat die 
Kommission zehnmal im Plenum getagt und zahlreiche 
Sachverständige aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft, Ge -
werkschaften und Zivilgesellschaft angehört . Die Mitglieder 
haben sich vor Ort ein Bild von den Besonderheiten des 

Am 26. Januar verabschiedete die Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ nahezu einstimmig ihren 
Abschlussbericht. Dieser enthält konkrete Vorschläge sowohl für den Strukturwandel in den Kohleregionen als auch für 
die schrittweise Reduzierung und Beendigung der Kohleverstromung.
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Mitteldeutschen, des Lausitzer und des Rheinischen Braun-
kohlereviers gemacht . Für die Bereiche Strukturwandel sowie 
Klima und Energie hatte die Kommission jeweils eine eigene 
Arbeitsgruppe eingesetzt . 

Ein breiter gesellschaftlicher Konsens

Der Kommission ist es gelungen, einen langfristig tragfähi-
gen und gesamtgesellschaftlichen Kompromiss zu erarbeiten . 
Das Ergebnis zeigt: Strukturentwicklung, Energieversorgung 
und Klimaschutz können ein stabiles Dreieck bilden . Im 
Mittelpunkt der Überlegungen stand dabei stets die Über-
zeugung, dass ein führendes Industrieland wie Deutschland 
zeigen kann, dass eine Abkehr von konventioneller Energie-
erzeugung und die Sicherung von Wohlstand und Beschäf-
tigung in Einklang gebracht werden können . Dadurch sollen 
auch andere Länder ermuntert werden, die global notwen-
digen Weichenstellungen zur Reduzierung der CO2-Emissi-
onen vorzunehmen .

Zur mittel- und langfristigen Absicherung des Gesamtkon-
zeptes ist es aus Sicht der Kommission von herausragender 
Bedeutung, dass für alle Beteiligten und alle Bestandteile 
des empfohlenen Maßnahmenpaketes verbindliche Rah-
menbedingungen geschaffen werden . Die Kommission hat 
daher die Erwartung an die Bundesregierung geäußert, 
sicherzustellen, dass spätere Rechtsänderungen beispiels-
weise des Umwelt- und Planungsrechts das in der Kommis-
sion erzielte Ergebnis nicht gefährden oder unterlaufen . 

Eine erfolgreiche Strukturentwicklung 

Den Ausgangspunkt der Empfehlungen bildet eine Sicher-
heitszusage für die Beschäftigten: Die Strukturentwicklung 
soll neue, wettbewerbsfähige Arbeitsplätze schaffen . Betriebs-
bedingte Kündigungen sind auszuschließen . Den Beschäf-
tigten sollen keine unbilligen sozialen und ökonomischen 
Nachteile entstehen . In der Kommission bestand zudem 
ein breiter Konsens darüber, dass die Reviere dabei unter-
stützt werden müssen, sich zu Energieregionen der Zukunft 
weiterzuentwickeln . Ein wesentlicher Baustein hierzu wer-
den Power-to-X-Technologien sein . Für deren weitere Erfor-
schung bis hin zur Marktfähigkeit sind die Braunkohle-
reviere mit der vorhandenen Energieinfrastruktur und 
hoch qualifizierten Arbeitskräften prädestiniert . Neben der 
Schaf fung neuer, hochwertiger Industriearbeitsplätze steht 
auch die weitere Qualifizierung der Beschäftigten im Fokus 
der Empfehlungen . Der Übergang von konventioneller zu 
regenerativer Energieerzeugungstechnologie soll vor allem 

Beschäftigung und Einkommen der zahlreichen techni-
schen Fachkräfte sichern .

Ein weiteres wesentliches Element ist laut Kommissions-
bericht die Verbesserung der infrastrukturellen Anbindung . 
Auch wenn die bestehende Anbindung der Reviere bereits 
relativ leistungsfähig ist, soll diese zum Beispiel durch den 
Aus- und Neubau von Verbindungen in die umliegenden 
Großstädte weiterentwickelt werden . Gerade die ostdeut-
schen Reviere sind dadurch gekennzeichnet, dass die Infra-
struktur stark auf die Standorte der Energieerzeugungs-
unternehmen ausgerichtet ist . Durch den weiteren Ausbau 
soll es daher auch gelingen, unternehmerische Aktivitäten 
stärker in die Fläche zu tragen und eine Diversifizierung der 
Unternehmenslandschaft zu erreichen .

Einen ganz wesentlichen Faktor für die zukünftige Entwick-
lung der Reviere sieht die Kommission in der Verbesserung 
der Wachstumschancen durch den Ausbau der Forschungs-
landschaft und vor allem der privaten Forschungstätigkeit . 
Die bislang regional dominierenden Energieerzeugungs-
unternehmen sind traditionell weniger forschungsstark . Dem 
Ausbau der Forschungsinfrastruktur kommt daher eine be -
sondere Rolle zu, um Fachkräfte in den Regionen zu halten 
und hochwertige Arbeitsplätze zu schaffen . 

Für die Menschen vor Ort und auch für das Gelingen einer 
erfolgreichen Strukturentwicklung ist es besonders wichtig, 
dass gleichzeitig mit dem Beschluss für eine Reduzierung 
der Kohleverstromung der Weg zu einer positiven Weiter-
entwicklung der Reviere festgelegt wird . Mit einem Sofort-
programm sollen daher bereits bis 2021 erste Projekte um-
gesetzt werden .

Die Kommission schlägt vor, die strukturpolitischen Emp-
fehlungen in einem Gesetz zu verankern . In diesem Gesetz 
sollen die wichtigsten langfristigen Maßnahmen festge-
schrieben werden, insbesondere große Infrastrukturvorha-
ben . Dafür empfiehlt die Kommission einen finanziellen 
Rahmen von jährlich 1,3 Mrd . Euro über einen Zeitraum 
von 20 Jahren . Die Eckpunkte dafür sollen zwischen dem 
Bund und den betroffenen Ländern bis zum 30 . April 2019 
vereinbart werden . Das Gesetz soll zudem in einem Vertrag 
zwischen Bund, Ländern und Kommunen umgesetzt werden .

Aus Sicht der Kommission sind nicht alle zukünftigen 
Erfordernisse einer erfolgreichen Strukturentwicklung 
bereits heute absehbar . Deshalb empfiehlt die Kommission, 
dass ein projektoffenes Budget zur langfristigen finanziellen 
Absicherung der Strukturförderung im Umfang von jährlich 
700 Mio . Euro über 20 Jahre eingerichtet wird . Dadurch soll 
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eine flexible Reaktion auf zukünftige Herausforderungen 
ermöglicht werden . 

Ein wichtiger Baustein für eine zukunftsträchtige Entwick-
lung der Reviere ist die Digitalisierung . Dies bedingt den Aus -
bau der digitalen Infrastruktur . Insbesondere das Lausitzer 
und das Rheinische Revier sollen als 5G-Modellregionen 
ausgebaut werden . Damit werden ausgezeichnete Voraus-
setzungen geschaffen, um beispielsweise neue Mobilitäts-
anwendungen erforschen und entwickeln zu können . Um 
eine erfolgreiche Strukturentwicklung zu ermöglichen, 
sollen zudem Planungs- und Genehmigungsverfahren 
beschleunigt werden . Hierzu empfiehlt die Kommission 
mehrere konkrete Maßnahmen . 

In Kombination mit den Empfehlungen zum Ausbau der 
Verkehrsinfrastruktur spricht sich die Kommission auch 
für eine Vorrangregelung für Maßnahmen in den Revieren 
aus . Ergänzend zum Bundesverkehrswegeplan sollen über 
einen „Revierbonus“ zusätzliche Infrastrukturprojekte ge -
plant und unter strukturpolitischer Zielsetzung gegenüber 
den bestehenden Kriterien höher priorisiert werden .

Die Kommission empfiehlt darüber hinaus, neue Behörden 
von Bund und Ländern in den Revieren anzusiedeln und so 
neue, hochwertige und zukunftssichere Arbeitsplätze in die 
Reviere zu bringen . Konkret hält die Kommission die Schaf -
fung von insgesamt bis zu 5 .000 neuen Arbeitsplätzen durch 
den Bund bis spätestens 2028 für angemessen . 

Um die Strukturentwicklung europarechtlich zu begleiten, 
empfiehlt die Kommission zudem, dass zwischen der Bun-

des regierung und der Europäischen Kommission Son der-
regelungen für die betroffenen Regionen als Sonder förder-
gebiete verhandelt werden . Durch sogenannte Kohlekonver-
sionsregelungen sollen in den Revieren die notwendigen 
Gestaltungsinstrumente in der Struktur- und Forschungs-
förderung zur Verfügung stehen .

Eine klimafreundliche Energieerzeugung 

Im Vordergrund der energie- und klimaschutzpolitischen 
Arbeit der Kommission stand die Frage, wie die Kohlever-
stromung verringert und schließlich beendet werden kann . 
Hier hat die Kommission zwischen drei Zeiträumen unter-
schieden: 

 • Bis zum Jahr 2022 soll die Kapazität der gesamten Koh-
lekraftwerke von 42,5 Gigawatt im Jahr 2017 auf 30 Giga-
watt zurückgehen . Dabei hält es die Kommission für 
wünschenswert, dass der Hambacher Forst erhalten 
bleibt .

 • Für die Jahre von 2023 bis 2030 empfiehlt die Kommis-
sion eine weitere Verringerung der Kohlekraftwerkska-
pazitäten auf 17 Gigawatt . Damit sollen im Jahr 2030 
neun Gigawatt Braunkohlekapazität und acht Gigawatt 
Steinkohlekapazität verbleiben . In diesem Zeitraum soll 
die Kohleverstromung möglichst stetig verringert wer-
den, damit Versorgungssicherheit auf dem gewohnt 
hohen Niveau und Planungssicherheit gewährleistet 
bleiben .
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 • Als Abschlussdatum für die Kohleverstromung emp-
fiehlt die Kommission das Ende des Jahres 2038 . Im Jahr 
2032 soll überprüft werden, ob dieses Datum auf frühes-
tens 2035 vorgezogen werden kann . 

Um Rechtssicherheit zu gewährleisten, empfiehlt die Kom-
mission, dass die Kohlekraftwerkskapazitäten im Einverneh-
men mit den Betreibern stillgelegt werden . Das Ergebnis 
dieser Verhandlungen soll anschließend gesetzlich umgesetzt 
werden . Sofern auf dem Verhandlungswege keine Einigun-
gen erreichbar sind, empfiehlt die Kommission für den Zeit-
raum 2023 bis 2030 ordnungsrechtliche Eingriffe mit Ent-
schädigungen im Rahmen der rechtlichen Erfordernisse . 

Im Bereich der Steinkohleverstromung empfiehlt die Kom-
mission, Stilllegungsprämien im Rahmen einer Ausschrei-
bung bis 2030 anzubieten . Auch diese sollen im Zeitraum 
2023 bis 2030 mit einem ordnungsrechtlichen Stilllegungs-
pfad hinterlegt sein . Die Entschädigungen der Kraftwerks-
betreiber sollen aus dem Haushalt finanziert werden . Eine 
Umlage auf den Strompreis schließt die Kommission aus .

Die Kommission hält es für erforderlich, dass die Maßnah-
men zur Verringerung der Kohleverstromung durch weitere 
energiepolitische Maßnahmen flankiert werden . Ziel ist es 
insbesondere, dass die Strompreise wettbewerbsfähig bleiben 
und die Stromversorgung stets sicher bleibt . Deshalb fordert 
die Kommission, dass Unternehmen und private Haushalte 
vom Strompreisanstieg, der durch die Verringerung der 
Kohle verstromung verursacht wird, entlastet werden – etwa 
durch einen Zuschuss auf die Übertragungsnetzentgelte oder 
eine vergleichbare Maßnahme . Für Unternehmen, die nicht 
von den Netzentgeltvergünstigungen profitieren, soll ein 
alternatives beihilferechtskonformes Instrument geschaffen 
werden . Vor dem Hintergrund einer zunehmenden Sektor-
kopplung, also dem Einsatz von Strom in Wärme, Verkehr 
und Industrie, empfiehlt die Kommission zudem die Absen-
kung der Stromsteuer . Daneben soll die Kompensation 
energieintensiver Unternehmen im europäischen Emissions-
handel verstetigt und weiterentwickelt werden . 

Eine sichere Versorgung mit Strom und Wärme ist für den 
Industriestandort Deutschland zentral . Hierzu empfiehlt 
die Kommission eine Reihe von Maßnahmen . Dazu gehören 
zum Beispiel:

 • Das Monitoring der Versorgungssicherheit des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi) soll 
weiterentwickelt werden .

 • Sofern sich bis 2023 keine ausreichenden Kraftwerkska-
pazitäten in Bau befinden, empfiehlt die Kommission die 
Prüfung der Schaffung eines systematischen Investitions-
rahmens . Dieser soll Investitionen zusätzlich anreizen 
und somit die Versorgungssicherheit absichern . 

 • Als weitere flankierende Maßnahme empfiehlt die Kom-
mission, dass langfristig angemessene Rahmenbedingun-
gen für Anlagen mit Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) 
geschaffen werden . Künftig sollten KWK-Anlagen hin zu 
flexiblen Strom-Wärme-Systemen weiterentwickelt wer-
den . Zu diesen Systemen gehören neben KWK-Anlagen 
auch Speicher, Fernwärmenetze, Wärmepumpen, Anlagen 
zur Erzeugung von Wärme aus Strom (Power-to-Heat-
An lagen) sowie solar- und geothermische Anlagen . Des-
halb fordert die Kommission stabile Rahmenbedingungen 
für Investitionen in moderne KWK-Systeme bis 2030 . 

Monitoring und Evaluierung

Im Rahmen ihrer Beratungen musste die Kommission eine 
Reihe von Annahmen treffen, um zu Empfehlungen gelan-
gen zu können . Diese Prognosen sind naturgemäß mit 
Unsicherheiten behaftet und müssen regelmäßig überprüft 
werden . Hinzu kommt, dass die empfohlenen Einzelmaß-
nahmen einander bedingen, um eine erfolgreiche Struk-
turentwicklung zu ermöglichen und negative Auswirkun-
gen auf Versorgungssicherheit, Strompreise, Beschäftigte, 
Tagebaubetrieb und Klimaschutz zu verhindern .

Hierzu empfiehlt die Kommission ein regelmäßiges Moni-
toring in Form von Fortschrittsberichten zum Stand der 
Umsetzung der empfohlenen Maßnahmen . Zudem soll ein 
unabhängiges Expertengremium diese Berichte prüfen, 
bewerten und eventuellen Handlungsbedarf ableiten . Als 
Überprüfungszeitpunkte empfiehlt die Kommission die 
Jahre 2023, 2026 und 2029 . In diesen Jahren soll eine 
Bewertung der bereits umgesetzten Maßnahmen mit Bezug 
auf Versorgungssicherheit, Strompreisniveau, Klimaschutz, 
Weiterentwicklung des EU-Beihilfenrechts und Struk-
turentwicklung erfolgen . 

Kontakt: Beatrix Brodkorb, Laure Kaelble,  
Enrico Krönert 
Geschäftsstelle der Kommission „Wachstum, Struk-
turwandel und Beschäftigung“
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Ein deutliches Zeichen gegen Protektionismus

In Zeiten, in denen einzelne Länder einseitig Zusatzzölle 
verhängen, Marktzugänge für ausländische Unternehmen 
schließen oder subventionierte Staatsunternehmen einen 
fairen weltweiten Wettbewerb verhindern, setzt das neue 
Freihandelsabkommen aus Sicht von Peter Altmaier, Bun-
desminister für Wirtschaft und Energie, „ein wichtiges Signal 
für einen regelbasierten Handel und ein deutliches Zeichen 
gegen wachsenden Protektionismus“ . In dem Abkommen 
haben sich die EU und Japan auf sehr ehrgeizige Regeln 
und hohe Standards geeinigt, auch bei der Nachhaltigkeit . 
Der neue Handelsraum umfasst 40 Prozent des weltweiten 
Handels und ist damit größer als die Freihandelszone zwi-
schen den Vereinigten Staaten, Kanada und Mexiko . Des-
halb wird das neue Freihandelsabkommen auch als Meilen-
stein in der Geschichte der Handelsverträge gefeiert . 

Anstieg des Handels durch Abbau von Barrieren 
erwartet

Mit dem Freihandelsabkommen entfallen mittelfristig fast 
alle Zölle zwischen der EU und Japan . Die EU schätzt, dass 
europäische Exporteure rund eine Milliarde Euro weniger 
Zollgebühren pro Jahr zahlen müssen . Beim Export von 
verarbeiteten Nahrungsmitteln geht die EU von einem be-
sonders starken Anstieg aus, da Japan im Agrarsektor relativ 
hohe Zollsätze erhoben hatte . So besteht für Weine aus der 
EU sofort Zollfreiheit, bei anderen Produkten gibt es unter-
schiedlich lange Übergangsfristen . In Tokio wird bereits mit 
sinkenden Preisen für Wein aus Europa geworben . Ebenfalls 
sofort wegfallen sollen die EU-Einfuhrabgaben auf über 90 
Prozent der japanischen KFz-Teile . Für Komplettfahrzeuge 
aus japanischer Produktion wird der bestehende Zollsatz 
von 10 Prozent innerhalb von acht Jahren auf null gesenkt . 

Startschuss für Freihandel zwischen der EU und Japan
Das Wirtschaftspartnerschaftsabkommen ist am 1 . Februar 2019 in Kraft getreten

Das neue Wirtschaftspartnerschaftsabkommen zwischen der Europäischen Union (EU) und Japan schafft einen gemeinsamen 
Handelsraum, in dem 635 Millionen Menschen leben und fast ein Drittel des globalen Bruttoinlandsprodukts erwirtschaftet 
wird. Mit dem Abkommen werden ein Großteil der Zölle sowie viele Regulierungshemmnisse beseitigt und so wechselseitig 
wichtige Marktöffnungen erreicht. Europäische und japanische Verbraucher können sich über billigere Produkte freuen.

Bundeskanzlerin Dr . Angela Merkel und Japans Premierminister Shinzo Abe würdigen am 4 . Februar 2019 in Tokio das Inkrafttreten des Wirt-
schaftspartnerschaftsabkommens zwischen der Europäischen Union und Japan .

 (Quelle :Bundespresseamt)
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Das Abkommen enthält außerdem keine Regeln, die die 
Privatisierung der Daseinsvorsorge wie der Wasserwirt-
schaft vorsehen . Vielmehr wird das Recht aller Regierungs-
ebenen bekräftigt, öffentliche Dienstleistungen zu erbrin-
gen und zu unterstützen .

Deutschland profitiert besonders vom  
Freihandel mit Japan

Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Deutschland 
und Japan sind stetig gewachsen . Im Jahr 2018 summierten 
sich die Im- und Exporte auf rund 44,2 Milliarden Euro . 
Deutschland ist damit der wichtigste Handelspartner Japans 
in der EU . Der japanische Markt mit 127 Millionen Verbrau-
chern wird sich in vielen Sektoren jetzt weiter öffnen und 
die Exportchancen gerade für deutsche Unternehmen wer-
den sich erhöhen . Die  wichtigsten Exportgüter aus Deutsch-
land nach Japan sind Fahrzeuge, Kfz-Teile, chemische Erzeug-
nisse und Maschinen .

Japan als Wertepartner

Das europäisch-japanische Freihandelsbündnis strahlt über 
die beteiligten Länder hinaus . In Zeiten unilateraler Maß-
nahmen und protektionistischer Tendenzen könnte das 
größte Abkommen, das die EU bisher verhandelt hat, einen 
zusätzlichen Anstoß zur Stärkung der multilateralen Han-
delsordnung geben . Die auch von Japan und der EU ange-
strebte Modernisierung der Welthandelsorganisation ist 
dafür von zentraler Bedeutung . Bundeskanzlerin Dr . Angela 
Merkel bekräftigte gemeinsam mit dem japanischen Pre-
mierminister Shinzo Abe bei ihrem jüngsten Besuch in Japan, 
unmittelbar nach Inkrafttreten des Wirtschaftspartnerab-
kommens, dass es im Kern darum gehe, die freie, offene und 
regelbasierte internationale Ordnung zu erhalten und zu 
stärken .

Kontakt: Ulrich Niemann 
Referat: Japan, Südkorea, Mongolei

Für die europäischen Verbraucher werden dadurch zum 
Beispiel japanische Autos und Motorräder billiger .

Nichttarifäre Hemmnisse verursachen für Exporte zeit- und 
kostenaufwendige Verzögerungen . Diese Regulierungen wer -
den durch das Freihandelsabkommen deutlich reduziert . 
„Das steigert zusätzlich die Wettbewerbsfähigkeit gerade 
auch klassischer deutscher Exportprodukte aus dem Auto-
mobil- und Maschinenbau“, betont Bundesminister Altmaier . 
So werden Autos aus EU-Ländern leichter nach Japan zu 
exportieren sein, weil beide Vertragsparteien Standards 
gegenseitig anerkennen . 

Auch der Dienstleistungsbereich wird stärker geöffnet, zum 
Beispiel für E-Commerce, Finanzen, Telekommunikation 
und Transport . Wichtig ist auch der verbesserte Zugang zum 
japanischen öffentlichen Beschaffungsmarkt: Als erster 
Schritt sollen die Schranken für eine Beteiligung an öffent-
lichen Ausschreibungen von 48 großen japanischen Städten 
fallen . Auch die Postdienste und der internationale Seever-
kehr werden liberalisiert . 

Beim Investitionsschutz werden die Verhandlungen zu Inves-
titionsschutzstandards und zur Beilegung von Investitions-
schutzstreitigkeiten im Rahmen eines separaten Abkom-
mens zwischen der EU und Japan fortgeführt . 

Klares Bekenntnis zu Nachhaltigkeit und 
Daseinsvorsorge

Freihandel und Nachhaltigkeit sind kein Gegensatz . Das neue 
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen zwischen der EU und 
Japan setzt mit einem eigenen Nachhaltigkeitskapitel auch 
hier ein deutliches Zeichen . In diesem verpflichten sich die 
Vertragsparteien, in ihren Gesetzen, Vorschriften und Ver-
fahren die Kernnormen der Internationalen Arbeitsorgani-
sation (ILO), die Vereinigungsfreiheit und das Recht auf 
Kollektivverhandlungen, die Abschaffung der Zwangs- und 
Pflichtarbeit sowie die Beseitigung von Kinderarbeit zu ach-
ten, zu fördern und zu verwirklichen . 

Das Freihandelsabkommen mit Japan gehört zu den ersten 
Abkommen der EU, in dem die Parteien ihre Verpflichtung 
auf eine effektive Umsetzung des Pariser Klimaschutzab-
kommens bekräftigen . Sowohl der Walfang als auch die 
Einfuhr von Walfleisch sind in der EU verboten . Dies wird 
sich auch durch das Freihandelsabkommen nicht ändern . 
Außerdem erkennen die EU und Japan die Wichtigkeit des 
weltweiten Schutzes und der nachhaltigen Bewirtschaftung 
der Wälder an . 
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Eigenschaften und Potenziale der  
Blockchain-Technologie

Die Blockchain-Technologie gilt als eine potenzielle neue 
Schlüsseltechnologie der Digitalisierung, die für ein breites 
Einsatzgebiet in Frage kommt 1, . Ähnlich wie das Hypertext 
Transferprotokoll (http) die Grundlage für unzählige Inter-
netanwendungen bildet, so stellt auch Blockchain eine 
Basistechnologie auf Protokollebene dar, auf der verschie-
denste Anwendungen aufsetzen können . Eine ihrer wich-
tigsten Vorteile ist, dass sie auf technologischem Wege Ver-
trauen zwischen Unbekannten herstellen kann, welches 
ansonsten in der Regel von zentralen Intermediären, wie 
zum Beispiel Banken oder Plattformanbietern, bereit-
gestellt wird .

Blockchains sind dezentrale, digitale Register, die durch 
kryptographische Verfahren und dezentrale Speicherung 
ein hohes Maß an Datenintegrität und Verlässlichkeit bie-
ten können . Die Nutzer bilden dabei in der Regel ein Netz-
werk mit einer gemeinsamen Rechner- und Dateninfra-
struktur . Alle Teilnehmer des Netzwerks führen eine eigene, 
ständig aktualisierte Kopie des Registers und haben somit 
jederzeit den gleichen Informationsstand über die im Netz-
werk ausgeführten Transaktionen . Diese Dezentralität des 
Netzwerks sorgt zum einen für sehr große Transparenz 
unter den Teilnehmern und zum anderen für ein hohes 
Maß an Manipulationssicherheit, da es nicht mehr aus-
reicht, einen einzelnen, zentralen Server zu hacken, son-
dern die Mehrheit des Netzwerkes von einem Angreifer 
übernommen werden müsste .

Konsultationsverfahren zur Blockchain-Strategie 
der Bundesregierung eröffnet

Die Entwicklung der Blockchain-Strategie der Bundesregierung ist am 20. Februar 2019 in eine neue Phase gestartet. Bis zum 
29. März sind Experten aus Wirtschaft, Wissenschaft, Verbänden und aus anderen interessierten Fachkreisen aufgerufen, sich 
mit ihren Erfahrungen und Anregungen in die Strategie einzubringen. Die Strategie soll Mitte des laufenden Jahres abge-
schlossen und vorgestellt werden.

1, Siehe auch Schlaglichter der Wirtschaftspolitik Ausgabe 10/2016 .
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was die Frage der Zuordnung von Verantwortung und eines 
eindeutigen Rechtsraums erheblich erschwert . Ein wesent-
liches Architekturmerkmal der Blockchain-Technologie ist 
zudem ihre weitgehende Unabänderlichkeit . Das stellt auf 
der einen Seite ihre große Stärke mit Blick auf ihre Vertrau-
enswürdigkeit dar, kann aber auf der anderen Seite proble-
matisch sein, wenn das Abändern oder Löschen von Daten 
aus rechtlichen Gründen geboten ist . Zur Entfaltung des 
technologischen und ökonomischen Potenzials ist es wich-
tig, diese und viele andere Fragen und Herausforderungen 
zu klären . 

Ziele der Blockchain-Strategie

Im Koalitionsvertrag hat sich die Bundesregierung zum 
Ziel gesetzt, eine umfassende Blockchain-Strategie zu erar-
beiten, die der Relevanz der Blockchain-Technologie Rech-
nung trägt und deren Entwicklung konstruktiv begleitet . 
Die Bundesregierung steht in diesem Zusammenhang vor 
der Herausforderung, eine technologische Entwicklung zu 
begleiten, deren Potenziale oder Risiken derzeit nicht voll-
ständig einschätzbar sind . Gleichzeitig ist eine strategische 
Flankierung bereits zu diesem frühen Stadium der Techno-
logie erforderlich, um die Wettbewerbs- und Innovations-
fähigkeit der deutschen Wirtschaft zu stärken, technologische 
Souveränität zu sichern und gesellschaftliche, ökonomische 
und ökologische Herausforderungen zu adressieren . Das ist 
von besonderer Bedeutung auch vor dem Hintergrund der 

Die Blockchain kann Werte und Rechte, zum Beispiel Besitz, 
Urheberschaft oder Verwertungsrechte, nicht nur digital 
abbilden, sondern sie eindeutig einem Inhaber zuweisen . 
Anders als in dem heutigen „Internet der Informationen“ 
werden dabei Informationen nicht mehr einfach nur kopiert 
und geteilt, sondern Herkunft und Übergang der Wertrechte 
bleiben protokolliert und transparent nachvollziehbar . Aus 
diesem Grund spricht man von der Blockchain-Technolo-
gie als Grundlage für ein „Internet der Werte“ .

Bei Blockchain handelt es sich um eine vergleichsweise 
junge Technologie . Es findet bereits eine breite Erprobung 
statt, jedoch werden erst vereinzelt Anwendungen von der 
Wirtschaft umgesetzt . So setzen bekannte Software-Unter-
nehmen die Blockchain-Technologie in Kundenprojekten 
ein, beispielsweise im Zusammenhang mit Lieferketten . 
Durch den Einsatz der Blockchain-Technologie können 
sämtliche beteiligte Akteure den aktuellen Status des Pro-
duktes in der Lieferkette einsehen . Gleichzeitig sind noch 
viele, zum Teil grundlegende Fragen offen . Unser heutiges 
Wirtschafts- und Rechtssystem ist nicht auf den Umgang 
mit dezentralen Technologien ausgelegt . So gibt es bei 
öffentlichen Blockchains, bei denen jeder ohne Zugangsbe-
schränkung Teil des Netzwerks werden kann, keinen zent-
ralen Verantwortlichen, der als Regelungsadressat für den 
korrekten Ablauf einsteht, die Sicherheit des Gesamtsys-
tems garantiert und gegebenenfalls haftbar gemacht wer-
den kann . Teilnehmer können sich anonym und über Län-
dergrenzen hinweg in Netzwerken zusammenschließen, 
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potenziellen Innovationsdynamik der Technologie sowie 
der Tatsache, dass ein wesentlicher Teil der bisherigen Ent-
wicklung aus Deutschland heraus betrieben wird . Ein wich-
tiger Aspekt für die Blockchain-Strategie der Bundesregie-
rung ist daher die Schaffung guter Rahmenbedingungen . 
Diese müssen zum einen die Rechtssicherheit für die Ent-
wicklung und Anwendung von Blockchain-Lösungen bie-
ten und zum anderen die nötige Innovationsoffenheit des 
Ordnungsrahmens sicherstellen .

Mit der nun eröffneten Online-Konsultation beteiligt die 
Bundesregierung die Fachöffentlichkeit zu konkreten 
Anwendungsfeldern und Problemstellungen breit . Die 
Konsultation ist so gestaltet, dass Expertinnen und Exper-
ten gezielt zu einzelnen, grundlegenden Fragen, aber auch 
zur Ausrichtung der Strategie insgesamt Position beziehen 

können . Die Antworten und Erkenntnisse aus der Online-
Kon sultation werden in die weitere Ausarbeitung der Stra-
tegie einfließen, die im Sommer 2019 veröffentlicht wer-
den soll .

Interessierte Stakeholder können sich über die Internet-
seite www .blockchain-strategie .de an der Online-Konsulta-
tion zur Blockchain-Strategie beteiligen . Für die Teilnahme 
ist eine unkomplizierte Registrierung erforderlich .

Kontakt:  
Sarah Basic
Referat: Künstliche Intelligenz, Datenökonomie
Andre Eid
Referat: Wirtschaftspolitische Analysen

https://www.blockchain-strategie.de/BC/Navigation/DE/Home/home.html
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Europäische Datenwirtschaft

Die Initiative der Europäischen Kommission zum Aufbau 
einer europäischen Datenwirtschaft ist Teil der Strategie 
für einen Digitalen Binnenmarkt . Ihr Ziel ist es, das gesamt -
gesell schaftliche und ökonomische Potenzial von Daten-
nutzung auszuschöpfen . Im Jahr 2015 prognostizierte die 
EU-Kom mission, dass sich mit den richtigen Rahmenbedin-
gungen die Wertschöpfung aus der Datennutzung etwa 
durch produktbezogene Dienstleistungen wie voraus-
schauende Wartung und Instandsetzung (predictive main-
tenance) im Binnenmarkt innerhalb von fünf Jahren mehr 
als verdoppeln kann – bis auf vier Prozent des BIP der 
Europäischen Union im Jahr 2020 . Wichtige Elemente sind 
dabei einerseits der ungehinderte Datenverkehr und ande-
rerseits die Öffnung bestimmter Datentypen . So kündigte 
die Kommission im Mai 2017 an, den freien Datenverkehr 

nicht-personenbezogener Daten zu regeln und die Richtli-
nie über die Weiterverwendung von Informationen des 
öffentlichen Sektors (Public Sector Information-Richtlinie, 
PSI-Richtlinie) zu novellieren .

Freier Datenverkehr nicht-personenbezogener 
Daten

Die im Mai 2018 in Kraft getretene Datenschutzgrundver-
ordnung garantiert den freien Datenfluss personenbezoge-
ner Daten innerhalb des Binnenmarktes . Eine weitere Ver-
ordnung sollte den unbeschränkten Datenaustausch auch 
auf nicht-personenbezogene Daten erweitern . Die ungehin-
derte Datenübertragung gilt als Schlüsselfaktor für einen 
wirksamen Wettbewerb auf Märkten der Datenverarbei-
tungsdienste . Die neue Verordnung über den freien Daten-

Aktuelle Entwicklungen der europäischen 
Datenwirtschaft

Die Europäische Kommission hat im Januar 2017 eine Mitteilung zum Aufbau einer europäischen Datenwirtschaft veröffent-
licht. Die Initiative ist Teil der Strategie für einen Digitalen Binnenmarkt und umfasst eine Reihe von Maßnahmen, um die 
Verfügbarkeit und Nutzbarkeit von Daten im Binnenmarkt zu steigern. Darunter fallen auch der freie Datenverkehr 
nicht-personenbezogener Daten sowie der Ausbau von offen zugänglichen Datenquellen (Open Data).
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verkehr nicht-personenbezogener Daten 2018/1807 vom 
14 . November 2018 (Free flow of data-Verordnung, FFoD) 
trat Ende 2018 in Kraft . Im Kern verpflichtet die Verord-
nung, die lediglich neun Artikel umfasst, die Mitgliedstaa-
ten zum Abbau von sogenannten Datenlokalisierungsaufla-
gen . Das sind im Wesentlichen nationale Bestimmungen, 
die zur Verarbeitung nicht-personenbezogener Daten im 
Inland verpflichten und damit die Nutzung ausländischer 
Clouddienste verhindern . Die Bundesregierung prüft unter 
gemeinsamer Federführung des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie und des Bundesministeriums des 
Innern, für Bau und Heimat die bestehenden Hindernisse 
im deutschen Recht und den etwaigen rechtlichen und 
praktischen Anpassungsbedarf, um den Anforderungen der 
Verordnung zu entsprechen .

Novellierung der „PSI-Richtlinie“

Eine weitere Bestrebung der Europäischen Kommission ist 
die Initiative zur Zugänglichkeit und Weiterwendung öffent-
licher bzw . öffentlich finanzierter Daten . In diesem Zusam-
menhang publizierte die Europäische Kommission im April 
2018 einen Entwurf zur Novellierung der PSI-Richtlinie . 
Die Richtlinie – die bereits seit 2003 existiert und erstmals 
2013 reformiert wurde – regelt die Weiterverwendung von 
Informationen des öffentlichen Sektors . Sie erhob bislang 
keine Zugangsverpflichtung, sondern regelte lediglich die 
Bedingungen der Weiterverwendung (etwa Format, Nicht-
diskriminierung, Entgelte) . Umgesetzt ist die Richtlinie im 
Informationsweiterverwendungsgesetz (IWG) . Die Regelung 
des Zugangs zu Daten bleibt auch nach der Novelle weiter-
hin grundsätzlich in der Hand der Mitgliedstaaten . Neu ist 
jedoch die Einführung einer Kategorie sogenannter hoch-
wertiger Datensätze, die besonderen sozio-ökonomischen 
Mehrwert versprechen, im Übrigen aber nicht näher be -
stimmt sind . Die konkrete Definition der einzelnen Daten-
sätze soll in weiteren Rechtsakten folgen . Diese hochwerti-
gen Datensätze müssen in Zukunft im Grundsatz kostenfrei 
und über eine Programmierschnittstelle (API) bereitgestellt 
werden . Damit trifft die Richtlinie erstmals auch eine 
Zugangsverpflichtung und wird daher auch im neuen 
Gewand als „Open Data“-Richtlinie betitelt . 

Eine weitere Änderung betrifft die Ausweitung des Anwen-
dungsbereichs über öffentliche Stellen hinaus auf öffentliche 
Unternehmen . Diesbezüglich hat sich Deutschland in den 
Verhandlungen stark dafür eingesetzt, das Level-Playing-
Field zwischen privaten und öffentlichen Unternehmen zu 

wahren . Insbesondere hinsichtlich der hochwertigen Daten-
sätze sah der Entwurf vor, öffentliche Unternehmen zur 
kostenfreien Bereitstellung zu verpflichten, während pri-
vate Unternehmen von solchen Anforderungen verschont 
blieben . Im Laufe der Verhandlungen konnte Deutschland 
wesentliche Punkte zur Wahrung des Level-Playing-Fields 
durchsetzen . Die europäischen Gesetzgeber einigten sich 
am 22 . Januar 2019 im Trilog vorläufig über den novellier-
ten Richtlinientext, der nunmehr weitere Ausnahmetatbe-
stände für öffentliche Unternehmen umfasst . 

Es folgen weitere formelle Schritte des Gesetzgebungsver-
fahrens, bis die neue Richtlinie voraussichtlich noch in der 
ersten Jahreshälfte verabschiedet wird . 

Kontakt: Anna Ludin 
Referat: Künstliche Intelligenz, Datenökonomie
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Wirtschaftliche Lage
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Weltwirtschaft: Wachstum verliert an Schwung .

Die Weltwirtschaft ist weiter aufwärtsgerichtet .1 Nach einer 
Beschleunigung im zweiten Quartal 2018 hat sich die globale 
Konjunktur im weiteren Verlauf allerdings merklich ver-
langsamt .

Während sich das schwache Wachstum in Europa fortsetzte, 
erholte sich die japanische Wirtschaftsleistung im vierten 
Quartal moderat . Die Vereinigten Staaten konnten im drit-
ten Quartal 2018 erneut ein deutliches Wachstum verzeich-
nen; die Konjunkturindikatoren senden jedoch gemischte 
Signale .

In den Schwellenländern verlief die wirtschaftliche Entwick-
lung uneinheitlich: Das Wachstum der chinesischen Wirt-
schaft verlangsamt sich tendenziell und bleibt hinter den 
Raten früherer Jahre zurück . Gleichzeitig befindet sie sich 
in einem ernsten Handelskonflikt mit den USA, der zuletzt 
mit Einbußen im Außenhandel einherging . Auch die indi-
sche sowie die russische Wirtschaft konnten ihr Expansions-
tempo zuletzt nicht halten . In Brasilien beschleunigte sich 
das Wachstum dagegen wieder .

Die Indikatoren zur Weltwirtschaft deuten auf eine Verlang-
samung der globalen Konjunktur hin . Die Industrieproduk-

tion wurde im November 2018 zurückgefahren (-0,2 %) . Auch 
der Welthandel ging im November zurück und zeigt im Vor-
jahresvergleich ebenfalls eine abgeschwächte Dynamik . Der 
globale Einkaufsmanagerindex von Markit hat sich im Januar 
erneut verringert und lag für die Industrie auf dem niedrigs-
ten Stand seit über zwei Jahren . Das ifo Weltwirtschaftsklima 
für das erste Quartal 2019 rangierte nach einer weiteren Ein -
trübung noch deutlicher im negativen Bereich . 

Der IWF rechnet in seiner Projektion vom Januar mit einer 
leichten Abschwächung des globalen Wachstums auf 3,5 % 
im Jahr 2019 . Die Weltwirtschaft ist weiterhin vielfältigen 
Risiken ausgesetzt, nicht zuletzt durch die aktuellen Han-
delskonflikte .

USA: Boom mit widersprüchlichen Signalen .

Die Wirtschaft in den USA profitiert weiter von der Steuer-
reform und wuchs im dritten Quartal 2018 preis- und saison-
bereinigt mit 0,8 % nur wenig schwächer als im Vorquartal 
(+1,0 %) . Maßgebliche Impulse stammen erneut vom priva-
ten Konsum, aber auch der Staatskonsum und die Investi-
tionen haben zugenommen .

Die Indikatoren am aktuellen Rand geben eine grundsätz-
lich positive Vorausschau . Die Industrieproduktion wurde 
im Dezember erneut hochgefahren (+0,3 %) . Die wichtigen 
Frühindikatoren deuten jedoch auf ein moderateres Wachs-
tum hin . Der zusammengesetzte Markit Einkaufsmanager-
index für Industrie und Dienstleistungen startete nach einer 
Eintrübung in den beiden Vormonaten mit einer Stagnation 
ins Jahr 2019 . Auch der nationale Einkaufsmanager index 
des Institute for Supply Management (ISM) für das Verarbei-
tende Gewerbe konnte trotz einer Aufhellung noch nicht 
ganz an das Vorjahresniveau anknüpfen . Dagegen schien 
die US-Notenbank Fed die Konjunkturaussichten als günstig 
genug zu erachten, um noch im Dezember den Leitzins zum 
vierten Mal in 2018 anzuheben . Der Arbeitsmarkt ist nach 
wie vor in sehr guter Verfassung . Die Beschäftigung stieg im 
Januar kräftig um 304 .000 Personen . Die Arbeits losenquote 
belief sich auf 4,0 % .

In seiner Projektion vom Januar geht der IWF von einer 
Zunahme des BIP in Höhe von 2,5 % im Jahr 2019 aus (2018: 
+2,9 %) . Risiken ergeben sich aus dem Handelskonflikt mit 
China .

Internationale Wirtschaftsentwicklung

1 In diesem Bericht werden Daten verwendet, die bis zum 15 . Februar 2019 vorlagen .
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tion wurde im November 2018 zurückgefahren (-0,2 %) . Auch 
der Welthandel ging im November zurück und zeigt im Vor-
jahresvergleich ebenfalls eine abgeschwächte Dynamik . Der 
globale Einkaufsmanagerindex von Markit hat sich im Januar 
erneut verringert und lag für die Industrie auf dem niedrigs-
ten Stand seit über zwei Jahren . Das ifo Weltwirtschaftsklima 
für das erste Quartal 2019 rangierte nach einer weiteren Ein -
trübung noch deutlicher im negativen Bereich . 

Der IWF rechnet in seiner Projektion vom Januar mit einer 
leichten Abschwächung des globalen Wachstums auf 3,5 % 
im Jahr 2019 . Die Weltwirtschaft ist weiterhin vielfältigen 
Risiken ausgesetzt, nicht zuletzt durch die aktuellen Han-
delskonflikte .

USA: Boom mit widersprüchlichen Signalen .

Die Wirtschaft in den USA profitiert weiter von der Steuer-
reform und wuchs im dritten Quartal 2018 preis- und saison-
bereinigt mit 0,8 % nur wenig schwächer als im Vorquartal 
(+1,0 %) . Maßgebliche Impulse stammen erneut vom priva-
ten Konsum, aber auch der Staatskonsum und die Investi-
tionen haben zugenommen .

Die Indikatoren am aktuellen Rand geben eine grundsätz-
lich positive Vorausschau . Die Industrieproduktion wurde 
im Dezember erneut hochgefahren (+0,3 %) . Die wichtigen 
Frühindikatoren deuten jedoch auf ein moderateres Wachs-
tum hin . Der zusammengesetzte Markit Einkaufsmanager-
index für Industrie und Dienstleistungen startete nach einer 
Eintrübung in den beiden Vormonaten mit einer Stagnation 
ins Jahr 2019 . Auch der nationale Einkaufsmanager index 
des Institute for Supply Management (ISM) für das Verarbei-
tende Gewerbe konnte trotz einer Aufhellung noch nicht 
ganz an das Vorjahresniveau anknüpfen . Dagegen schien 
die US-Notenbank Fed die Konjunkturaussichten als günstig 
genug zu erachten, um noch im Dezember den Leitzins zum 
vierten Mal in 2018 anzuheben . Der Arbeitsmarkt ist nach 
wie vor in sehr guter Verfassung . Die Beschäftigung stieg im 
Januar kräftig um 304 .000 Personen . Die Arbeits losenquote 
belief sich auf 4,0 % .

In seiner Projektion vom Januar geht der IWF von einer 
Zunahme des BIP in Höhe von 2,5 % im Jahr 2019 aus (2018: 
+2,9 %) . Risiken ergeben sich aus dem Handelskonflikt mit 
China .

Japan: Leichte Erholung im vierten Quartal .

Im vierten Quartal 2018 stieg das japanische BIP preis- und 
saisonbereinigt um 0,3 % gegenüber dem Vorquartal . Verant-
wortlich dafür waren kräftige Impulse aus der Inlandsnach-
frage, die im dritten Quartal gefehlt hatten (-0,3 %) .

Die aktuellen Konjunkturindikatoren bleiben zaghaft . Die 
In dus trieproduktion folgte im Dezember ihrem seit Jahres-
anfang abwärtsgerichteten Trend (-0,1%) . Auch die Auftrags-
eingänge des Verarbeitenden Gewerbes waren zum Jahres-
ende erneut rückläufig . Sowohl der Tankan-Index als auch 
der Markit Einkaufsmanagerindex trübten sich im Januar 
weiter ein, signalisieren jedoch noch eine weitere, gedämpfte 
Erholung der Wirtschaft . Dazu könnten die zuletzt preisbe-
reinigt deutlich gestiegenen Verdienste beitragen .

Der IWF geht in seiner Projektion vom Januar von einem 
Wachstum des japanischen BIP in Höhe von 1,1 % im Jahr 
2019 aus .

Euroraum und EU: Wachstum bleibt schwach .

Der schwache Aufschwung im Euroraum setzte sich auch im 
vierten Quartal 2018 fort . Die wirtschaftliche Aktivität stieg 
preis- und saisonbereinigt wie schon im Vorquartal um 0,2 % 

(Q1 und Q2: je +0,4 %) Im vergangenen Jahr war das Quar-
talswachstum durchweg deutlich dynamischer verlaufen . 
Ähnliches gilt für die BIP-Entwicklung auf EU-Ebene .

Eine Abkühlung zeigte sich in Italien, das sich nach einem 
erneuten Rückgang des BIPs (-0,2 %) in einer leichten Rezes-
sion befindet . Auch in Großbritannien fiel das Wachstum 
geringer als im Vorquartal aus (+0,2 %) . Demgegenüber hat 
die konjunkturelle Dynamik in Deutschland und Spanien ihr 
Tempo erhöht (+0,0 % bzw . +0,7 %) . In Frankreich blieb die 
Zuwachsrate unverändert (+0,3 %) . 

Die Indikatoren zeichnen für den Euroraum ein verhaltenes 
Bild . Die Industrieproduktion wurde im Dezember um 0,9 % 
gedrosselt und verzeichnete damit den zweiten Rückgang in 
Folge . Die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe 
nahmen jedoch im Oktober (+0,3 %) und November (+2,3 %) 
zu . Die Frühindikatoren deuten insgesamt auf ein schwaches 
Wachstum hin . Sowohl der Economic Business Climate Indi-
cator der Europäischen Kommission als auch der Markit Ein-
kaufsmanagerindex haben sich im Januar erneut eingetrübt . 
Die saisonbereinigte Arbeitslosenquote verharrte im Dezem-
ber mit 7,9 % auf einem sehr niedrigen Stand . 

Die EU-Kommission geht in ihrer Prognose vom Februar von 
einem Anstieg des BIP im Eurogebiet von 1,3 % im Jahr 2019, 
nachdem im Jahr 2018 ein Zuwachs um 1,8 % verzeichnet 
wurde . Der Brexit-Prozess bleibt ein Risikofaktor für die 
Konjunktur .

Internationale Wirtschaftsentwicklung

Bruttoinlandsprodukt
Veränderung gegen Vorzeitraum (preis- und saisonbereinigt)

2017
Q4

2018
Q1

2018
Q2

2018
Q3

2018
Q4

Euroraum 0,7 0,4 0,4 0,2 0,2

USA 0,6 0,5 1,0 0,8 -

Japan 0,5 -0,2 0,6 -0,7 0,3
Arbeitslosenquote
Abgrenzung nach ILO (saisonbereinigt)

Sep. Okt. Nov. Dez. Jan.

Euroraum 8,0 8,0 7,9 7,9 -

USA 3,7 3,8 3,7 3,9 4,0

Japan 2,3 2,4 2,5 2,4 -
Verbraucherpreise
Veränderung gegen Vorjahreszeitraum (Ursprungswerte)

Sep. Okt. Nov. Dez. Jan.

Euroraum 2,1 2,2 1,9 1,6 -

USA 2,3 2,5 2,2 1,9 1,6

Japan 1,2 1,4 0,8 0,3 -

Quellen: Eurostat, OECD, Macrobond.

Geschäftsklima, BCI (linke Skala)

BIP Euroraum, Veränderung gegen Vorquartal in % (rechte Skala)

  2016 2017 2018 2019 
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Euroraum: BIP und Geschäftsklima 
(saisonbereinigt)

Quellen: Eurostat, Europäische Kommission.
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Wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland

1. Gesamtwirtschaft

Die deutsche Wirtschaft hat sich im vierten Quartal stabilisiert . 
Die Indikatoren deuten auf eine verhaltene Entwicklung hin .

Die deutsche Wirtschaft hat sich im vierten Quartal 2018 
stabilisiert . Das Bruttoinlandsprodukt blieb in etwa auf 
dem Niveau des Vorquartals (0,0 %) .  Im dritten Quartal 
war es etwas überraschend um 0,2 % zurückgegangen . Die 
Konjunktur wurde durch erschwerte außenwirtschaftliche 
Rahmenbedingungen und binnenwirtschaftliche Sonder-
effekte gedämpft . Die steigende Nachfrage nach Konsum- 
und Investitionsgütern wurde bei neutralem Außenbeitrag 
teilweise aus den Lagern bedient . Während die Handels-
konflikte und der Brexit-Prozess weiterhin für Verunsiche-
rung sorgen, schreitet die heimische Pkw-Industrie bei der 
Bewältigung der WLTP-Problematik voran und die von der 
Binnenschifffahrt abhängigen Produktionsstandorte werden 
nicht mehr durch Niedrigwasser behindert . Die voraus-
schauenden Konjunkturindikatoren, wie z . B . die Geschäfts-
erwartungen oder die Auftragseingänge des Verarbeitenden 
Gewerbes, sind zwar weiterhin zurückhaltend, wichtige 
binnenwirtschaftliche Auftriebskräfte wirken jedoch fort . 

Die Beschäftigung und die Einkommen sowie die Investitio-
nen in Bauten nehmen kräftig zu . Hinzu kommen ab der 
Jahreswende spürbare fiskalische Impulse, nicht zuletzt 
durch die Entlastung von Bürgerinnen und Bürgern bei 
Steuern und Abgaben sowie die Erhöhung der monetären 
Sozialleistungen .2 

2. Produzierendes Gewerbe

Die Industrieproduktion erzielte im Dezember erstmals 
nach drei Monaten ein kleines Plus . 
 
Die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe sind am 
Jahresende aufgrund schwacher Großaufträge zurückgegan-
gen .  
 
Die Bauwirtschaft boomt .

Die Produktion im Produzierenden Gewerbe hat sich im 
Dezember weiter leicht abgeschwächt . Dies ist maßgeblich 
auf einen kräftigen Rückgang der Bauproduktion (-4,1 %) 
zurückzuführen, die Industrieproduktion zog hingegen 

2 In diesem Bericht werden Daten verwendet, die bis zum 15 . Februar 2019 vorlagen . Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um Verän-
derungsraten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis preisbereinigter sowie kalender- und saisonbereinigter Daten .

gegenüber dem Vormonat wieder etwas an (+0,2 %) . Im vier -
ten Quartal insgesamt wurde die Produktion im gesamten 
Produzierenden Gewerbe zurückgefahren: in der Industrie 
um 1,3 % und im Baugewerbe um 0,6 % . 

Im Wirtschaftsbereich Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeugteile, 
der wesentlich für den Rückgang im dritten Quartal ver ant -
wortlich war, hat sich die Erzeugung im Dezember kräftig 
erholt und im Schlussquartal konnte fast ein Viertel des Ein  -
bruchs im dritten Quartal wettgemacht werden . Die Auto-
mobilindustrie kommt bei der Anpassung an das neue WLTP- 
 Prüfverfahren demnach spürbar voran . Insgesamt dürfte 
das Produzierende Gewerbe zu Beginn des neuen Jahres aber 
weiterhin nur mit kurzen Schritten unterwegs sein . Die Indus -
trie ist mit zunehmenden externen Risiken konfrontiert . 

Die Erzeugung von Vorleistungs- und Investitionsgütern 
ging im vierten Quartal um 0,9 % bzw . 0,1 % zurück . Erneut 
sehr kräftig fiel die Abnahme mit -5,8 % bei den Konsum-
gütern aus . 

Bruttoinlandsprodukt, preisbereinigt
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Bruttoinlandsprodukt
(Veränderungen gegen Vorjahr in %)
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gegenüber dem Vormonat wieder etwas an (+0,2 %) . Im vier -
ten Quartal insgesamt wurde die Produktion im gesamten 
Produzierenden Gewerbe zurückgefahren: in der Industrie 
um 1,3 % und im Baugewerbe um 0,6 % . 

Im Wirtschaftsbereich Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeugteile, 
der wesentlich für den Rückgang im dritten Quartal ver ant -
wortlich war, hat sich die Erzeugung im Dezember kräftig 
erholt und im Schlussquartal konnte fast ein Viertel des Ein  -
bruchs im dritten Quartal wettgemacht werden . Die Auto-
mobilindustrie kommt bei der Anpassung an das neue WLTP- 
 Prüfverfahren demnach spürbar voran . Insgesamt dürfte 
das Produzierende Gewerbe zu Beginn des neuen Jahres aber 
weiterhin nur mit kurzen Schritten unterwegs sein . Die Indus -
trie ist mit zunehmenden externen Risiken konfrontiert . 

Die Erzeugung von Vorleistungs- und Investitionsgütern 
ging im vierten Quartal um 0,9 % bzw . 0,1 % zurück . Erneut 
sehr kräftig fiel die Abnahme mit -5,8 % bei den Konsum-
gütern aus . 

Bedingt durch sehr schwache Großaufträge gab es bei den 
Auftragseingängen im Verarbeitenden Gewerbe im Dezem-
ber ein Minus von 1,6 % gegenüber dem Vormonat . Ohne 
Berücksichtigung dieser meist nicht unmittelbar produk-
tionswirksamen Aufträge ist demgegenüber ein kräftiger 
Zuwachs von 3,5 % zu verzeichnen . Im gesamten vierten 
Quartal ergab sich ein leichter Orderanstieg von 0,3 % . Dabei 
meldete der Investitionsgüterbereich nach drei schwachen 
Vorquartalen einen Zuwachs von 2,8 %, was insbesondere 
auf den Wirtschaftsbereich Kraftfahrzeuge und Kraftfahr-
zeugteile zurückgeht . Andererseits wurde bei den Vorleis-
tungs- und Konsumgütern eine Abnahme von 3,4 % bzw . 
0,7 % verbucht . Im Jahresschlussquartal sind die Auslands-
bestellungen beim Verarbeitenden Gewerbe um 1,3 % ge -
stiegen (Euroraum: +2,2 %), während aus dem Inland 1,1 % 
weniger Orders eingingen .

Insgesamt lagen die Auftragseingänge im Verarbeitenden 
Gewerbe im Dezember unter ihrem durchschnittlichen 
Niveau im dritten Quartal . Obwohl der Auftragsbestand 
weiterhin sehr hoch ist, deutet der Gegenwind aus der 
Außenwirtschaft darauf hin, dass die Industrie mit wenig 
Geschwindigkeit unterwegs sein wird .

Die Umsätze in der Industrie stiegen im Dezember um 2,7 % 
und konnten den Rückgang im Vormonat deutlich kom-
pensieren . Im abgelaufenen Quartal ergab sich ein Minus 

von 0,7 %, wobei der Umsatz mit Investitionsgütern aller-
dings um 0,7 % zunahm . Die Entwicklung bei den Auslands-
umsätzen (-0,7 %) und den Inlandsumsätzen (-0,5 %) verlief 
ähnlich . 

Quellen: StBA, BBk.

Veränderung gegen Vorzeitraum in % 
(Volumen, saisonbereinigt)

Q3 Q4 Okt. Nov. Dez.

Produktion

Insgesamt -1,6 -1,3 -0,5 -1,5 0,2

Vorleistungsgüter -0,9 -0,9 -0,1 -0,6 -0,4

Investitionsgüter -2,8 -0,1 0,1 -1,3 0,9

Konsumgüter 0,2 -5,8 -3,3 -4,0 -0,5

Umsätze

Insgesamt -1,5 -0,7 0,5 -2,2 2,7

Inland -1,9 -0,5 1,3 -1,3 0,5

Ausland -1,2 -0,7 -0,4 -3,0 5,0

Auftragseingänge

Insgesamt -0,9 0,3 0,3 -0,2 -1,6

Inland 0,8 -1,1 -3,6 3,0 -0,6

Ausland -2,3 1,3 3,1 -2,3 -2,3

Vorleistungsgüter -1,7 -3,4 0,3 -3,6 -1,2

Investitionsgüter -0,8 2,8 0,7 2,2 -2,5

Konsumgüter 0,0 -0,7 -1,8 -2,7 4,2

Industrie
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klimaindex fiel im Januar den fünften Monat in Folge, wobei 
die Geschäftserwartungen noch stärker in den negativen 
Bereich absackten . Der IHS Markit Einkaufsmanagerindex 
lag im Januar erstmals seit vier Jahren unter seiner Wachs-
tumsschwelle . 

Das Baugewerbe arbeitet weiterhin nahe seiner Kapazitäts-
grenze, auch wenn die Produktion im Dezember (-4,1 %) 
und im vierten Quartal (-0,6 %) erneut abgenommen hat . 

Die stark schwankenden Auftragseingänge im Bauhauptge-
werbe haben sich in den letzten drei Monaten erholt . Im 
November expandierten sie um 6,1 % . Im Zweimonatsver-
gleich lag der Zuwachs bei 5,3 % . Damit liegen die Order-
eingänge im aktuellen Berichtsmonat rund 10 % über dem 
durchschnittlichen Niveau des Jahres 2017 . Die Baugeneh-
migungen bezüglich Nicht-Wohnbauten nahmen auf Jah-
resfrist deutlich zu . Auch bei den Wohnbauten war im 
November und im Jahresverlauf ein leichter Zuwachs zu 
verzeichnen .

Das ifo Geschäftsklima im Bauhauptgewerbe hat im Januar 
nach geringer Bewegung im zweiten Halbjahr 2018 kräftig 
nachgegeben . Die Stimmung in den Unternehmen ist jedoch 
angesichts der hohen Auslastung und der Durchsetzbarkeit 
von Preissteigerungen weiterhin gut .

Das Geschäftsklima im Verarbeitenden Gewerbe ist noch 
leicht besser als im langfristigen Vergleich, obwohl es sich in 
den letzten Monaten merklich eintrübte . Der ifo Ge  schäfts-
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(saisonbereinigt, Salden)

Quelle: ifo Institut.

Veränderung gegen Vorzeitraum in %
(Volumen, saisonbereinigt) 

Produktion

Q3 Q4 Okt. Nov. Dez.

Insgesamt -3,9 -0,6 -1,2 -0,5 -4,1

Bauhauptgewerbe -0,1 -0,9 -2,0 -0,9 -1,3

Ausbaugewerbe -7,1 -0,2 -0,5 0,0 -6,6

Auftragseingänge im Bauhauptgewerbe

Q2 Q3 Sep. Okt. Nov.

Insgesamt -5,4 0,6 3,7 0,4 6,1

Hochbau -4,3 1,4 8,2 -3,4 5,3

Wohnungsbau* -3,7 5,0 6,5 -0,9 7,2

Gewerblicher* -4,5 -1,6 7,5 -2,0 -0,4

Öffentlicher* -5,2 0,8 16,2 -17,1 20,8

Tiefbau -6,6 -0,3 -1,1 4,9 6,8

Straßenbau* -11,4 -6,3 4,5 -3,1 11,3

Gewerblicher* -7,8 7,7 -3,7 6,1 7,2

Öffentlicher* 4,3 -2,0 -4,9 14,4 1,1

Öffentlicher Bau insg. -5,4 -3,6 3,1 0,1 8,8

Quellen: StBA, BBk.  * Angaben in jeweiligen Preisen

Baugewerbe
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3. Privater Konsum

Die Einzelhandelsumsätze nahmen im Jahresschlussquartal 
leicht zu . 

Die Umsätze im Einzelhandel ohne Kfz legten im vierten 
Quartal 2018 leicht um 0,2 % zu . Obwohl sie im Dezember, 
dem Hauptmonat des Weihnachtsgeschäfts sehr schwach 
ausfielen (-3,1 %) . Im Oktober und November waren sie 
allerdings gestiegen . Die Umsätze im Kfz-Handel, die bis 
November vorlagen, blieben nach dem WLTP-bedingten 
Rückgang im dritten Quartal zuletzt nahezu unverändert 
(+0,1 %) . Die privaten Kfz-Neuzulassungen stiegen im Januar 
den vierten Monat in Folge . Sie nahmen um 4,5 % gegen-
über dem Vormonat zu . 

menszuwachs bei den privaten Konsumausgaben ankam . 
Diese nahmen im Jahr 2018 preisbereinigt um 1,0 % zu . 

Angesichts des anhaltenden Aufwärtstrends am Arbeitsmarkt 
und spürbarer Lohnsteigerungen dürften die verfügbaren 
Einkommen weiter kräftig steigen . Dies wird flankiert durch 
die Umsetzung einer Reihe entlastender Maßnahmen aus 
dem Koalitionsvertrag . Die privaten Konsumausgaben wer-
den daher eine wichtige Auftriebskraft für die deutsche 
Konjunktur bleiben .

4. Außenwirtschaft

Sowohl  Exporte als auch Importe nahmen im Jahres-
endquartal verhalten zu . 
 
Der Handelsüberschuss baut sich tendenziell weiter ab . 
 
Weltwirtschaftliche Impulse fallen gedämpft aus .

Im Dezember 2018 wurden von Deutschland Waren und 
Dienstleistungen im Wert von 122,0 Mrd . Euro exportiert . 
Damit schrumpften die Ausfuhren nach ihrem leichten 
Rückgang im November saisonbereinigt erneut um 2,0 % 
gegenüber dem Vormonat . Im Quartalsvergleich sind die 
Ausfuhren aber um 0,9 % gestiegen . Die Ausfuhrpreise haben 

Die Klimaindikatoren zeigen ein gemischtes Bild . Das ifo 
Geschäftsklima im Einzelhandel ist im Januar deutlich 
gesunken . Die Konsumstimmung der Verbraucher verbes-
serte sich demgegenüber, der prognostizierte GfK-Konsum-
klimaindex für Februar stieg auf 10,8 Saldenpunkte .

Die verfügbaren Einkommen nahmen im Jahr 2018 um 3,2 % 
spürbar zu . Die Rate lag deutlich über der Steigerung der 
Verbraucherpreise, die sich um 1,9 % erhöhten . Allerdings 
stieg auch die Sparquote, sodass nicht der gesamte Einkom-
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die niedrigste Erwartungshaltung seit über zwei Jahren 
wider . Die Auftragseingänge aus dem Ausland gingen im 
Dezember um 2,3 % zurück . Auch der reale effektive Wech-
selkurs des Euro gegenüber den 56 wichtigsten Handels-
partnern Deutschlands verschlechterte sich im Januar ge-
genüber dem Vormonat . Angesichts der weiterhin intakten 
Weltkonjunktur bleiben die Perspektiven für den deutschen 
Außenhandel trotz gedämpfter Indikatorenlage und bei 
allen Unsicherheiten grundsätzlich verhalten positiv .

5. Arbeitsmarkt

Der Anstieg bei der Beschäftigung setzt sich fort . 
 
Die Arbeitslosigkeit und die Unterbeschäftigung gingen im 
Januar weiter zurück . 
 
Die Frühindikatoren senden positive Signale .

Auch in der aktuell ruhigeren Konjunkturphase kommen 
vom Arbeitsmarkt weiterhin positive Nachrichten . Die Er -
werbstätigkeit wird mit gleichbleibendem Tempo ausge-
weitet . Die Zahl der Arbeitslosen stieg zum Jahresanfang 
jahreszeitlich bedingt nur moderat . In der saisonbereinig-
ten Betrachtung setzt sich der schrittweise Rückgang von 
Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung fort . Die saison-

Der Saldo von Aus- und Einfuhren beim Handel mit Waren 
und Dienstleistungen lag in 2018 in Ursprungszahlen bei 
225,3 Mrd . Euro . Gegenüber dem Vorjahreswert ergibt sich 
damit ein Abbau des Überschusses um insgesamt 22,7 Mrd . 
Euro .

Die gedämpften Signale der nationalen Indikatoren zur 
Außenwirtschaft deuten auf eine verhaltene Entwicklung 
hin . Die ifo Exporterwartungen im Verarbeitenden Gewerbe 
haben sich im Januar weiter eingetrübt und spiegeln damit 

sich im gleichen Zeitraum erhöht, sodass die Ausfuhren in 
realer Rechnung einen etwas geringeren Anstieg aufweisen 
dürften . Kumuliert wurden im Jahr 2018 Waren und Dienst-
leistungen im Wert von 1 .590 Mrd . Euro exportiert, 3,3 % 
mehr als im Vorjahr . 

Den Ausfuhren standen im Dezember Einfuhren von Waren 
und Dienstleistungen in Höhe von 108,2 Mrd . Euro gegen-
über . Im Vergleich zum Vormonat resultiert daraus nach 
einer leichten Steigerung im November saisonbereinigt ein 
Minus von 0,3 % . Im Quartalsvergleich kam es in jeweiligen 
Preisen zu einem Plus von 1,5 % . In preisbereinigter Rech-
nung dürfte der Zuwachs im Zuge gestiegener Einfuhrpreise 
niedriger ausfallen . Im Gesamtjahr 2018 wurden Waren und 
Dienstleistungen im Wert von 1 .365 Mrd . Euro importiert, 
5,5 % mehr als im Vorjahr . 

Ausfuhr, Monate

Ausfuhr, gleitender 3-Monats-Durchschnitt

Einfuhr, Monate

Einfuhr, gleitender 3-Monats-Durchschnitt
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Quellen: StBA, BBk. * Angaben in jeweiligen Preisen

Q3 Q4 Okt. Nov. Dez.

Warenhandel und Dienstleistungen (Zahlungsbilanzstatistik)  
Veränderung gegen Vorperiode in % (saisonbereinigt)

Ausfuhr 0,3 0,9 2,0 -0,2 -2,0

Einfuhr 2,8 1,5 2,0 0,3 -0,3

Außenhandel mit Waren nach Ländern (Außenhandelsstatistik)   
Veränderung gegen Vorjahr in % (Ursprungswerte)

Ausfuhr 2,9 1,5 8,7 0,1 -4,5

Eurozone 3,8 1,8 9,1 -0,1 -4,1

EU Nicht-Eurozone 1,8 1,3 7,1 1,4 -5,5

Drittländer 2,7 1,5 9,2 -0,4 -4,3

Einfuhr 8,1 5,0 10,8 3,9 0,0

Eurozone 9,1 4,2 7,4 2,7 2,5

EU Nicht-Eurozone 3,7 3,7 8,5 3,4 -1,2

Drittländer 9,6 6,9 16,9 5,9 -2,5

Außenhandel*
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bereinigte Arbeitslosenquote liegt weiterhin bei 5 % . Die Nach-
frage nach Arbeitskräften bleibt in vielen Sektoren sehr 
hoch; in einigen Bereichen verlangsamt sich aber die Aus-
weitung der Beschäftigung .

Die Frühindikatoren der Bundesagentur für Arbeit (BA), des 
ifo Instituts und des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (IAB) entwickelten sich am aktuellen Rand 
unterschiedlich . Sie zeigen dennoch weiterhin eine insge-
samt kräftige Nachfrage nach Arbeitskräften sowie einen 
leichten Abbau der Arbeitslosigkeit an . 

Der monatliche Zuwachs bei der Erwerbstätigkeit im Inland 
lag im Dezember wie im Vormonat bei 42 .000 Personen . In 
Ursprungszahlen wurden 45,1 Mio . Erwerbstätige ausgewie-
sen . Damit liegt der Zuwachs zum Vorjahr erneut bei 1,1 % .

Der Anstieg bei der Erwerbstätigkeit basiert auf der steigen-
den sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung . Saison-
bereinigt nahm diese im November um 50 .000 Personen zu . 
Dies entspricht dem monatlichen Anstieg im Jahr 2018 . Nach 
den Ursprungszahlen belief sie sich auf 33,5 Mio . Personen . 
Gegenüber dem Vorjahr betrug der Zuwachs 666 .000 Perso-
nen . Weiterhin sind in nahezu alle Branchen mehr Personen 
sozialversicherungspflichtig beschäftigt als im Vorjahres-
monat . Allerdings hat sich der kräftige Rückgang der sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigung im Bereich der 
Arbeitnehmerüberlassung weiter beschleunigt .
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Rückgang der Unterbeschäftigung ohne Kurzarbeit um 
222 .000 Personen weiterhin kräftiger als der Rückgang der 
Arbeitslosigkeit .

Die Arbeitslosigkeit sinkt weiterhin nicht in dem Maße wie 
die Beschäftigung zunimmt . Der Beschäftigungsaufbau 

3 Die Arbeitslosigkeit deutscher Staatsbürger sank im Januar im Vorjahresvergleich um 143 .000 Personen bzw . 7,5 % . Auch bei ausländischen 
Staatsbürgern ging sie weiter zurück (um 22 .000 Personen bzw . 3,3 %) .

Die von der Bundesagentur für Arbeit gemeldete Arbeitslo-
sigkeit sank im Januar saisonbereinigt nur geringfügig um 
2 .000 Personen . Nach Ursprungszahlen stieg die Arbeitslo-
sigkeit jahreszeitlich bedingt auf 2,41 Mio . Personen . Der Vor-
jahresstand wurde um 165 .000 Personen unterschritten3 . 
Die Entlastung durch arbeitsmarktpolitische Instrumente 
hat im Vorjahresvergleich abgenommen . Die sogenannte 
Fremdförderung, die unter anderem Integrations- und 
Sprachkurse umfasst, ging zum Vorjahr erneut deutlich 
zurück . Die unbereinigte Arbeitslosenquote stieg auf 5,3 % . 
Die Zahl der Langzeitarbeitslosen nahm im Januar jahres-
zeitlich üblich auf 774 .000 Personen zu, dies sind jedoch 
95 .000 Personen weniger als im Vorjahresmonat . 

Die Erwerbslosenquote (saisonbereinigt, ILO-Konzept) lag 
im Dezember weiterhin bei 3,3 % . Die Quote ist im interna-
tionalen Vergleich äußerst niedrig .

Die Unterbeschäftigung, die neben Arbeitslosen auch Per-
so nen in arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen umfasst 
oder die kurzfristig arbeitsunfähig sind, verringerte sich im 
Dezem ber saisonbereinigt um 22 .000 Personen kräftiger . 
Nach den Ursprungszahlen stieg sie jahreszeitlich bedingt 
auf 3,29 Mio . Personen . Im Vergleich zum Vorjahr war der 

Arbeitslose (SGB III)

Q3 Q4 Nov. Dez. Jan.

in Mio. (Ursprungszahlen) 2,311 2,200 2,186 2,210 2,406

gg. Vorjahr in 1.000 -193 -181 -182 -175 -165

gg. Vorperiode in 1.000* -35 -44 -15 -12 -2

Arbeitslosenquote 5,1 4,9 4,8 4,9 5,3

Erwerbstätige (Inland)

Q3 Q4 Okt. Nov. Dez.

in Mio. (Urspungszahlen) 45,0 45,2 45,2 45,2 45,1

gg. Vorjahr in 1.000 540 508 526 509 488

gg. Vorperiode in 1.000* 102 110 39 42 42

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte

Q2 Q3 Sep. Okt. Nov.

in Mio. (Urspungszahlen) 32,8 33,1 33,4 33,5 33,5

gg. Vorjahr in 1.000 733 711 687 700 666

gg. Vorperiode in 1.000* 137 161 23 71 50

Quellen: BA, StBA, BBk. * kalender- und saisonbereinigte Angaben

Arbeitsmarkt 
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Unterbeschäftigung (ohne Kurzarbeit), saisonbereinigt 
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erfolgt zu einem Großteil aus dem Anstieg des Erwerbsper-
sonenpotenzials durch Zuwanderung 4 sowie eine steigende 
Erwerbsneigung insbesondere von Frauen und älteren Er -
werbspersonen .

6. Preise

Der Rohölpreis stabilisiert sich über der 60-Dollar-Marke . 
 
Die Inflationsrate hat sich im Januar nach vorläufigen 
Angaben auf 1,4 % abgeschwächt .

Die Preisentwicklung in Deutschland lief zu Beginn des Jah-
res 2019 in ruhigen Bahnen . Der Preisverfall beim Rohöl, 
der bis zum Jahresende 2018 anhielt, setzte sich nicht fort . 
Preiswirkung zeigten vor allem die sinkenden Rohölexporte 
Saudi-Arabiens . Mitte Februar notierte der Rohölpreis der 
europäischen Leit sorte Brent mit knapp 66 Dollar je Barrel 
knapp 10 % über Vormonatsniveau . Im Vergleich zu seinem 

Höhepunkt im Oktober letzten Jahres ist der Preis aller-
dings noch immer um ein Fünftel gefallen . 

Insgesamt ist davon auszugehen, dass die Preise im Jahr 
2019 auf allen Wirtschaftsstufen etwas langsamer steigen 
werden . Die Bundesregierung erwartet laut ihrer aktuellen 
Projektion in diesem Jahr einen durchschnittlichen Ver-
braucherpreisanstieg von 1,5 % (2018: +1,9 %) .

Die Einfuhrpreise gingen im Dezember den zweiten Monat 
in Folge kräftig zurück, im Dezember um 1,3 % . Ursächlich 
hierfür war vor allem der Rohölpreisverfall im vierten Jah-
resviertel 2018 . In der Folge reduzierten sich die Energie-
preise um jeweils rund 8 % im Vergleich zum Vormonat . Auf 
Jahresfrist hat sich der Anstieg der Einfuhrpreise insgesamt 
merklich verringert und lag zuletzt bei 1,6 % . Bleiben die 
schwankungsanfälligen Energiepreise außen vor, lagen die 
Preise für Importgüter lediglich 0,9 % über dem Vorjahres-
niveau . Im Jahresdurchschnitt 2018 stiegen die Einfuhr-
preise mit einer Rate von 2,6 % schwächer als im Jahr davor 
(2017: +3,5 %) .

4 Die Ausweitung des Arbeitskräfteangebots infolge der europäischen Arbeitnehmerfreizügigkeit und der Fluchtmigration hat zu einem An -
stieg der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung von Menschen aus den wichtigsten Zuwanderungsländern - neue osteuropäische  
Mitgliedsstaaten, GIPS-Staaten Griechenland, Italien, Portugal und Spanien, 8 nichteuropäische Asylherkunftsländer, West-Balkanstaaten, 
Russland und Ukraine – geführt (im November gegenüber dem Vorjahr um 293 .000 Personen) . Die Zahl der Arbeitslosen aus diesen Ländern 
nahm im Januar zum Vorjahr erneut ab (Rückgang um 9 .000 Personen) . 
Die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung stieg bei den Personen aus den wichtigsten nichteuropäischen Asylherkunftsländern um 
94 .000 Personen, die Arbeitslosigkeit nahm – bei umfangreichem Einsatz von Integrationskursen und Fördermaßnahmen – nur geringfügig zu .
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Auch die Preise für deutsche Exportwaren sanken im 
Dezember gegenüber dem Vormonat im Zuge der Rohöl-
preisentwicklung den zweiten Monat in Folge . Insgesamt 
verringerten sie die Ausfuhrpreise um 0,4 % gegenüber dem 
Vormonat . Binnen Jahresfrist legten sie mit einer Rate von 
+1,3 % weniger stark als zu in der vergangenen Monaten . 
Preiserhöhungsimpulse kamen in erster Linie von den Vor-
leistungsgütern, die sich um 1,8 % im Vergleich zum Vor-
jahr erhöhten . Im Jahresdurchschnitt 2018 erhöhten sich 
die Ausfuhrpreise um 1,2 %, nach einem Anstieg von 1,7 % 
im Jahr 2017 .

Im Inlandsabsatz sanken die Erzeugerpreise von November 
auf Dezember vor allem aufgrund geringerer Energiepreise 
um 0,4 % . Im Vorjahresvergleich hat sich der Preisanstieg 
auf der Produzentenstufe auf 2,7 % abgeschwächt . Am 
stärksten fielen die Preiserhöhungen im Energiebereich 
aus . Im Jahresdurchschnitt 2018 erhöhten sich die Erzeu-
gerpreise mit einem Anstieg von 2,6 % in etwa so stark wie 
im Jahr davor (2017: +2,7 %) .

7. Monetäre Entwicklung

Die amerikanische Zentralbank belässt die Zinsen im 
Januar unverändert .  
 
Die Inflation im Euroraum schwächt sich vorläufigen 
Angaben zufolge im Januar leicht auf 1,4 % ab . 

Die Geldpolitik der Europäischen Zentralbank (EZB) ist wei-
terhin expansiv ausgerichtet . Seit März 2016 liegt der Haupt-
refinanzierungssatz bei 0,0 % . Für die Einlagefazilität fällt 
ein Zins in Höhe von -0,4 % an, der Spitzenrefinanzierungs-
satz liegt bei 0,25 % . Zum Jahresende 2018 hat die EZB damit 
begonnen, ihre Anleihekäufe auf die Reinvestition von Zah-
lungen auslaufender Anleihen zu beschränken . Die Bilanz 
der EZB hat sich durch die Ankaufprogramme seit Dezem-
ber 2014 von 2,0 auf derzeit ca . 4,7 Billionen Euro mehr als 
verdoppelt .

Die nach wie vor hohe Überschlussliquidität von derzeit 
1 .853 Mrd . Euro führt dazu, dass die Zinsen auf dem Inter-
bankenmarkt nahe dem Einlagesatz liegen: Der besicherte 
Interbankenzins beträgt derzeit -0,4 %, der unbesicherte 
-0,3 % . 

Nach Einschätzung der EZB dürfte die Wirtschaft im 
Euroraum weiterhin expandieren, wenngleich mit einer 
geringeren Geschwindigkeit . Nach einer ersten Schätzung 
von Eurostat ist die Inflationsrate in der Eurozone im 

Für die Verbraucherpreise lagen bis zum Redaktionsschluss 
nur die vorläufigen Zahlen vor . Demnach schwächte sich die 
Inflationsrate im Januar um 0,3 Prozentpunkte auf 1,4 % ab . 
Im Vergleich zum Dezember gingen die Preise um 0,8 % zu -
rück . Dieser Rückgang ist nach den vorübergehenden Preis-
erhöhungen zur Weihnachtszeit – z . B . bei Pauschalreisen 
und Nahrungsmitteln – nicht ungewöhnlich .

Verbraucherpreisindex

Veränderungen in % gg. Vormonat gg. Vorjahres-
monat

Nov. Dez. Nov. Dez.

Insgesamt 0,1 0,1 2,3 1,7

Insgesamt ohne Energie und 
Nahrungsmittel (Kerninflation) 0,0 0,6 1,5 1,5

Nahrungsmittel -0,2 0,3 1,4 1,0

Bekleidung und Schuhe -0,4 -2,0 1,3 0,9

Freizeit, Unterhaltung, Kultur -0,5 5,3 0,6 1,4

Energie 1,8 -4,2 9,3 4,8

Haushaltsenergie 1,2 -3,0 6,5 3,2

Strom 0,1 0,0 1,0 1,0

Gas 0,0 0,1 -1,4 -1,4

Heizöl 5,9 -16,7 40,7 16,1

Kraftstoffe 2,8 -6,4 15,0 8,6

Insgesamt (saisonbereinigt) 0,2 -0,4 - -

Quellen: StBA, BBk.

2,00

2,50 

3,00

3,50

4,00

4,50

5,00

2015 2016 2018 20192017

EZB-Bilanzsumme  
(in Bio. Euro)

Quellen: EZB, Macrobond.



MONATSBERICHT 03-2019 47

Die US-amerikanische Notenbank (Fed) behält ihren straf-
feren geldpolitischen Kurs bei . Im Dezember erhöhte die 
Fed zum vierten Mal im Jahr 2018 den Leitzins um 0,25 
Prozentpunkte auf eine Spanne von 2,25 bis 2,5 Prozent . 
Für das Jahr 2019 werden derzeit zwei weitere Erhöhungen 
erwartet .  

Der Euro wertete gegenüber dem US-Dollar im Vormonats-
vergleich etwas ab, aktuell notiert er bei 1,13 Dollar . Dahin-
gegen stabilisierte sich der Euro gegenüber den japanischen 
Yen; derzeit sind für einen Euro ca . 125 Yen fällig . Der Kurs 
des Euro gegenüber dem britischen Pfund blieb weitgehend 
stabil . Momentan kostet ein Euro rund 0,88 Pfund . Die 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit gegenüber den 56 wich-
tigsten Handelspartnern Deutschlands verschlechterte sich 
im Januar etwas .

Die Umlaufrendite von Bundesanleihen mit zehnjähriger 
Laufzeit ist erneut etwas gefallen und liegt momentan bei 
0,1 % . Allgemein rangieren auch die Renditen auf Staats-
anleihen der übrigen Euroländer auf niedrigem Niveau . 
Nach den Renditen auf griechische Staatsanleihen (+3,9 %) 
sind aktuell die Renditen auf italienische Staatsanleihen 
mit 2,8 % am höchsten . Auch die Renditen auf Unterneh-
mensanleihen verharren in der Eurozone auf sehr niedri-
gem Niveau; Anleihen mit sehr guter Bonität (AA) und 
einer Laufzeit von zehn Jahren liegen derzeit bei etwa 
1,0 % .

Januar auf 1,4 % gesunken, gegenüber 1,6 % im Dezember . 
Der Rück gang ist dabei maßgeblich auf niedrigere Energie-
preise zu rückzuführen, die Kerninflation verharrte bei 1,1 % . 
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Im Dezember 2018 lagen die Buchkredite an nichtfinanzi-
elle Kapitalgesellschaften rund 5,9 % über dem Vorjahresni-
veau . Nachfrageseitig zeigen die Januar-Ergebnisse der Um -
frage der EZB zum Kreditgeschäft (Bank Lending Survey), 
dass die Anfragen von Unternehmen nach Krediten weiter 
zunehmen . Gleichzeitig ist angebotsseitig eine weitere Locke-
rung der Vergabestandards festzustellen .

Die Kreditvergabe an private Haushalte zieht weiter an und 
lag im Dezember um 3,6 % über Vorjahreswert . Der stärkste 
Treiber dieser Entwicklung blieb weiterhin der Zuwachs bei 
den Wohnungsbaukrediten (+4,8 %), der durch das niedrige 
Zinsniveau und eine starke Nachfrage begünstigt wird . 

Die Kreditvergabe im Euroraum hat sich in den zurücklie-
genden Monaten ebenfalls leicht beschleunigt . Im Dezember 
stieg das Kreditvolumen für private Haushalte gegenüber 
dem Vorjahr um 3,3 % . Das Kreditvolumen für nichtfinan-
zielle Kapitalgesellschaften wuchs um 4,0 % . 

Der Zinsabstand für Unternehmenskredite innerhalb des 
Euroraums hat im Dezember nach einer Abnahme im 
Novem ber wieder leicht zugenommen . Nichtfinanzielle 
ausländische Kapitalgesellschaften im Euroraum müssen 
aktuell durchschnittlich 0,8 Prozentpunkte höhere Kredit-
zinsen zahlen als deutsche Unternehmen .

Die Geldmenge M3 des Euroraums wächst weiter . Im Ver-
gleich zum Vorjahr nahm sie im Dezember 2018 um 4,1 % 
zu . Dabei ist der Anstieg maßgeblich auf die Ausweitung 
der enger gefassten Geldmenge M1 zurückzuführen, die im 
Vergleich zum Vorjahr um 6,6 % gestiegen ist . 
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Anhang:  
Übersichten und Grafiken
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1. Gesamtwirtschaft
1.1 Bruttoinlandsprodukt und Verwendung1

 Bundesrepublik Deutschland

Veränderungen gegen Vorzeitraum in % 2

2016 2017 2018

2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.

Bruttoinlandsprodukt und Komponenten

Bruttoinlandsprodukt (BIP) + 0,4 + 0,2 + 0,4 + 1,1 + 0,5 + 0,6 + 0,5 + 0,4 + 0,5 - 0,2 0,0 

Inländische Verwendung - 0,3 + 0,6 + 0,9 + 0,5 + 0,8 + 0,3 + 0,3 + 0,4 + 0,7 + 0,8 -   

Private Konsumausgaben3 + 0,1 + 0,3 + 0,7 + 0,7 + 0,8 + 0,1 + 0,2 + 0,5 + 0,3 - 0,3 -   

Konsumausgaben des Staates + 0,7 + 0,1 + 0,4 + 0,5 + 0,4 + 0,3 + 0,4 - 0,5 + 0,8 + 0,2 -   

Bruttoanlageinvestitionen - 1,1 + 0,7 + 0,2 + 2,0 + 1,3 + 0,4 + 0,3 + 1,4 + 0,5 + 0,8 -   

Ausrüstungen - 1,8 + 1,0 - 0,7 + 2,2 + 2,7 + 1,2 + 0,5 + 2,1 + 0,1 + 0,8 -   

Bauten - 1,6 + 0,3 + 1,3 + 2,5 + 0,7 - 0,1 + 0,2 + 1,6 + 0,9 + 0,9 -   

Sonstige Anlagen + 1,5 + 1,0 - 0,7 + 0,5 + 0,4 + 0,2 + 0,4 - 0,5 + 0,3 + 0,2 -   

Exporte + 1,3 - 0,4 + 1,3 + 2,3 + 1,1 + 1,2 + 1,7 - 0,3 + 0,8 - 0,9 -   

Importe - 0,4 + 0,4 + 2,7 + 1,1 + 1,9 + 0,5 + 1,4 - 0,3 + 1,5 + 1,3 -   

Wachstumsbeiträge in Prozentpunkten4

Inländische Verwendung - 0,3 + 0,5 + 0,9 + 0,4 + 0,8 + 0,2 + 0,3 + 0,4 + 0,7 + 0,8 -   

Private Konsumausgaben3 0,0 + 0,2 + 0,4 + 0,4 + 0,4 0,0 + 0,1 + 0,3 + 0,2 - 0,1 -   

Konsumausgaben des Staates + 0,1 0,0 + 0,1 + 0,1 + 0,1 + 0,1 + 0,1 - 0,1 + 0,2 0,0 -   

Bruttoanlageinvestitionen - 0,2 + 0,1 + 0,1 + 0,4 + 0,3 + 0,1 + 0,1 + 0,3 + 0,1 + 0,2 -   

Ausrüstungen - 0,1 + 0,1 - 0,1 + 0,1 + 0,2 + 0,1 0,0 + 0,1 0,0 + 0,1 -   

Bauten - 0,2 0,0 + 0,1 + 0,2 + 0,1 0,0 0,0 + 0,2 + 0,1 + 0,1 -   

Sonstige Anlagen + 0,1 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 -   

Vorratsveränderung5 - 0,3 + 0,2 + 0,4 - 0,4 0,0 + 0,1 0,0 - 0,1 + 0,2 + 0,7 -   

Außenbeitrag + 0,7 - 0,3 - 0,5 + 0,7 - 0,2 + 0,4 + 0,2 0,0 - 0,2 - 1,0 -   

Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum in % 6

2017 2018

2013 2014 2015 2016 2017 2018 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.

Bruttoinlandsprodukt und Komponenten

Bruttoinlandsprodukt (BIP) + 0,5 + 2,2 + 1,7 + 2,2 + 2,2 + 1,4 + 2,2 + 1,4 + 2,3 + 1,1 + 0,9 

Inländische Verwendung + 0,9 + 1,6 + 1,6 + 3,0 + 2,0 + 1,8 + 1,5 + 1,5 + 1,9 + 2,2 -   

Private Konsumausgaben2 + 0,6 + 1,0 + 1,7 + 2,1 + 1,8 + 1,0 + 1,1 + 1,6 + 1,0 + 0,5 -   

Konsumausgaben des Staates + 1,4 + 1,6 + 2,9 + 4,0 + 1,6 + 1,1 + 1,7 + 0,6 + 1,1 + 0,9 -   

Bruttoanlageinvestitionen - 1,3 + 3,9 + 1,6 + 3,5 + 2,9 + 3,0 + 2,8 + 2,2 + 3,4 + 3,0 -   

Ausrüstungen - 2,3 + 5,9 + 4,1 + 2,2 + 3,7 + 4,5 + 4,7 + 4,5 + 5,0 + 3,7 -   

Bauten - 1,1 + 2,2 - 1,4 + 3,8 + 2,9 + 3,0 + 1,8 + 1,4 + 3,5 + 3,3 -   

Sonstige Anlagen + 0,5 + 5,1 + 5,4 + 5,2 + 1,3 + 0,4 + 1,5 + 0,4 + 0,4 + 0,4 -   

Exporte + 1,7 + 4,7 + 5,3 + 2,3 + 4,6 + 2,4 + 4,7 + 2,1 + 4,3 + 1,1 -   

Importe + 3,0 + 3,7 + 5,6 + 4,1 + 4,8 + 3,4 + 3,7 + 2,6 + 3,7 + 3,8 -   

Quelle: Statistisches Bundesamt .
1 Preisbereinigt, BIP Kettenindex 2010 = 100;
2 Kalender- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;
3 Einschließlich private Organisationen ohne Erwerbszweck;
4 Rechnerischer Wachstumsbeitrag zum Bruttoinlandsprodukt;
5 Einschließlich Nettozugang an Wertsachen;
6 Ursprungszahlen von Kalenderunregelmäßigkeiten nicht bereinigt .
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1.2  Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts und wichtiger 
Verwendungskomponenten1

 Bundesrepublik Deutschland

Bruttoinlandsprodukt
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Quelle: Statistisches Bundesamt .
1 Preisbereinigt, BIP Kettenindex 2010 = 100;
2 Ursprungszahlen von Kalenderunregelmäßigkeiten nicht bereinigt .

 Kettenindex (rechte Skala)

 Veränderung gegen Vorquartal in %, Außenbeitrag: Wachstumsbeitrag in Prozentpunkten (linke Skala)

 Veränderung gegen Vorjahr in %, gelber Balken = Jahresdurchschnitte
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1.3  Bruttowertschöpfung, gesamtwirtschaftliche Kennzahlen und 
Prognosespektrum

 Bundesrepublik Deutschland

Veränderungen gegen Vorzeitraum in % 1

2016 2017 2018

2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.

Bruttowertschöpfung nach 
Wirtschaftsbereichen 2 

Bruttowertschöpfung + 0,6 + 0,1 + 0,4 + 1,0 + 0,7 + 0,7 + 0,5 + 0,4 + 0,3 - 0,1 -   

Produzierendes Gewerbe  
(ohne Baugewerbe) - 0,1 + 0,4 - 0,0 + 0,6 + 1,6 + 1,5 + 1,0 - 0,4 + 0,2 - 0,6 -   

Baugewerbe + 0,4 - 0,1 - 0,6 + 2,5 + 1,4 - 0,3 + 0,7 + 1,1 + 1,4 + 1,2 -   

Handel, Verkehr und Gastgewerbe + 0,2 - 0,0 + 1,1 + 2,1 + 0,7 + 0,2 + 0,8 + 1,0 + 0,2 - 0,5 -   

Finanz- und Versicherungsdienstleister - 0,7 + 0,5 + 0,1 + 0,1 + 0,1 + 0,2 + 0,3 + 0,1 + 0,5 + 0,3 -   

Unternehmensdienstleister + 2,5 - 1,0 + 0,6 + 1,6 + 0,1 + 0,6 + 0,3 + 0,7 + 0,8 - 0,5 -   

Öffentliche Dienstleister, Erziehung, 
Gesundheit + 0,6 + 0,4 + 0,6 + 0,1 + 0,5 + 0,4 + 0,2 + 0,3 + 0,1 + 0,2 -   

Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum in % 9

2017 2018

 2013 2014 2015 2016 2017 2018 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.

Preisentwicklung

Preisindex + 2,0 + 1,8 + 2,0 + 1,4 + 1,5 + 1,9 + 1,8 + 1,8 + 1,8 + 1,9 + 1,9 

Inländische Verwendung + 1,6 + 1,3 + 0,9 + 0,8 + 2,0 + 2,2 + 2,1 + 1,8 + 2,2 + 2,5 -   

Private Konsumausgaben + 1,1 + 0,9 + 0,6 + 0,7 + 1,6 + 1,6 + 1,6 + 1,4 + 1,6 + 1,6 -   

Kennzahlen

Erwerbstätige 3 + 0,6 + 0,8 + 0,9 + 1,3 + 1,4 + 1,3 + 1,4 + 1,5 + 1,3 + 1,2 + 1,1 

Arbeitsvolumen 4 - 0,3 + 1,1 + 1,1 + 0,8 + 1,3 + 1,4 + 0,7 + 0,3 + 2,5 + 1,4 -   

Arbeitsproduktivität 5 - 0,1 + 1,4 + 0,8 + 0,9 + 0,7 + 0,2 + 0,8 - 0,1 + 1,0 - 0,2 -   

Lohnkosten je Arbeitnehmer 6 + 1,8 + 2,8 + 2,7 + 2,2 + 2,6 + 3,0 + 2,5 + 2,7 + 2,9 + 3,2 -   

Lohnstückkosten 7 + 2,0 + 1,4 + 1,9 + 1,3 + 1,9 + 2,8 + 1,7 + 2,8 + 1,9 + 3,4 -   

verfügbares Einkommen 8 + 1,3 + 2,5 + 2,6 + 3,0 + 3,4 + 3,2 + 2,9 + 3,5 + 3,2 + 2,9 -   

Terms of Trade + 1,1 + 1,4 + 2,6 + 1,7 - 1,0 - 0,7 - 0,5 + 0,2 - 0,5 - 1,4 -   

Prognose Bruttoinlandsprodukt 9 Veränderung in % gegen Vorjahr

Institution Stand 2019 2020

Bundesregierung Jahresprojektion 01/2019 + 1,0 + 1,6 

IWF Internationaler Währungsfonds 01/2019 (+ 1,3) a (+ 1,6) a 

DIW Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung 12/2018 + 1,6 + 1,8 

ifo ifo Institut für Wirtschaftsforschung 12/2018 + 1,1 + 1,6 

IfW Institut für Weltwirtschaft 12/2018 + 1,8 + 1,8 

IWH Institut für Wirtschaftsforschung Halle 12/2018 + 1,4 + 1,8 

RWI Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung 12/2018 + 1,4 + 1,6 

OECD Organisation for Economic Co-operation and Development 11/2018 (+ 1,6) a (+ 1,4) a 

Institute Gemeinschaftsdiagnose (Institute) 09/2018 + 1,9 + 1,8 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Institute, internationale Organisationen .
1 Preisbereinigt, Kettenindex 2010 = 100, kalender- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;    2     Ohne Nettogütersteuern;
3 Inlandskonzept;    4     Geleistete Arbeitsstunden der Erwerbstätigen (IAB der Bundesagentur für Arbeit, Nürnberg);   5     BIP je Erwerbstätigen;
6  Arbeitnehmerentgelt je Arbeitnehmer im Inland;   7     Lohnkosten (Arbeitnehmerentgelt je Arbeitnehmer) in Relation zur Arbeits produk-

tivität (BIP bzw . Bruttowertschöpfung preisbereinigt je Erwerbstätigen);   8     Der privaten Haushalte;   9     Ursprungszahlen;
a    Kalenderbereinigte Werte .
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1.4  Bruttowertschöpfung nach Wirtschaftsbereichen1

 Bundesrepublik Deutschland
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Quelle: Statistisches Bundesamt .
1 Preisbereinigt, Kettenindex 2010 = 100, kalender- und saisonbereinigte Werte, Verfahren Census X-12-ARIMA .

 Kettenindex (rechte Skala)

 Veränderung gegen Vorquartal in % (linke Skala)
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1.5 Entwicklung wichtiger gesamtwirtschaftlicher Kennzahlen1

 Bundesrepublik Deutschland
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Quelle: Statistisches Bundesamt .
1 Preisbereinigt, Kettenindex 2010 = 100;     2     Reales BIP je Erwerbstätigen, Ursprungszahlen;
3 Lohnkosten zur Arbeitsproduktivität, Ursprungszahlen;     4     Ursprungszahlen;     5     Saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;
6 Wachstumsbeiträge, Verfahren Census X-12-ARIMA .
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1.6 Internationaler Vergleich

Quellen: Statistisches Bundesamt, OECD, Eurostat, National Bureau of Statistics of China .      
1  Preisbereinigt, Jahresangaben auf Basis von Ursprungszahlen, Quartalsangaben auf Basis von saisonbereinigten Werten;   
2  Eurozone 19 Mitgliedstaaten (Stand 01 .01 .2015);          
3  Europäische Union 28 Mitgliedstaaten (Stand 01 .07 .2013);         
4  Jeweilige Preise, saisonbereinigte Angaben;          
5  Abgrenzung nach ILO, saisonbereinigte Angaben .

2016 2017 2018

2015 2016 2017 2018 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4.Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 

Bruttoinlandsprodukt 1 Veränderungen gg. Vorperiode in %

Deutschland + 1,7 + 2,2 + 2,2 + 1,5 + 0,9 + 0,4 + 0,2 + 0,4 + 1,1 + 0,5 + 0,6 + 0,5 + 0,4 + 0,5 - 0,2 0,0 

Eurozone (EZ 19)2 + 2,1 + 2,0 + 2,4 + 1,8 + 0,7 + 0,3 + 0,4 + 0,8 + 0,7 + 0,7 + 0,7 + 0,7 + 0,4 + 0,4 + 0,2 + 0,2 

Europäische Union (EU 28)3 + 2,3 + 2,0 + 2,4 + 1,9 + 0,6 + 0,3 + 0,4 + 0,8 + 0,7 + 0,6 + 0,7 + 0,6 + 0,4 + 0,5 + 0,3 + 0,2 

Japan + 1,2 + 0,6 + 1,9 + 0,7 + 0,7 - 0,0 + 0,2 + 0,3 + 0,8 + 0,4 + 0,6 + 0,5 - 0,2 + 0,6 - 0,7 + 0,3 

USA + 2,9 + 1,6 + 2,2 -  + 0,4 + 0,6 + 0,5 + 0,4 + 0,4 + 0,7 + 0,7 + 0,6 + 0,5 + 1,0 + 0,8 -  

China + 6,8 + 6,8 + 6,7 + 6,4 + 1,4 + 1,9 + 1,7 + 1,6 + 1,5 + 1,8 + 1,7 + 1,6 + 1,5 + 1,7 + 1,6 + 1,5 

Leistungsbilanzsaldo  in % des BIP4

Deutschland + 9,0 + 8,5 + 8,0 + 7,5 + 8,7 + 9,0 + 8,1 + 8,0 + 8,1 + 7,3 + 8,4 + 8,2 + 8,5 + 8,1 + 6,7 + 6,6 

Eurozone (EZ 19)2 + 2,9 + 3,2 + 3,2 -  + 3,2 + 3,4 + 3,2 + 3,0 + 3,0 + 2,6 + 3,8 + 3,5 + 3,7 + 3,3 + 2,6 -  

Europäische Union (EU 28)3 + 0,9 + 1,4 + 1,3 -  + 1,3 + 1,5 + 1,3 + 1,4 + 1,1 + 1,1 + 1,6 + 1,6 + 1,7 + 1,5 + 1,0 -  

Japan + 3,1 + 3,8 + 4,0 + 3,4 + 1,0 + 1,0 + 0,9 + 1,0 + 1,0 + 0,9 + 1,1 + 1,1 + 0,9 + 1,0 + 0,8 + 0,8 

USA - 2,2 - 2,3 - 2,3 -  - 2,4 - 2,2 - 2,3 - 2,3 - 2,2 - 2,5 - 2,1 - 2,3 - 2,4 - 2,0 - 2,4 -  

China + 2,8 + 1,8 + 1,4 + 0,4 + 0,3 + 0,4 + 0,4 + 0,1 + 0,1 + 0,3 + 0,2 + 0,3 - 0,2 0,0 + 0,1 + 0,2 

2018 2019

2016 2017 2018 Jan. Feb. März Apr. Mai Juni Juli Aug. Sep. Okt. Nov. Dez. Jan. 

Arbeitslosenquoten5  in %

Deutschland  4,2  3,7  3,4  3,5  3,5  3,5  3,5  3,4  3,4  3,4  3,4  3,3  3,3  3,3  3,3 -  

Eurozone (EZ 19)2 10,0  9,1  8,2  8,6  8,5  8,5  8,4  8,2  8,2  8,1  8,0  8,0  8,0  7,9  7,9 -  

Europäische Union (EU 28)3  8,6  7,6  6,9  7,2  7,1  7,0  7,0  6,9  6,8  6,8  6,8  6,7  6,7  6,6  6,6 -  

Japan  3,1  2,8  2,4  2,4  2,5  2,5  2,5  2,2  2,4  2,5  2,4  2,3  2,4  2,5  2,4 -  

USA  4,9  4,4  3,9  4,1  4,1  4,0  3,9  3,8  4,0  3,9  3,8  3,7  3,8  3,7  3,9  4,0 

China  4,0  3,9  3,8  3,9  3,9  3,9  3,8  3,8  3,8  3,8  3,8  3,8  3,8  3,8  3,8 -  

Verbraucherpreise Veränderungen gg. Vorjahreszeitraum in %

Deutschland + 0,4 + 1,7 + 1,9 + 1,4 + 1,2 + 1,5 + 1,4 + 2,2 + 2,1 + 2,1 + 1,9 + 2,2 + 2,4 + 2,2 + 1,7 + 1,7 

Eurozone (EZ 19)2 + 0,2 + 1,5 + 1,7 + 1,3 + 1,1 + 1,3 + 1,3 + 1,9 + 2,0 + 2,1 + 2,0 + 2,1 + 2,2 + 1,9 + 1,6 -  

Europäische Union (EU 28)3 + 0,3 + 1,7 + 1,9 + 1,6 + 1,4 + 1,5 + 1,5 + 2,0 + 2,1 + 2,2 + 2,2 + 2,1 + 2,2 + 2,0 + 1,7 -  

Japan - 0,1 + 0,5 + 1,0 + 1,4 + 1,5 + 1,1 + 0,6 + 0,7 + 0,7 + 0,9 + 1,3 + 1,2 + 1,4 + 0,8 + 0,3 -  

USA + 1,3 + 2,1 + 2,4 + 2,1 + 2,2 + 2,4 + 2,5 + 2,8 + 2,9 + 2,9 + 2,7 + 2,3 + 2,5 + 2,2 + 1,9 + 1,6 

China + 2,0 + 1,6 + 2,1 + 1,5 + 2,9 + 2,1 + 1,8 + 1,8 + 1,9 + 2,1 + 2,3 + 2,5 + 2,5 + 2,2 + 1,9 + 1,7 
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1.7 Internationaler Vergleich – Konjunkturindikatoren

2018 2018 2019

2016 2017 2018 1. Vj. 2. Vj. 3.Vj. 4. Vj. Sep. Okt. Nov. Dez. Jan. Feb.

Welt

OECD & major six CLI 1 99,7 100,3 99,8 100,2 100,0 99,7 99,4 99,6 99,5 99,4 99,3 -  -  

CPB Welt Industrieproduktion 2 117,3 121,3 -  124,2 124,8 125,3 -  125,3 125,9 125,6 -  -  -  

CPB Welthandel2 115,6 121,0 -  124,2 124,5 126,2 -  125,5 127,1 125,0 -  -  -  

S&P GSCI Rohstoff Index 2225 2305 2655 2586 2736 2724 2572 2859 2692 2389 2203 2402 -  

Eurozone

Vertrauensindikator für die Industrie 3 - 1,8  5,6  6,6  8,9  7,8  5,9  3,6  5,5  4,2  4,4  2,3  0,5 -  

Industrieproduktion 4 101,7 104,7 105,7 106,1 106,2 106,0 104,6 106,0 106,1 104,3 103,4 -  -  

Langfristige Renditen, 10-jährige 
Staatsanleihen  0,9  1,1  1,1  1,1  1,1  1,1  1,2  1,2  1,3  1,3  1,1  1,0 -  

Konsumentenvertrauen 5 - 7,8 - 2,5 - 1,4  0,5 - 0,0 - 1,8 - 4,3 - 2,9 - 2,7 - 3,9 - 6,2 -  -  

USA

Einkaufsmanager-Index Verarbeitendes 
Gewerbe 6 51,3 57,4 58,8 59,9 58,9 59,6 56,9 59,5 57,5 58,8 54,3 56,6 -  

Industrieproduktion 7 102,1 103,7 107,9 105,9 107,3 108,6 109,8 109,0 109,3 110,0 110,1 109,4 -  

Langfristige Renditen, 10-jährige 
Staatsanleihen  1,8  2,3  2,9  2,8  2,9  2,9  3,0  3,0  3,2  3,1  2,8  2,7 -  

Konsumentenvertrauen 8 99,8 120,5 130,1 127,1 127,2 132,6 133,6 135,3 137,9 136,4 126,6 120,2 -  

Japan

All-Industry-Activity-Index 9 102,9 104,7 -  105,1 105,9 105,1 -  104,6 106,9 106,3 -  -  -  

Industrieproduktion10 100,2 103,0 104,0 103,3 104,5 103,0 105,1 102,9 105,9 104,8 104,7 -  -  

Langfristige Renditen, 10-jährige 
Staatsanleihen - 0,1  0,1  0,1  0,1  0,0  0,1  0,1  0,1  0,1  0,1 0,0 0,0 0,0 

Konsumentenvertrauen 11 41,7 43,8 43,6 44,4 43,7 43,4 42,9 43,4 43,0 42,9 42,7 41,9 -  

China

Vertrauensindikator für die Industrie 12 50,3 51,6 50,9 51,0 51,6 51,1 49,9 50,8 50,2 50,0 49,4 49,5 -  

Industrieproduktion 13 + 6,1 + 6,5 + 6,2 + 6,6 + 6,6 + 6,0 + 5,7 + 5,8 + 5,9 + 5,4 + 5,7 -  -  

Langfristige Renditen, 10-jährige 
Staatsanleihen  2,9  3,6  3,6  3,9  3,6  3,6  3,4  3,6  3,5  3,4  3,2  3,1 -  

Konsumentenvertrauen 14 104,4 115,6 121,1 122,9 121,3 118,9 121,4 118,5 119,1 122,1 123,0 -  -  

Quellen: OECD, CPB, Standard & Poor’s, Eurostat, EU-Kommission, ISM, FED, University of Michigan, Japanese MITI, Japanese Cabinet Office, 
National Bureau of Statistics of China, China Federation of Logistics and Purchasing, Macrobond .
1  OECD Composite Leading Indicator, amplitude & seasonal adjusted;
2  Index 2010 = 100, preis- und saisonbereinigt;
3  DG ECFIN Business Climate Indicator, Salden, saisonbereinigt;
4  Index 2015 = 100, preis-, kalender- und saisonbereinigt;
5  DG ECFIN Consumer Confidence Indicator, Salden, saisonbereinigt;
6  Zusammengesetzter Diffusionsindex, Salden positiver und negativer Antworten, Mittelwert = 50, saisonbereinigt;
7  Index 2012 = 100, preis-, kalender- und saisonbereinigt;
8  Conference Board, Index 1985 = 100, saisonbereinigt;
9  Index 2010 = 100, saisonbereinigt;
10  Index 2015 = 100, preis- und saisonbereinigt;
11  Gesamtindex, saisonbereinigt;
12  Manufacturing PMI, Index, Wachstumsschwelle = 50, saisonbereinigt;
13  Jahresraten auf Basis von Ursprungszahlen;
14  Consumer Confidence Index, Wachstumsschwelle = 100 .
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1.8 Internationaler Vergleich – Entwicklung der Konjunkturindikatoren

   USA-Einkaufsmanager-Index Verarbeitendes Gewerbe  
(rechte Skala) 1

  Japan-All-Industry-Activity-Index (linke Skala) 2

   Vertrauensindikator für die Industrie in der Eurozone  
(rechte Skala) 3

  Eurozone 6

  USA 4

 Japan 5
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Quellen: ISM, Japanese MITI, EU-Kommission, FED, Eurostat, University of Michigan .
1  Zusammengesetzter Diffusionsindex, Salden positiver und negativer Antworten, Mittelwert = 50, saisonbereinigt;
2  Index 2010 = 100, saisonbereinigt;
3  DG ECFIN Business Climate Indicator, Salden, saisonbereinigt;
4  Index 2015 = 100 (eigene Berechnung), preis-, kalender- und saisonbereinigt;
5  Index 2015 = 100, preis- und saisonbereinigt;
6  Index 2015 = 100, preis-, kalender- und saisonbereinigt;
7  Conference Board, Index 1985 = 100, saisonbereinigt;
8  Gesamtindex, saisonbereinigt;
9  DG ECFIN Consumer Confidence Indicator, Salden, saisonbereinigt .

  Eurozone (linke Skala) 9

  USA (rechte Skala) 7

 Japan (rechte Skala) 8

Zeitreihen nicht direkt miteinander vergleichbar.
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2. Produzierendes Gewerbe
2.1 Produktion, Umsätze, Kapazitätsauslastung
 Bundesrepublik Deutschland

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank, ifo Institut für Wirtschaftsforschung .      
1 Volumenangaben; kalender- und saisonbereinigt (Verfahren X13 JDemetra+); Index 2015 = 100; Vorjahresveränderungen auf Basis kalender-
bereinigter Daten;      2      Verarbeitendes Gewerbe, soweit nicht der Energie zugeordnet, zuzüglich Erzbergbau, Gewinnung von Steinen  
und Erden;      3      Tiefbau und Hochbau ohne Ausbaugewerbe;      4      Energieversorgung, Kohlenbergbau, Gewinnung von Erdöl und Erdgas, 
Mineralölverarbeitung;      5      Laut ifo Konjunkturtest; Saisonbereinigung des ifo Instituts; Verarbeitendes Gewerbe ohne Energie .

2018 2018

2016 2017 2018 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. Jul. Aug. Sep. Okt. Nov. Dez.
Produktion 1

Produzierendes Gewerbe Index 101,6 105,0 105,9 106,8 107,4 105,6 104,0 105,0 105,9 105,8 105,1 103,7 103,3
 gg. Vp. in % 1,8 3,3 0,9 0,1 0,6 -1,7 -1,5 -2,3 0,9 -0,1 -0,7 -1,3 -0,4

gg. Vj. in % 1,8 3,3 1,0 3,8 3,0 -0,2 -2,5 0,3 -0,7 -0,3 0,5 -4,0 -3,9
Industrie 2 Index 101,1 104,8 106,0 106,9 107,3 105,6 104,2 105,4 105,8 105,7 105,2 103,6 103,8

gg. Vp. in % 1,4 3,7 1,1 0,1 0,4 -1,6 -1,3 -1,9 0,4 -0,1 -0,5 -1,5 0,2
gg. Vj. in % 1,4 3,6 1,2 4,3 3,5 -0,2 -2,5 0,8 -0,9 -0,4 1,0 -4,5 -3,9

Vorleistungsgüter Index 100,9 105,0 105,6 106,6 106,3 105,3 104,3 105,3 105,6 104,9 104,8 104,2 103,8
gg. Vp. in % 1,1 4,1 0,6 -0,8 -0,3 -0,9 -0,9 -0,8 0,3 -0,7 -0,1 -0,6 -0,4
gg. Vj. in % 1,1 4,0 0,7 3,8 2,5 -0,6 -3,0 0,0 -0,6 -1,3 -0,5 -3,9 -4,7

Investitionsgüter Index 101,3 105,0 106,0 107,1 107,7 104,7 104,6 104,5 104,5 105,1 105,2 103,8 104,7
gg. Vp. in % 1,6 3,7 1,0 0,2 0,6 -2,8 -0,1 -3,0 0,0 0,6 0,1 -1,3 0,9
gg. Vj. in % 1,6 3,7 1,0 4,3 3,5 -1,4 -2,2 0,2 -3,5 -1,3 2,0 -4,9 -3,3

Konsumgüter Index 101,2 103,7 107,0 107,0 108,9 109,1 102,8 108,2 109,7 109,4 105,8 101,6 101,1
gg. Vp. in % 1,4 2,5 3,2 1,9 1,8 0,2 -5,8 -1,1 1,4 -0,3 -3,3 -4,0 -0,5
gg. Vj. in % 1,4 2,5 3,1 4,8 5,7 4,5 -2,1 3,8 5,4 4,4 1,9 -4,4 -4,0

Baugewerbe Index 105,3 108,7 109,3 109,6 112,4 108,0 107,4 105,4 108,0 110,5 109,2 108,7 104,2
gg. Vp. in % 5,7 3,2 0,6 0,4 2,6 -3,9 -0,6 -6,0 2,5 2,3 -1,2 -0,5 -4,1
gg. Vj. in % 5,7 3,2 0,6 3,5 2,3 -0,9 -1,5 -3,0 -0,9 1,0 0,4 -0,7 -4,1

Bauhauptgewerbe 3 Index 103,1 109,4 115,0 110,5 116,9 116,8 115,7 116,6 114,6 119,3 116,9 115,8 114,3
gg. Vp. in % 3,4 6,1 5,1 1,3 5,8 -0,1 -0,9 0,8 -1,7 4,1 -2,0 -0,9 -1,3
gg. Vj. in % 3,4 6,1 5,1 4,7 4,7 5,2 5,7 5,1 3,2 7,2 6,2 3,6 8,2

Ausbaugewerbe Index 106,9 108,2 105,1 108,9 109,0 101,3 101,1 97,0 103,0 103,9 103,4 103,4 96,6
gg. Vp. in % 7,3 1,2 -2,9 -0,3 0,1 -7,1 -0,2 -11,3 6,2 0,9 -0,5 0,0 -6,6
gg. Vj. in % 7,3 1,2 -2,9 2,7 0,2 -6,1 -6,1 -9,7 -4,3 -4,3 -4,3 -4,1 -9,4

Energie 4 Index 98,7 98,8 97,1 98,3 96,9 98,9 94,2 99,1 101,4 96,2 94,1 94,3 94,3
gg. Vp. in % -1,4 0,1 -1,7 -1,2 -1,4 2,1 -4,8 1,3 2,3 -5,1 -2,2 0,2 0,0

gg. Vj. in % -1,4 0,1 -1,8 0,7 -3,5 1,0 -5,2 2,5 2,0 -1,7 -5,7 -5,1 -4,8
Umsätze in der Industrie 1

Industrie insgesamt Index 100,5 104,7 105,3 106,3 106,1 104,5 104,1 104,6 105,0 104,0 104,7 102,5 105,2
gg. Vp. in % 0,8 4,2 0,6 -0,6 -0,2 -1,5 -0,4 -1,1 0,4 -1,0 0,7 -2,1 2,6
gg. Vj. in % 0,7 4,4 0,5 4,0 2,1 -1,3 -2,6 -0,1 -1,4 -2,3 -0,1 -5,2 -2,2

Inland Index 99,7 102,6 102,7 104,2 103,5 101,6 101,5 102,3 102,1 100,5 102,3 101,0 101,3
gg. Vp. in % 0,0 2,9 0,1 0,2 -0,7 -1,8 -0,1 -1,2 -0,2 -1,6 1,8 -1,3 0,3

gg. Vj. in % 0,0 2,9 0,1 3,6 1,1 -1,7 -2,3 0,4 -2,2 -3,4 0,1 -3,7 -3,1
darunter: Index 100,1 102,8 102,9 105,6 104,0 100,1 101,9 102,1 100,8 97,4 102,3 101,1 102,4
Investitionsgüter gg. Vp. in % 0,5 2,7 0,1 2,4 -1,5 -3,8 1,8 -2,3 -1,3 -3,4 5,0 -1,2 1,3

gg. Vj. in % 0,5 2,8 -0,1 4,4 1,1 -4,1 -1,3 0,6 -5,5 -7,0 2,4 -3,3 -2,5
Ausland Index 101,2 106,8 107,8 108,4 108,7 107,4 106,7 106,9 107,9 107,4 107,1 103,9 109,1

gg. Vp. in % 1,5 5,5 0,9 -1,4 0,3 -1,2 -0,7 -1,0 0,9 -0,5 -0,3 -3,0 5,0
gg. Vj. in % 1,4 5,7 0,8 4,5 3,0 -0,8 -3,0 -0,5 -0,6 -1,3 -0,3 -6,7 -1,5

darunter: Eurozone Index 103,4 109,7 111,2 112,4 111,4 110,2 110,8 111,4 109,4 109,7 109,9 108,1 114,4
gg. Vp. in % 3,7 6,1 1,4 0,0 -0,9 -1,1 0,5 1,2 -1,8 0,3 0,2 -1,6 5,8
gg. Vj. in % 3,7 6,1 1,4 5,2 2,6 -0,7 -1,4 1,8 -2,0 -1,8 -0,5 -5,1 1,9

2016 2017 2018 2019
Kapazitäts- und Geräteauslastung 5 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj.
Verarbeitendes Gewerbe in % 84,5 84,2 84,5 85,3 85,5 86,1 86,9 87,6 88,1 87,7 87,6 87,0 86,3
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2.2  Entwicklung der Produktion1

 Bundesrepublik Deutschland
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Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank .
1 Saisonbereinigt, Verfahren X13 JDemetra+; preisbereinigt, Index 2015 = 100;
2 Produzierendes Gewerbe (ohne Energie und Bauleistungen) .
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2.3 Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe
 Bundesrepublik Deutschland

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank .          
1 Volumenangaben; kalender- und saisonbereinigt; Index 2015 = 100; Vorjahresveränderungen auf Basis kalenderbereinigter Daten;   
2  Auftragseingänge ohne Großaufträge über 50 Mio . Euro auf Basis freiwilliger Angaben .      

2018 2018

2016 2017 2018 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. Jul. Aug. Sep. Okt. Nov. Dez.

Auftragseingang 1

Industrie insgesamt Index 101,3 107,5 107,5 109,0 107,5 106,5 106,8 104,9 107,3 107,2 107,5 107,3 105,6

 gg. Vp. in % 1,5 6,1 0,0 -2,6 -1,4 -0,9 0,3 -0,8 2,3 -0,1 0,3 -0,2 -1,6

gg. Vj. in % 1,5 6,1 0,0 4,8 1,5 -1,7 -4,4 -0,8 -1,8 -2,6 -3,0 -3,4 -7,0

Inland Index 100,3 105,5 103,7 104,6 103,3 104,1 103,0 104,7 102,6 105,0 101,2 104,2 103,6

gg. Vp. in % 0,6 5,2 -1,7 -2,4 -1,2 0,8 -1,1 1,7 -2,0 2,3 -3,6 3,0 -0,6

gg. Vj. in % 0,5 5,1 -1,5 1,3 -2,1 -1,8 -3,7 0,5 -4,7 -1,5 -5,8 -2,5 -2,6

Ausland Index 102,0 109,1 110,3 112,4 110,8 108,2 109,6 105,0 110,9 108,8 112,2 109,6 107,1

gg. Vp. in % 2,1 7,0 1,1 -2,6 -1,4 -2,3 1,3 -2,7 5,6 -1,9 3,1 -2,3 -2,3

gg. Vj. in % 2,2 7,1 1,0 7,3 4,1 -1,6 -5,0 -1,8 0,5 -3,3 -1,0 -4,1 -9,7

Eurozone Index 104,7 111,8 112,2 117,2 111,2 108,9 111,3 108,5 108,4 109,7 118,0 106,3 109,7

gg. Vp. in % 4,6 6,8 0,4 -0,5 -5,1 -2,1 2,2 -2,1 -0,1 1,2 7,6 -9,9 3,2

gg. Vj. in % 4,8 7,1 0,3 8,9 1,0 -2,5 -5,9 -0,7 -2,4 -4,5 3,5 -9,0 -11,6

Nicht-Eurozone Index 100,3 107,4 109,1 109,5 110,6 107,8 108,6 102,8 112,5 108,2 108,6 111,6 105,5

gg. Vp. in % 0,5 7,1 1,6 -3,9 1,0 -2,5 0,7 -3,1 9,4 -3,8 0,4 2,8 -5,5

gg. Vj. in % 0,6 7,0 1,6 6,3 6,1 -1,0 -4,5 -2,5 2,1 -2,5 -3,8 -1,0 -8,5

 Vorleistungsgüter Index 100,9 108,2 107,6 108,5 109,8 107,9 104,2 108,7 108,2 106,9 107,2 103,3 102,1

gg. Vp. in % 1,1 7,2 -0,6 -3,2 1,2 -1,7 -3,4 0,7 -0,5 -1,2 0,3 -3,6 -1,2

gg. Vj. in % 1,1 7,2 -0,5 3,1 3,5 -1,4 -6,7 2,1 -4,0 -2,5 -2,4 -8,6 -9,6

 Inland Index 99,5 105,3 104,0 106,0 104,6 104,8 100,7 106,0 103,3 105,0 102,9 101,3 97,9

gg. Vp. in % -0,3 5,8 -1,2 -2,0 -1,3 0,2 -3,9 0,9 -2,5 1,6 -2,0 -1,6 -3,4

gg. Vj. in % -0,3 5,7 -1,0 2,4 2,1 -2,1 -6,6 2,1 -7,2 -1,3 -4,4 -5,7 -10,2

 Ausland Index 102,4 111,4 111,5 111,3 115,4 111,4 108,0 111,7 113,5 108,9 111,9 105,5 106,6

gg. Vp. in % 2,6 8,8 0,1 -4,4 3,7 -3,5 -3,1 0,6 1,6 -4,1 2,8 -5,7 1,0

gg. Vj. in % 2,6 8,7 0,3 3,8 4,8 -0,6 -7,0 2,2 -0,5 -3,6 -0,4 -11,5 -8,9
 Investitionsgüter Index 101,6 107,4 107,5 109,8 106,3 105,5 108,5 102,5 106,8 107,1 107,8 110,2 107,5

gg. Vp. in % 1,8 5,7 0,1 -2,2 -3,2 -0,8 2,8 -1,9 4,2 0,3 0,7 2,2 -2,5

gg. Vj. in % 1,9 5,7 0,1 5,9 0,2 -2,3 -3,5 -3,1 -0,3 -3,2 -3,7 0,1 -6,7

 Inland Index 101,5 106,4 103,9 104,1 102,0 104,2 105,3 104,2 102,3 106,0 99,9 107,3 108,7

gg. Vp. in % 1,8 4,8 -2,3 -2,8 -2,0 2,2 1,1 2,9 -1,8 3,6 -5,8 7,4 1,3

gg. Vj. in % 1,6 4,9 -2,3 0,3 -6,3 -1,5 -1,5 -0,9 -2,4 -1,4 -7,6 0,5 2,7

 Ausland Index 101,7 108,0 109,7 113,2 108,9 106,2 110,4 101,4 109,5 107,8 112,5 111,9 106,7

gg. Vp. in % 1,8 6,2 1,6 -1,9 -3,8 -2,5 4,0 -4,7 8,0 -1,6 4,4 -0,5 -4,6

gg. Vj. in % 2,0 6,3 1,4 9,5 4,2 -2,6 -4,6 -4,4 1,0 -4,2 -1,5 -0,2 -11,0

 Konsumgüter Index 100,4 105,0 106,3 106,0 106,7 106,7 105,9 104,7 107,2 108,3 106,4 103,5 107,8
gg. Vp. in % 0,5 4,6 1,2 -1,1 0,7 0,0 -0,7 -0,9 2,4 1,0 -1,8 -2,7 4,2
gg. Vj. in % 0,5 4,7 1,1 3,5 2,0 0,7 -1,4 1,7 -1,3 2,0 -0,1 -5,5 1,6

 Inland Index 97,6 100,4 101,2 100,4 104,1 99,5 100,7 100,1 100,1 98,4 100,1 99,8 102,1
gg. Vp. in % -2,2 2,9 0,8 -2,0 3,7 -4,4 1,2 -1,6 0,0 -1,7 1,7 -0,3 2,3

gg. Vj. in % -2,2 2,9 0,7 2,2 4,9 -2,4 -1,8 0,0 -3,5 -3,7 -2,1 -5,1 3,1

 Ausland Index 102,5 108,6 110,3 110,4 108,7 112,3 110,0 108,2 112,7 115,9 111,2 106,4 112,3
gg. Vp. in % 2,5 6,0 1,6 -0,5 -1,5 3,3 -2,0 -0,4 4,2 2,8 -4,1 -4,3 5,5
gg. Vj. in % 2,7 5,9 1,6 4,5 0,0 3,1 -1,4 3,0 0,3 6,2 1,3 -5,8 0,6

Industrie ohne Großaufträge 2 Index 101,1 107,4 107,7 109,0 108,2 106,5 107,2 105,2 107,7 106,5 106,6 105,6 109,3

gg. Vp. in % 1,3 6,2 0,3 -1,9 -0,7 -1,6 0,7 -1,6 2,4 -1,1 0,1 -0,9 3,5
gg. Vj. in % 1,3 6,2 0,3 4,8 2,6 -2,6 -3,3 -2,5 -1,3 -3,7 -2,3 -5,2 -2,4
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2.4   Entwicklung des Auftragseingangs der Industrie1

 Bundesrepublik Deutschland
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 gleitender 3-Monats-Durchschnitt
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Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank .
1 Preisbereinigt, Index 2015 = 100; saisonbereinigt, Verfahren X13 JDemetra+;
2 Gebrauchs- und Verbrauchsgüter .
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2.5 Auftragseingang im Bauhauptgewerbe, Baugenehmigungen
 Bundesrepublik Deutschland

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank, ifo Institut für Wirtschaftsforschung, eigene Berechnungen .   
1 Volumenangaben; kalender- und saisonbereinigt; Index 2015 = 100; Vorjahresveränderungen auf Basis kalenderbereinigter Daten;  
2 Ursprungszahlen;            
3 Ursprungszahlen; Veränderungen gegenüber der Vorperiode auf Basis kalender- und saisonbereinigter Daten;
4 Saldo der positiven und negativen Antworten . 

2017 2018 2018

2015 2016 2017 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. Juni Juli Aug. Sep. Okt. Nov.
Auftragseingang 1

Bauhauptgewerbe Index 100,3 113,3 117,2 123,0 123,8 117,3 118,2 116,0 117,8 116,2 120,5 121,0 128,4
gg. Vp. in % 4,0 13,0 3,4 9,5 0,7 -5,3 0,8 -3,7 1,6 -1,4 3,7 0,4 6,1
gg. Vj. in % 3,7 13,0 3,5 6,5 3,8 2,0 4,7 0,5 2,2 4,2 7,9 9,1 7,4

Hochbau Index 100,2 113,2 117,6 125,3 120,7 115,6 117,3 112,7 120,2 111,3 120,4 116,3 122,5
gg. Vp. in % 3,8 13,0 3,9 13,3 -3,7 -4,2 1,5 -5,1 6,7 -7,4 8,2 -3,4 5,3
gg. Vj. in % 3,8 13,2 3,7 9,5 0,5 0,2 6,2 -3,8 7,3 -0,2 10,8 5,8 1,1

Wohnungsbau Index 100,0 115,0 117,5 126,0 120,7 116,4 122,7 113,9 122,0 119,1 126,9 125,8 134,9
gg. Vp. in % 11,2 15,0 2,2 16,0 -4,2 -3,6 5,4 -0,3 7,1 -2,4 6,5 -0,9 7,2
gg. Vj. in % 11,6 15,0 2,0 9,9 -1,8 1,6 13,1 -5,5 9,7 7,3 22,2 8,3 16,6

Hochbau ohne Index 100,4 112,0 117,6 124,7 120,6 114,9 113,6 111,8 118,9 105,9 115,9 109,7 113,9
Wohnungsbau gg. Vp. in % -0,7 11,6 5,0 11,3 -3,3 -4,7 -1,1 -8,1 6,4 -10,9 9,4 -5,3 3,8

gg. Vj. in % -0,9 12,0 4,9 9,3 2,0 -0,8 1,5 -2,6 5,7 -5,2 3,1 3,8 -9,1

Tiefbau Index 100,4 113,4 116,7 120,5 127,5 119,4 119,2 120,0 115,1 121,9 120,6 126,5 135,1
gg. Vp. in % 4,3 12,9 2,9 5,3 5,8 -6,4 -0,2 -1,9 -4,1 5,9 -1,1 4,9 6,8
gg. Vj. in % 3,6 12,8 3,2 2,8 7,8 4,0 3,1 5,6 -3,2 9,1 4,4 13,1 15,6

Straßenbau Index 100,2 119,5 121,4 122,1 138,7 122,9 115,2 123,2 110,7 114,9 120,1 116,4 129,5
gg. Vp. in % 2,0 19,3 1,6 6,2 13,6 -11,4 -6,3 -3,5 -10,1 3,8 4,5 -3,1 11,3
gg. Vj. in % 1,4 17,5 2,6 -4,0 9,0 2,6 -0,9 4,2 -9,9 4,0 6,0 5,5 12,1

Tiefbau ohne Straßenbau Index 100,5 109,9 113,9 119,5 121,0 117,4 121,5 118,1 117,7 126,0 120,9 132,3 138,4
gg. Vp. in % 5,6 9,4 3,6 4,8 1,3 -3,0 3,5 -0,9 -0,3 7,1 -4,0 9,4 4,6
gg. Vj. in % 4,9 10,1 3,5 6,4 7,2 5,0 5,7 6,6 1,7 12,4 3,5 16,8 17,1

gewerbliche Auftraggeber Index 100,1 110,1 114,5 121,4 124,3 117,0 119,5 112,1 122,9 116,4 119,3 121,0 124,6
(Hoch-und Tiefbau ohne gg. Vp. in % -0,3 10,0 4,0 9,7 2,4 -5,9 2,1 -10,3 9,6 -5,3 2,5 1,4 3,0
Wohnungsbau) gg. Vj. in % -0,2 10,3 3,6 7,6 6,8 5,8 7,5 2,5 8,3 6,6 7,6 16,9 3,8

öffentliche Auftraggeber Index 100,6 116,1 119,9 123,1 125,0 118,2 114,0 121,8 109,5 114,4 118,0 118,1 128,5
(Hoch- und Tiefbau ohne gg. Vp. in % 5,0 15,4 3,3 5,7 1,5 -5,4 -3,6 2,6 -10,1 4,5 3,1 0,1 8,8
Wohnungsbau) gg. Vj. in % 4,1 15,1 4,0 3,0 3,9 -1,5 -3,0 2,0 -7,8 0,0 -0,2 1,2 6,3

Baugenehmigungen (Neubau) 2

Hochbau (veranschlagte Kosten) Mio. € 83667 98125 99302 25811 23131 28422 28714 9108 10231 9599 8884 8489 7788
gg. Vj. in % 6,7 17,3 1,2 0,7 7,8 11,1 8,6 -2,5 14,4 1,9 10,0 2,5 1,1

Wohngebäude Mio. € 51206 58976 58661 14919 13748 16137 16571 5271 6034 5476 5061 4881 4593
gg. Vj. in % 10,2 15,2 -0,5 -1,2 4,3 4,6 9,5 -1,1 16,1 4,3 8,0 -3,3 1,9

Nichtwohngebäude Mio. € 32461 39149 40641 10893 9383 12285 12143 3837 4198 4123 3823 3608 3195
gg. Vj. in % 1,7 20,6 3,8 3,4 13,2 21,0 7,4 -4,3 12,0 -1,1 12,7 11,6 -0,1

gewerbliche Auftraggeber Mio. € 24355 29235 29987 7954 6991 9177 9200 2921 3234 3157 2809 2723 2405
gg. Vj. in % 0,9 20,0 2,6 -0,4 12,9 22,6 10,2 0,4 16,4 2,3 12,9 14,9 7,4

öffentliche Auftraggeber Mio. € 8106 9915 10654 2939 2393 3108 2944 916 963 966 1014 885 790
gg. Vj. in % 4,3 22,3 7,5 15,5 14,4 16,6 -0,5 -16,6 -0,8 -10,8 12,2 2,6 -17,8

Wohngebäude (Rauminhalt) 3 Mio. m 3 150 168 162 40,8 37,3 42,9 43,5 14,0 16,0 14,3 13,3 12,7 12,2
gg. Vj. in % 6,7 12,2 -4,0 -4,3 1,0 0,7 5,3 -6,2 11,6 -0,6 4,9 -6,3 -1,5

gg. Vp. in % 6,0 12,5 -3,8 7,3 -2,5 -0,5 1,1 -9,1 9,0 -5,6 2,4 -8,2 6,7

2018 2018 2019
2016 2017 2018 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. Aug. Sep. Okt. Nov. Dez. Jan.

ifo Konjunkturtest 4

Kapazitäts-und Geräteauslastung Salden 76,3 78,1 79,5 68,2 80,2 85,6 83,8 85,9 85,3 84,9 84,3 82,3 68,7

witterungsbedingte 
Baubehinderungen Salden 14,8 18,5 19,0 47,3 20,7 3,3 4,7 8,0 1,0 1,0 1,0 12,0 43,0
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2.6  Entwicklung des Auftragseingangs im Bauhauptgewerbe
 Bundesrepublik Deutschland
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 gleitender 3-Monats-Durchschnitt

 Monatswerte

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank .
1 Preis- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA, Index 2015= 100;
2 Hoch- und Tiefbau einschließlich vorbereitender Baustellenarbeiten;
3 Kubikmeter umbauter Raum; Ursprungszahlen .
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2.7 ifo Konjunkturtest, ZEW-Geschäftserwartungen
 Bundesrepublik Deutschland

Quellen: ifo Institut für Wirtschaftsforschung, Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung, eigene Berechnungen .  
1 Saldo der positiven und negativen Antworten; Saisonbereinigung des ifo Instituts;     
2 Saldo der positiven und negativen Antworten .

2018 2018 2019

2016 2017 2018 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. Aug. Sep. Okt. Nov. Dez. Jan.

ifo Konjunkturtest 1

Gesamtwirtschaft

Geschäftsklima Salden 19,0 25,7 25,3 28,1 24,1 25,9 23,0 27,4 27,2 24,8 23,4 20,9 16,8

Geschäftslage Salden 29,0 39,4 43,2 46,4 42,5 43,1 40,6 43,8 43,8 41,7 41,1 39,1 37,8

Geschäftserwartungen Salden 9,4 12,8 8,7 11,2 7,2 9,9 6,7 12,1 11,7 9,1 7,0 4,0 -2,4

Verarbeitendes Gewerbe

Geschäftsklima Salden 11,2 27,5 24,1 30,7 24,7 23,8 17,3 24,5 23,9 19,4 17,6 14,9 11,2

Geschäftslage Salden 21,3 41,8 43,7 50,6 47,1 41,7 35,2 41,8 39,6 36,5 35,2 33,8 32,1

Geschäftserwartungen Salden 1,6 14,2 5,8 12,3 3,5 6,8 0,7 8,1 9,2 3,4 1,3 -2,5 -7,8

Vorleistungsgüter

Geschäftsklima Salden 9,7 26,5 24,3 31,2 24,5 24,5 17,0 24,8 25,1 20,9 16,9 13,1 9,9

Geschäftslage Salden 19,1 40,1 45,3 51,6 47,9 45,0 36,7 44,7 43,4 40,2 35,8 34,0 30,7

Geschäftserwartungen Salden 0,7 13,7 5,1 12,4 3,4 5,7 -1,2 6,5 8,2 3,1 -0,6 -6,0 -9,1

Investitionsgüter

Geschäftsklima Salden 11,2 31,5 26,3 34,2 26,4 25,0 19,6 27,2 24,9 20,0 17,9 20,9 11,1

Geschäftslage Salden 23,0 47,2 49,9 60,3 54,8 46,0 38,6 47,5 43,2 41,2 35,3 39,2 35,6

Geschäftserwartungen Salden 0,1 16,7 5,0 10,7 1,1 5,9 2,1 8,6 7,9 0,7 1,7 4,0 -10,9

Konsumgüter

Geschäftsklima Salden 9,5 15,5 13,8 16,3 14,2 13,1 11,5 14,8 11,8 11,6 13,0 9,9 11,0

Geschäftslage Salden 17,8 26,4 22,8 25,3 24,1 19,7 22,1 20,5 15,0 18,6 23,1 24,6 23,6

Geschäftserwartungen Salden 1,6 5,2 5,2 7,7 4,8 6,7 1,5 9,2 8,6 4,8 3,4 -3,8 -0,8

Bauhauptgewerbe

Geschäftsklima Salden 5,5 14,4 24,4 17,2 20,0 29,8 30,5 29,8 32,0 32,7 29,4 29,3 20,0

Geschäftslage Salden 9,9 23,2 42,7 31,8 34,8 50,0 54,0 49,7 51,2 55,0 53,0 54,1 42,7

Geschäftserwartungen Salden 1,1 6,1 7,4 3,4 5,9 11,3 9,1 11,8 14,4 12,3 8,1 6,9 -0,5

Handel

Geschäftsklima Salden 10,0 16,0 12,7 17,3 12,4 11,0 9,9 10,7 11,8 10,7 9,9 9,2 4,6

Geschäftslage Salden 16,0 25,3 25,5 29,1 24,4 24,7 23,7 23,8 24,6 24,1 23,8 23,3 23,7

Geschäftserwartungen Salden 4,3 7,1 0,6 6,1 0,9 -1,7 -3,0 -1,5 -0,2 -1,9 -3,1 -3,9 -12,9

Dienstleistungen

Geschäftsklima Salden 27,8 28,9 29,8 30,8 27,3 31,2 29,8 32,9 33,1 31,5 31,0 27,0 24,5

Geschäftslage Salden 39,3 43,9 47,8 50,0 45,9 48,5 46,8 49,1 51,1 47,4 49,0 43,9 45,0
Geschäftserwartungen Salden 16,9 14,8 13,1 13,1 10,1 15,0 14,1 17,8 16,5 16,6 14,3 11,3 5,7

ZEW-Konjunkturerwartungen2

konjunkturelle Lage Salden 55,2 84,1 77,4 92,7 85,3 73,7 57,9 72,6 76,0 70,1 58,2 45,3 27,6
Konjunkturerwartungen Salden 6,7 16,4 -8,7 14,4 -10,8 -16,3 -22,1 -13,7 -10,6 -24,7 -24,1 -17,5 -15,0
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2.8  Entwicklung des ifo Geschäftsklimas1

 Bundesrepublik Deutschland
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Quelle: ifo Institut für Wirtschaftsforschung .
1 Saisonbereinigte Salden, Saisonbereinigungsverfahren des ifo Instituts .
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3. Privater Konsum
3.1 Konsumausgaben, Einzelhandelsumsätze, Preise, Geschäfts- und Konsumklima
 Bundesrepublik Deutschland 

2016 2017 2018

2016 2017 2018 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj.
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung
Private Konsumausgaben 1 Index 108,4 110,3 111,3 107,8 108,2 108,9 109,6 110,5 110,6 110,8 111,3 111,7 111,4 
(in konstanten Preisen) gg. Vp. in % 2,1 1,8 1,0 0,1 0,3 0,7 0,7 0,8 0,1 0,2 0,5 0,3 -0,3

gg. Vj. in % 2,1 1,8 1,0 3,0 1,5 1,5 2,1 1,8 2,1 1,1 1,6 1,0 0,5 
 Verfügbare Einkommen in Mrd. € 1808 1870 - 449 452 458 463 466 469 474 478 482 485
 (in jeweiligen Preisen) gg. Vp. in % 3,0 3,4 - 0,7 0,6 1,3 1,1 0,8 0,6 1,0 0,9 0,8 0,7 

gg. Vj. in % 3,0 3,4 - 3,6 2,3 2,8 4,0 3,2 3,6 2,9 3,5 3,2 2,9 

2019 2018 2019
2016 2017 2018 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. Sep. Okt. Nov. Dez. Jan. Feb.

Einzelhandelsumsätze 2

Einzelhandel Index 102,0 105,1 106,3 105,6 106,8 106,3 106,5 106,1 106,5 108,2 104,8 - - 
(ohne Handel mit Kfz) gg. Vp. in % 1,9 3,0 1,1 -0,3 1,1 -0,5 0,2 -0,2 0,4 1,6 -3,1 - - 

gg. Vj. in % 2,0 2,9 1,1 1,3 2,0 0,7 0,3 0,0 1,3 1,8 -1,7 - - 
 Lebensmittel, Getränke, Index 101,0 102,5 103,7 103,2 104,7 103,5 103,6 103,7 104,3 103,1 103,5 - - 
 Tabakwaren gg. Vp. in % 0,9 1,5 1,2 0,1 1,5 -1,1 0,1 0,3 0,6 -1,2 0,4 - - 

gg. Vj. in % 0,9 1,5 1,2 1,8 2,1 0,5 0,4 0,3 2,5 -0,5 -0,6 - - 
 Textilien, Bekleidung, Index 100,3 106,1 103,1 102,4 106,1 102,8 100,9 100,5 100,7 103,8 98,3 - - 
 Schuhe, Lederwaren gg. Vp. in % 0,0 5,8 -2,8 -2,6 3,6 -3,1 -1,8 -3,7 0,2 3,1 -5,3 - - 

gg. Vj. in % 0,0 5,7 -2,9 -4,8 0,6 -3,2 -4,2 -8,1 -3,7 -1,7 -6,9 - - 
 Geräte der Informations- Index 100,0 108,1 110,8 108,5 110,6 112,0 112,2 116,0 109,5 117,5 109,5 - - 
 und Kommunikationstechnik gg. Vp. in % -0,1 8,1 2,5 -0,5 1,9 1,3 0,2 4,0 -5,6 7,3 -6,8 - - 

gg. Vj. in % 0,0 7,9 2,5 1,8 3,3 2,6 2,5 7,4 0,1 8,4 -0,4 - - 
 Möbel, Raumausstattung, Index 100,7 101,9 101,1 100,6 102,5 100,7 100,6 101,2 100,4 101,9 99,4 - - 
 Haushaltsgeräte, Baubedarf gg. Vp. in % 0,5 1,2 -0,8 -1,3 1,9 -1,8 -0,1 1,0 -0,8 1,5 -2,5 - - 

gg. Vj. in % 0,5 1,3 -0,9 -0,9 0,3 -1,3 -1,5 -0,6 -1,5 0,9 -3,9 - - 
Handel mit Kfz einschl. Index 105,2 110,0 - 112,0 112,7 111,7 - 109,8 111,3 111,4 - - - 
Instandhaltung und Reparatur gg. Vp. in % 5,5 4,6 - -0,1 0,6 -0,9 - -2,5 1,4 0,1 - - - 

gg. Vj. in % 5,4 4,7 - 3,3 3,3 1,0 - -1,9 0,6 -1,4 - - - 
Umsätze im Gastgewerbe 2

Insgesamt Index 100,6 102,5 - 103,1 104,3 103,4 - 104,2 103,7 103,8 - - - 
gg. Vp. in % 0,6 1,9 - 0,6 1,2 -0,9 - 1,2 -0,5 0,1 - - - 
gg. Vj. in % 0,8 1,6 - 0,5 1,5 1,2 - 1,3 1,3 2,5 - - - 

Pkw-Neuzulassungen3

Insgesamt in Tsd. 3352 3441 3436 879 960 834 762 200 253 273 237 266 -
gg. Vj. in % 4,5 2,7 -0,2 4,0 1,9 1,2 -8,1 -30,5 -7,4 -9,9 -6,7 -1,4 - 

private Neuzulassungen in Tsd. 1173 1225 1249 327 369 289 265 68 92 93 80 88 -
gg. Vj. in % 6,8 4,4 2,0 16,0 9,8 -4,6 -13,1 -33,7 -10,1 -16,1 -12,8 -7,0 - 

Verbraucherpreise 4

Insgesamt Index 107,4 109,3 111,4 110,3 111,1 111,8 112,4 112,1 112,3 112,4 112,5 - - 
gg. Vj. in % 0,5 1,7 1,9 1,5 2,0 2,1 2,2 2,3 2,5 2,3 1,7 - - 

Nahrungsmittel gg. Vj. in % 0,8 3,1 2,5 2,4 3,4 2,6 1,4 2,8 1,9 1,4 1,0 - - 
Wohnungsmieten gg. Vj. in % 1,2 1,7 1,6 1,6 1,6 1,6 1,6 1,5 1,6 1,5 1,5 - - 
Haushaltsenergie gg. Vj. in % -4,5 1,7 3,5 1,1 3,1 4,4 5,2 5,1 6,0 6,5 3,2 - - 
Kraftfahrer-Preisindex gg. Vj. in % -1,3 3,0 3,3 0,8 2,9 4,5 5,2 4,7 5,7 6,0 4,0 - - 

Stimmungsindikatoren zum privaten Konsum
ifo Geschäftsklima Einzelhandel 5 Salden 4,7 5,7 3,9 6,4 4,6 2,8 1,7 5,2 0,6 2,5 2,1 -1,4 - 

Geschäftslage Salden 11,9 15,0 14,6 15,2 15,0 14,0 14,3 16,8 14,4 14,4 14,0 13,8 - 
Geschäftserwartungen Salden -2,3 -3,2 -6,5 -2,6 -5,5 -7,9 -10,0 -5,7 -12,2 -8,8 -9,0 -15,6 - 

GfK – Konsumklima6 Punkte 9,8 10,4 10,7 10,9 10,8 10,6 10,5 10,5 10,6 10,6 10,4 10,5 10,8 
Anschaffungsneigung Punkte 52,8 55,6 57,0 58,1 58,1 56,5 55,5 55,3 55,8 55,3 55,4 56,1 - 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank, Kraftfahrt-Bundesamt, ifo Institut, Gesellschaft für Konsumforschung .       
1      Preis-, kalender- und saisonbereinigt; Index 2010 = 100; Vorjahresveränderungen auf Basis preis- und kalenderbereinigter Daten;       
2      Preis-, kalender- und saisonbereinigt; Index 2015 = 100; Vorjahresveränderungen auf Basis preis- und kalenderbereinigter Daten;       
3      Ursprungszahlen;      4      Ursprungszahlen;      Index 2010 = 100;      5      Salden der positiven und negativen Antworten, Saisonbereinigung des ifo  
Instituts;     6     Durch GfK standardisierte und saisonbereinigte Salden der positiven und negativen Antworten; der letzte Wert ist jeweils prognostiziert .
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3.2  Entwicklung des privaten Konsums
 Bundesrepublik Deutschland
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1 Basis: 2015 = 100, preis- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;
2 Saisonbereinigung des ifo Instituts;
3 Saisonbereinigung der GfK .
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4. Außenwirtschaft
4.1 Leistungsbilanz und Außenhandel nach Ländern
 Bundesrepublik Deutschland

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank .
1  Zahlungsbilanzstatistik (BPM 6), kalender- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;
2 Außenhandelsstatistik des Statistischen Bundesamtes, Warenhandel, Ursprungszahlen .

2018 2018

2016 2017 2018 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. Juli Aug. Sep. Okt. Nov. Dez.
Leistungsbilanz und Komponenten (Saldo)1

 Leistungsbilanz in Mrd. € 267 262 253 71 69 57 56 17,4 20,3 19,4 19,8 18,9 17,3
gg. Vp. in % -2,0 -1,8 -3,7 4,0 -3,2 -16,9 -2,0 -29,7 17,1 -4,8 2,0 -4,6 -8,0

 Warenhandel in Mrd. € 265 270 245 66 66 57 56 18,7 19,9 18,5 19,2 18,0 18,3
gg. Vp. in % 2,2 2,0 -9,6 -4,0 -0,5 -13,2 -2,7 -15,0 6,3 -6,7 3,6 -6,2 1,8 

  Ausfuhr in Mrd. € 1186 1273 1313 326 329 328 330 109,7 109,2 108,8 111,1 109,2 110,0
gg. Vp. in % 0,9 7,3 3,1 -0,1 1,1 -0,5 0,8 -0,9 -0,5 -0,4 2,2 -1,8 0,8 

  Einfuhr in Mrd. € 921 1003 1069 260 264 271 275 91,0 89,3 90,3 91,9 91,2 91,7
gg. Vp. in % 0,5 8,9 6,5 0,9 1,5 2,6 1,5 2,6 -1,9 1,0 1,9 -0,9 0,6 

 Dienstleistungen in Mrd. € -19 -21 -17 -3 -5 -4 -5 -1,9 -1,9 -0,7 -1,0 -0,4 -3,1
gg. Vp. in % 10,5 12,3 -21,5 -44,2 73,3 -8,2 1,6 -13,1 0,5 -60,4 39,2 -60,2 656,1 

  Einnahmen in Mrd. € 257 273 284 69 69 72 73 23,8 24,3 24,1 24,4 26,1 22,6
gg. Vp. in % 3,7 6,1 3,9 -0,2 0,6 4,1 1,3 5,4 1,9 -0,7 1,1 7,1 -13,4

  Ausgaben in Mrd. € 276 295 301 72 74 77 78 25,7 26,2 24,9 25,4 26,6 25,7
gg. Vp. in % 4,1 6,6 2,0 -3,2 3,4 3,3 1,3 3,8 1,8 -4,9 2,3 4,4 -3,1

 Primäreinkommen in Mrd. € 61 68 72 18 18 18 18 5,3 6,4 6,0 5,9 5,7 6,1
gg. Vp. in % -11,6 11,6 5,2 9,9 -0,3 -3,7 0,2 -41,2 22,1 -7,0 -1,3 -3,2 6,8 

 Sekundäreinkommen in Mrd. € -40 -55 -47 -11 -11 -13 -13 -4,7 -4,1 -4,4 -4,3 -4,5 -4,0
gg. Vp. in % 3,8 37,0 -14,6 -13,4 -1,8 25,0 -3,3 15,2 -13,6 7,9 -2,1 3,5 -10,6

Außenhandel nach Ländern2

Ausfuhr insgesamt in Mrd. € 1204 1279 1318 328 335 326 330 111,0 105,4 109,2 117,4 116,4 96,1
gg. Vj. in % 0,9 6,2 3,0 2,7 5,1 2,9 1,5 7,6 2,4 -1,1 8,7 0,1 -4,5

 EU-Länder in Mrd. € 706 750 779 197 200 189 193 64,6 59,5 64,8 70,0 68,2 55,2
gg. Vj. in % 1,9 6,3 3,8 5,0 5,7 3,0 1,6 8,1 1,5 -0,2 8,3 0,4 -4,6

  Eurozone1 in Mrd. € 441 471 492 125 125 119 122 41,4 36,4 41,0 44,1 42,8 35,3
gg. Vj. in % 1,5 6,9 4,5 6,8 5,6 3,8 1,8 9,4 1,4 0,6 9,1 -0,1 -4,1

  Nicht-Eurozone in Mrd. € 265 279 287 72 74 70 71 23,2 23,1 23,8 25,8 25,3 19,9
gg. Vj. in % 2,4 5,2 2,8 1,9 6,0 1,8 1,3 5,8 1,5 -1,7 7,1 1,4 -5,5

 Drittländer in Mrd. € 498 529 539 131 135 137 137 46,4 45,9 44,4 47,4 48,2 40,9
gg. Vj. in % -0,5 6,2 1,9 -0,6 4,2 2,7 1,5 7,0 3,5 -2,3 9,2 -0,4 -4,3

Einfuhr insgesamt in Mrd. € 955 1031 1090 268 272 273 277 94,6 87,7 91,0 98,4 96,0 82,1
gg. Vj. in % 0,6 8,0 5,7 3,6 6,3 8,1 5,0 12,5 6,1 5,7 10,8 3,9 0,0 

 EU-Länder in Mrd. € 632 682 723 178 182 179 184 62,2 56,4 60,6 64,3 63,8 55,5
gg. Vj. in % 1,7 7,9 5,9 4,7 7,7 7,3 4,1 11,6 5,0 5,3 7,8 2,9 1,3 

  Eurozone in Mrd. € 429 459 488 120 122 122 123 43,3 38,1 40,6 42,8 42,4 38,1
gg. Vj. in % 0,6 7,1 6,2 4,6 7,2 9,1 4,2 14,4 6,2 6,5 7,4 2,7 2,5 

  Nicht-Eurozone in Mrd. € 204 223 235 57 60 57 60 18,9 18,3 20,1 21,5 21,5 17,4
gg. Vj. in % 4,1 9,5 5,2 4,8 8,7 3,7 3,7 5,9 2,4 2,9 8,5 3,4 -1,2

 Drittländer in Mrd. € 323 349 368 90 90 94 93 32,4 31,4 30,3 34,1 32,2 26,7
gg. Vj. in % -1,5 8,1 5,4 1,4 3,8 9,6 6,9 14,1 8,3 6,3 16,9 5,9 -2,5
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4.2  Entwicklung der Außenwirtschaft
 Bundesrepublik Deutschland
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Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank .
1  Zahlungsbilanzstatistik (BPM 6), kalender- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA .

    Monatssaldo           gleitender 12-Monats-Durchschnitt

 Einfuhr, gleitender 3-Monats-Durchschnitt        Einfuhr, Monatswerte

 Ausfuhr, gleitender 3-Monats-Durchschnitt        Ausfuhr, Monatswerte
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5. Arbeitsmarkt
5.1 Erwerbstätige, Arbeitslose, gemeldete Arbeitsstellen
 Bundesrepublik Deutschland

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Bundesbank, ifo Institut, Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Statistisches Bundesamt .
1 Inlandskonzept;
2 Aus der Arbeitskräfteerhebung; Abgrenzung nach ILO;
3 Abgrenzung nach SGB; Quoten auf Basis aller zivilen Erwerbspersonen;
4 Konjunkturelle Kurzarbeit nach § 96 SGB III;
5 Verfahren Census X-12-ARIMA .

2018 2018 2019

2016 2017 2018 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. Aug. Sep. Okt. Nov. Dez. Jan.
Ursprungszahlen
Erwerbstätige 1 in Tsd. 43642 44269 44838 44369 44782 45020 45179 44992 45145 45209 45246 45083 -

gg. Vj. in Tsd. +571 +627 +569 +640 +587 +540 +508 +547 +527 +526 +509 +488 -

Sozialversicherungspflichtig in Tsd. 31538 32266 - 32572 32837 33130 - 33126 33419 33478 33496 - -
Beschäftigte gg. Vj. in Tsd. +683 +729 - +768 +733 +711 - +730 +687 +700 +666 - -

Erwerbslose 2 in Tsd. 1774 1621 1471 1564 1488 1446 1387 1473 1426 1411 1411 1340 -
gg. Vj. in Tsd. -176 -153 -150 -197 -134 -140 -129 -163 -125 -180 -46 -160 -

Erwerbslosenquote in % 4,1 3,8 3,4 3,6 3,5 3,3 3,2 3,4 3,3 3,2 3,2 3,1 -
Arbeitslose insgesamt 3 in Tsd. 2691 2533 2340 2525 2325 2311 2200 2351 2256 2204 2186 2210 2406

gg. Vj. in Tsd. -104 -158 -193 -209 -188 -193 -181 -194 -192 -185 -182 -175 -165

SGB II in Tsd. 1869 1677 1538 1616 1565 1527 1445 1547 1497 1462 1442 1433 1486
gg. Vj. in Tsd. -67 -192 -139 -131 -126 -144 -156 -143 -151 -155 -155 -156 -143

SGB III in Tsd. 822 855 802 909 760 784 755 804 759 742 745 777 919
gg. Vj. in Tsd. -37 +34 -54 -78 -62 -49 -25 -51 -41 -29 -28 -19 -22

Westdeutschland in Tsd. 1979 1894 1759 1884 1746 1746 1659 1779 1707 1665 1650 1661 1806
gg. Vj. in Tsd. -42 -84 -136 -137 -136 -143 -127 -144 -140 -132 -128 -121 -112

Ostdeutschland in Tsd. 712 639 581 641 579 565 541 572 550 539 536 548 599
gg. Vj. in Tsd. -62 -74 -57 -73 -52 -50 -54 -50 -52 -53 -54 -54 -53

Arbeitslosenquote in % 6,1 5,7 5,2 5,7 5,1 5,1 4,9 5,2 5,0 4,9 4,8 4,9 5,3
Westdeutschland in % 5,6 5,3 4,8 5,2 4,8 4,8 4,5 4,8 4,7 4,5 4,5 4,5 4,9
Ostdeutschland in % 8,5 7,6 6,9 7,6 6,8 6,7 6,4 6,8 6,5 6,4 6,3 6,5 7,1

Zugänge an Arbeitslosen in Tsd./M. 642 630 601 644 556 615 590 634 575 583 602 584 689
Abgänge an Arbeitslosen in Tsd./M. 651 645 616 620 616 621 605 607 669 635 620 561 493
Kurzarbeit 4 in Tsd. 42 24 - 22 11 23 - 24 32 21 27 - -
(konjunkturell bedingt) gg. Vj. in Tsd. -2 -18 - -20 -14 +6 - +9 +17 +5 +12 - -

Unterbeschäftigung in Tsd. 3577 3517 3286 3488 3290 3217 3147 3232 3170 3142 3139 3160 3291
gg. Vj. in Tsd. -54 -61 -231 -222 -240 -243 -218 -245 -234 -223 -220 -212 -222

Gemeldete Arbeitsstellen in Tsd. 655 731 796 760 794 828 804 828 834 824 807 781 758
gg. Vj. in Tsd. +87 +75 +66 +88 +77 +65 +33 +62 +61 +44 +35 +20 +21

saisonbereinigte Angaben 5

Erwerbstätige 1 gg. Vp. in Tsd. +570 +626 +569 +207 +90 +102 +110 +38 +24 +39 +42 +42 -
Sozialv.pfl. Beschäftigte gg. Vp. in Tsd. +683 +728 - +208 +137 +161 - +59 +23 +71 +50 - -

Erwerbslose gg. Vp. in Tsd. -164 -162 -150 -47 -33 -20 -33 -7 -9 -11 -13 -14 -
Erwerbslosenquote in % 4,2 3,8 3,4 3,5 3,4 3,4 3,3 3,4 3,3 3,3 3,3 3,3 -
Arbeitslose insgesamt 3 gg. Vp. in Tsd. -104 -158 -192 -69 -40 -35 -44 -10 -23 -11 -15 -12 -2

SGB II gg. Vp. in Tsd. -68 -191 -140 -45 -35 -34 -46 -6 -21 -17 -14 -12 +5
SGB III gg. Vp. in Tsd. -35 +33 -53 -24 -5 -1 +3 -4 -1 +6 -2 0 -7
Westdeutschland gg. Vp. in Tsd. -42 -85 -135 -50 -33 -25 -25 -6 -14 -6 -8 -8 +1
Ostdeutschland gg. Vp. in Tsd. -62 -73 -57 -20 -8 -10 -19 -4 -8 -6 -7 -5 -2

Arbeitslosenquote in % 6,1 5,7 5,2 5,4 5,2 5,2 5,0 5,2 5,1 5,1 5,0 5,0 5,0
Westdeutschland in % 5,6 5,3 4,8 5,0 4,8 4,8 4,7 4,8 4,7 4,7 4,7 4,7 4,7
Ostdeutschland in % 8,5 7,6 6,9 7,1 7,0 6,8 6,6 6,8 6,8 6,7 6,6 6,5 6,5

Unterbeschäftigung gg. Vp. in Tsd. -52 -62 -231 -74 -57 -52 -42 -18 -15 -10 -16 -16 -22
Gemeldete Arbeitsstellen gg. Vp. in Tsd. +87 +75 +66 +14 +8 +11 -1 +0 +5 -4 -0 -1 +3

Indizes
ifo Beschäftigungsbarometer Index 100,8 102,9 104,4 104,8 103,9 104,7 104,1 105,0 104,9 104,7 103,6 104,1 103,0
IAB-Arbeitsmarktbarometer Index 103,2 104,3 104,2 104,9 104,0 103,8 104,1 103,7 104,0 104,2 104,3 103,9 103,5
BA-X Stellenindex Index 216,5 237,8 252,8 251,3 252,3 254,3 253,0 252,0 256,0 252,0 253,0 254,0 255,0
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5.2  Entwicklung des Arbeitsmarkts
 Bundesrepublik Deutschland
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Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Bundesbank, Statistisches Bundesamt .
1 Erwerbstätige nach dem Inlandskonzept;
2 Saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA .

   Erwerbstätige – vierteljährliche Vorjahresveränderung in % (rechte Skala)             Ursprungswerte             saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA
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6. Preise
6.1 Verbraucherpreise, Erzeugerpreise, Baupreise
 Bundesrepublik Deutschland

2018 2018

2016 2017 2018 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. Juli Aug. Sep. Okt. Nov. Dez.

Verbraucherpreise 1

Insgesamt (Ursprungszahlen) Index 107,4 109,3 111,4 110,3 111,1 111,8 112,4 111,6 111,7 112,1 112,3 112,4 112,5 
gg. Vj. in % +0,5 +1,8 +1,9 +1,6 +2,0 +2,1 +2,2 +2,0 +2,0 +2,3 +2,5 +2,3 +1,7 

 Waren Index 106,6 108,9 111,3 109,9 111,2 111,4 112,8 110,6 111,1 112,6 113,0 113,4 112,1 
gg. Vj. in % -0,4 +2,2 +2,2 +1,3 +2,3 +2,7 +2,7 +2,4 +2,7 +3,1 +3,2 +3,2 +2,0 

 Verbrauchsgüter Index 108,8 111,7 115,2 113,4 115,0 115,7 116,8 115,2 115,4 116,5 116,9 117,6 115,9 
gg. Vj. in % -1,1 +2,7 +3,1 +1,7 +3,4 +4,0 +3,7 +3,8 +3,9 +4,3 +4,3 +4,3 +2,6 

 darunter: Index 113,3 116,7 119,6 119,6 119,8 119,3 119,7 119,1 118,8 119,9 119,7 119,5 119,9 
 Nahrungsmittel gg. Vj. in % +0,8 +3,0 +2,5 +2,4 +3,4 +2,7 +1,4 +2,6 +2,5 +2,8 +1,9 +1,4 +1,0 

 darunter: Index 107,8 109,6 113,4 111,0 112,5 113,8 116,3 112,8 113,5 115,2 116,5 117,9 114,4 
 Haushaltsenergie 2 gg. Vj. in % -4,4 +1,7 +3,5 +1,1 +3,0 +4,4 +5,2 +3,9 +4,3 +5,1 +6,0 +6,5 +3,2 

 Gebrauchsgüter, Index 106,3 107,7 108,2 106,9 108,7 106,9 110,1 104,6 106,3 109,9 110,6 110,4 109,3 
 mittlere Lebensdauer gg. Vj. in % +0,8 +1,3 +0,5 +0,7 +0,2 -0,1 +0,7 -0,8 0,0 +0,6 +0,6 +0,7 +0,8 

 Gebrauchsgüter, Index 98,4 99,4 100,1 99,6 99,8 100,2 100,7 100,0 100,1 100,4 100,6 100,7 100,7 
 langlebig gg. Vj. in % +1,1 +1,0 +0,7 +0,6 +0,4 +0,8 +1,1 +0,5 +0,8 +0,9 +1,1 +1,1 +0,9 

 Dienstleistungen Index 108,2 109,7 111,4 110,6 110,9 112,1 112,0 112,5 112,2 111,7 111,6 111,5 112,9 
gg. Vj. in % +1,3 +1,4 +1,5 +1,7 +1,6 +1,4 +1,6 +1,6 +1,4 +1,5 +1,8 +1,5 +1,5 

 darunter: Index 108,0 109,7 111,5 110,9 111,3 111,7 112,1 111,6 111,7 111,8 112,0 112,1 112,2 
 Wohnungsmieten gg. Vj. in % +1,2 +1,6 +1,6 +1,6 +1,6 +1,6 +1,5 +1,6 +1,6 +1,5 +1,6 +1,5 +1,5 

Insgesamt ohne Energie Index 108,1 109,8 111,6 110,8 111,3 111,9 112,3 111,8 111,8 112,0 112,1 112,0 112,7 
gg. Vj. in % +1,2 +1,6 +1,6 +1,6 +1,6 +1,5 +1,5 +1,5 +1,5 +1,6 +1,7 +1,4 +1,4 

Energie Index 101,6 104,7 109,8 105,8 108,8 111,1 113,6 109,8 110,6 112,8 113,9 115,9 111,0 
gg. Vj. in % -5,4 +3,1 +4,9 +0,5 +4,3 +7,1 +7,7 +6,6 +6,9 +7,7 +8,9 +9,3 +4,8 

Insgesamt (saisonbereinigt 3) Index 107,4 109,3 111,4 110,4 111,1 111,7 112,3 111,4 111,5 112,1 112,3 112,5 112,1 
gg. Vj. in % +0,5 +1,8 +1,9 +1,5 +1,9 +2,1 +2,2 +2,0 +2,0 +2,2 +2,5 +2,3 +1,8 

HVPI 4 Index 100,4 102,1 104,0 102,9 103,6 104,4 105,0 104,3 104,3 104,7 104,8 104,9 105,2 
gg. Vj. in % +0,4 +1,7 +1,9 +1,4 +1,9 +2,1 +2,1 +2,1 +1,9 +2,2 +2,4 +2,2 +1,7 

Erzeugerpreise gewerblicher Produkte 5

Insgesamt Index 98,4 101,1 103,7 102,4 103,3 104,3 104,9 103,9 104,2 104,7 105,0 105,1 104,7 
gg. Vj. in % -1,6 +2,7 +2,6 +1,9 +2,5 +3,1 +3,1 +2,9 +3,1 +3,2 +3,3 +3,3 +2,7 

Vorleistungsgüter Index 98,5 102,4 105,2 104,4 105,2 105,7 105,6 105,7 105,7 105,6 105,6 105,7 105,5 
gg. Vj. in % -1,5 +4,0 +2,7 +3,0 +2,7 +2,9 +2,2 +3,2 +2,9 +2,5 +2,3 +2,4 +1,9 

Investitionsgüter Index 100,6 101,8 103,1 102,6 102,9 103,3 103,5 103,2 103,3 103,3 103,4 103,5 103,5 
gg. Vj. in % +0,6 +1,2 +1,3 +1,2 +1,2 +1,4 +1,5 +1,3 +1,4 +1,4 +1,4 +1,5 +1,4 

Konsumgüter Index 100,6 103,6 104,3 103,9 104,3 104,7 104,5 104,6 104,7 104,8 104,6 104,5 104,4 
gg. Vj. in % +0,6 +3,0 +0,7 +1,4 +0,7 +0,3 +0,6 +0,3 +0,3 +0,2 +0,4 +0,6 +0,7 

Gebrauchsgüter Index 101,1 102,2 103,9 103,3 103,8 104,1 104,3 104,0 104,1 104,1 104,2 104,3 104,5 
gg. Vj. in % +1,1 +1,1 +1,7 +1,4 +1,6 +1,8 +1,8 +1,7 +1,8 +1,7 +1,7 +1,8 +1,9 

Verbrauchsgüter Index 100,6 103,8 104,4 104,0 104,3 104,8 104,5 104,7 104,8 104,9 104,6 104,5 104,4 
gg. Vj. in % +0,6 +3,2 +0,6 +1,4 +0,5 +0,1 +0,4 +0,1 +0,1 0,0 +0,2 +0,4 +0,5 

Energie Index 94,1 96,6 101,9 98,3 100,3 103,3 105,9 102,1 102,8 104,9 106,1 106,6 105,1 
gg. Vj. in % -5,9 +2,7 +5,5 +1,7 +4,7 +7,5 +8,4 +6,7 +7,3 +8,5 +9,4 +8,9 +6,9 

Baupreise 6

Wohngebäude Index 102,1 105,3 109,9 108,2 109,2 110,6 111,5 -  -  -  -  -  -  
gg. Vj. in % +2,1 +3,1 +4,4 +4,0 +4,1 +4,6 +4,8 -  -  -  -  -  -  

Straßenbau Index 100,9 104,7 111,1 108,2 109,9 112,4 113,7 -  -  -  -  -  -  
gg. Vj. in % +0,9 +3,8 +6,1 +5,2 +5,4 +6,7 +7,1 -  -  -  -  -  -  

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank .
1 Preisindex 2010 = 100; Gliederung nach Waren und Leistungen; Abgrenzung nach der COICOP (Classification of Individual Consumption by  
Purpose);     2     Strom, Gas und andere Brennstoffe;     3     Saisonbereinigungsverfahren Census X-12-ARIMA;     4     Harmonisierter Verbraucher-
preis index; Ursprungszahlen; Basis 2015 = 100;     5     Ursprungszahlen; Preisindex 2015 = 100;     6     Ursprungszahlen; Preisindex 2015 = 100; 
Quartalsdaten .           
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6.2  Entwicklung der Verbraucherpreise, Erzeugerpreise
 Bundesrepublik Deutschland

Verbraucherpreise (2010=100) und Erzeugerpreise (2015=100)
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Quelle: Statistisches Bundesamt .
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6.3 Weltmarktpreise für Rohstoffe, Außenhandelspreise, Wechselkurse des Euro
 Bundesrepublik Deutschland

Quellen: HWWI, Europäische Zentralbank, Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank .      
1 HWWI-Index auf US-Dollar-Basis, 2015 = 100;          
2 Index 2015 = 100;            
3  Berechnung der EZB; EWK-19-Gruppe: Die verwendeten Gewichte beruhen auf dem Handel mit gewerblichen Erzeugnissen von 2007 bis 

2009 mit den neun nicht dem Euro-Währungsgebiet angehörenden EU-Mitgliedstaaten sowie Australien, China, Hongkong, Japan, Kanada, 
Norwegen, Schweiz, Singapur, Südkorea, Vereinigte Staaten;

4 Berechnung der Deutschen Bundesbank; auf Basis der Verbraucherpreise .       
       

2018 2018 2019

2016 2017 2018 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. Aug. Sep. Okt. Nov. Dez. Jan.

Weltmarktpreise für Rohstoffe 1

Insgesamt Index 87,4 105,3 130,0 124,2 133,1 136,0 126,7 133,0 140,4 142,6 124,7 112,9 113,3 
gg. Vj. in % -12,7 +20,5 +23,5 +16,4 +34,8 +34,4 +10,7 +31,8 +32,3 +31,4 +7,0 -4,7 -12,2 

Nahrungs- und Genussmittel Index 102,1 99,1 94,5 98,4 99,4 89,7 90,4 90,1 87,6 91,9 90,0 89,2 90,7 
gg. Vj. in % +2,1 -2,9 -4,7 -6,0 +1,6 -8,3 -5,9 -6,7 -9,5 -5,1 -6,8 -5,7 -5,3 

Industrie-Rohstoffe Index 97,3 118,2 124,8 129,8 129,5 121,9 118,1 121,7 120,3 119,9 118,7 115,6 117,6 
gg. Vj. in % -2,8 +21,5 +5,6 +5,4 +17,3 +2,6 -2,0 +0,1 -1,2 +1,4 -1,2 -6,0 -10,2 

Energie-Rohstoffe Index 85,5 104,5 132,8 125,3 135,6 140,4 130,0 136,9 145,8 148,1 127,6 114,2 114,4 
(Rohöl und Kohle) gg. Vj. in % -14,6 +22,2 +27,2 +19,1 +38,8 +40,8 +12,9 +38,0 +38,5 +36,7 +8,6 -4,5 -12,7 

Außenhandelspreise 2

Einfuhrpreise insgesamt Index 96,7 100,1 102,7 101,0 102,6 103,4 103,6 103,3 103,7 104,7 103,7 102,4 -  
gg. Vj. in % -3,3 +3,5 +2,6 -0,1 +2,6 +4,7 +3,2 +4,8 +4,4 +4,8 +3,1 +1,6 -  

Güter der Index 99,9 102,1 100,7 101,2 101,0 100,1 100,6 100,1 100,7 100,5 100,5 100,7 -  
Ernährungswirtschaft gg. Vj. in % -0,1 +2,2 -1,4 -3,1 -1,0 -0,5 -0,5 -0,1 -0,3 -0,6 -0,5 -0,5 -  

Güter der gewerblichen Index 96,4 99,9 102,9 101,0 102,8 103,8 103,9 103,6 104,1 105,2 104,0 102,6 -  
Wirtschaft gg. Vj. in % -3,6 +3,6 +3,0 +0,3 +3,0 +5,2 +3,6 +5,3 +5,0 +5,5 +3,4 +1,8 -  

Rohstoffe und Halbwaren Index 87,0 101,9 115,8 108,6 115,4 119,2 120,1 118,0 121,2 126,5 120,2 113,5 -  
gg. Vj. in % -13,0 +17,1 +13,6 +3,6 +15,7 +22,2 +13,9 +21,9 +21,0 +23,7 +13,1 +5,4 -  

Fertigwaren Index 98,6 99,4 99,9 99,3 99,8 100,2 100,2 100,3 100,1 100,2 100,2 100,1 -  
gg. Vj. in % -1,4 +0,8 +0,5 -0,5 +0,0 +1,3 +1,0 +1,5 +1,3 +1,1 +1,0 +0,9 -  

Ausfuhrpreise insgesamt Index 99,0 100,7 101,9 101,1 101,7 102,3 102,4 102,4 102,4 102,6 102,5 102,1 -  
gg. Vj. in % -1,0 +1,7 +1,2 +0,2 +0,9 +1,9 +1,7 +2,1 +1,9 +2,0 +1,7 +1,3 -  

Terms of Trade Verhältnis 102,4 100,6 99,2 100,0 99,2 98,9 98,8 99,1 98,7 98,0 98,8 99,7 -  
gg. Vj. in % +2,4 -1,8 -1,4 +0,3 -1,7 -2,7 -1,5 -2,6 -2,5 -2,7 -1,4 -0,3 -  

Wechselkurs des Euro

in US-Dollar Kurs 1,11 1,13 1,18 1,23 1,19 1,16 1,14 1,15 1,17 1,15 1,14 1,14 1,14 
gg. Vj. in % -0,3 +2,0 +4,6 +15,5 +8,3 -1,0 -3,1 -2,2 -2,1 -2,3 -3,2 -3,8 -6,4 

in Yen Kurs 120,3 126,7 130,4 133,1 130,1 129,7 128,8 128,2 130,5 129,6 128,8 127,9 124,3 
gg. Vj. in % -10,4 +5,3 +3,0 +10,0 +6,3 -0,5 -3,1 -1,2 -1,0 -2,4 -2,7 -4,3 -8,1 

in Pfund-Sterling Kurs 0,82 0,88 0,88 0,88 0,88 0,89 0,89 0,90 0,89 0,88 0,88 0,90 0,89 
gg. Vj. in % +12,8 +7,0 +1,0 +2,7 +1,8 -0,6 +0,0 -1,6 -0,2 -0,9 -0,8 +1,7 +0,3 

Effektive Wechselkurse des Euro 3

nominal Index 94,4 96,5 99,0 99,6 98,5 99,2 98,5 99,0 99,5 98,9 98,3 98,4 97,8 
gg. Vj. in % +2,8 +2,3 +2,5 +6,2 +3,4 +0,7 -0,1 -0,1 +0,4 +0,3 -0,2 -0,5 -1,6 

real, auf Basis von Index 89,5 91,4 93,4 94,0 93,1 93,7 93,0 93,3 93,9 93,4 92,9 92,7 92,1 
Verbraucherpreisen gg. Vj. in % +2,2 +2,1 +2,2 +5,5 +3,2 +0,5 -0,2 -0,3 +0,4 +0,3 -0,2 -0,6 -2,0 

Preisliche Wettbewerbsfähigkeit der  
deutschen Wirtschaft 4

25 ausgewählte Industrieländer Index 94,7 96,0 97,3 97,7 97,4 97,1 96,9 96,8 97,3 97,0 96,9 96,9 96,7 
gg. Vj. in % +0,7 +1,4 +1,3 +3,3 +2,3 +0,0 -0,3 -0,5 +0,0 -0,1 -0,3 -0,6 -0,9 

56 Länder Index 87,0 87,8 89,8 89,5 89,4 90,2 90,0 89,9 90,9 90,3 89,9 89,7 89,4 
gg. Vj. in % +1,4 +1,0 +2,3 +3,8 +3,0 +1,4 +1,0 +0,8 +1,8 +1,4 +0,9 +0,5 0,0 
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6.4   Entwicklung der Weltmarktpreise für Rohstoffe, Außenhandelspreise, 
Außenwert des Euro

 Bundesrepublik Deutschland

 auf Euro-Basis

 auf US-Dollar-Basis

 Einfuhrpreise

 Ausfuhrpreise

 Außenwert des Euro gegenüber dem US-Dollar; 1999 = 100

  Nominaler effektiver Wechselkurs des Euro 1;  

1. Quartal 1999 = 100

 Indikator der preislichen Wettbewerbsfähigkeit 2
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Quellen: HWWI, Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank .
1  Erstes Quartal 1999 = 100; Berechnung der EZB; EWK-19-Gruppe: Durchschnitte der Euro-Wechselkurse . Die dabei verwendeten 

Gewichte beruhen auf dem Handel mit gewerblichen Erzeugnissen von 1999 bis 2001 mit den Handelspartnern Australien,  
Bulgarien, China, Dänemark, Estland, Hongkong, Japan, Kanada, Kroatien, Norwegen, Polen, Rumänien, Schweden, Schweiz,  
Singapur, Südkorea, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich sowie Vereinigte Staaten und spiegeln auch Dritt-
markteffekte wider;

2 Realer effektiver Wechselkurs Deutschlands auf Basis der Verbraucherpreise (25 Industrieländer) .
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7. Monetäre Entwicklung
7.1 Zinsen, Geldmenge, Kredite, Aktienindizes

Quellen: STOXX, Europäische Zentralbank, Deutsche Bundesbank, Deutsche Börse AG, Dow Jones & Company .
1  STOXX GC Pooling Index, 3 Monate;
2  Saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;
3  Ursprungszahlen;
4  Performanceindex (mit Bereinigung um Dividendenzahlungen und Kapitalveränderungen);
5  Kurs- bzw . Preisindex .          

2018 2018 2019

2016 2017 2018 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. Aug. Sep. Okt. Nov. Dez. Jan.

Geldmarktsätze, Umlaufsrenditen
(Monatsdurchschnitte)

3-Monats Repo-Satz1 Zinssatz -0,37 -0,42 -0,42 -0,42 -0,42 -0,41 -0,43 -0,41 -0,42 -0,40 -0,44 -0,44 -0,41

3-Monats EURIBOR Zinssatz -0,25 -0,33 -0,33 -0,33 -0,33 -0,32 -0,32 -0,32 -0,32 -0,32 -0,32 -0,32 -0,31

6-Monats EURIBOR Zinssatz -0,16 -0,26 -0,27 -0,27 -0,27 -0,27 -0,25 -0,27 -0,27 -0,26 -0,26 -0,24 -0,24

12-Monats EURIBOR Zinssatz -0,04 -0,15 -0,17 -0,19 -0,19 -0,17 -0,14 -0,17 -0,17 -0,15 -0,15 -0,13 -0,12

Differenz
3M-EURIBOR ./. 3M-Repo-Satz1 Zinssatz 0,12 0,09 0,10 0,09 0,09 0,09 0,11 0,09 0,10 0,08 0,12 0,12 0,10

Umlaufsrendite
 3–5-jähriger Bundesanleihen Zinssatz -0,51 -0,51 -0,32 -0,23 -0,31 -0,37 -0,36 -0,39 -0,30 -0,28 -0,36 -0,43 -0,44

Umlaufsrendite
 5–8-jähriger Bundesanleihen Zinssatz -0,28 -0,15 0,04 0,17 0,06 -0,04 -0,04 -0,05 0,02 0,05 -0,04 -0,14 -0,19

Umlaufsrendite
 9–10-jähriger Bundesanleihen Zinssatz 0,09 0,32 0,40 0,55 0,42 0,31 0,30 0,29 0,37 0,40 0,31 0,19 0,13

Geldmenge (Euroraum)

Wachstum der Geldmenge M1 2 gg. Vj. in % 9,1 9,1 7,2 8,2 7,3 6,7 6,7 6,4 6,8 6,8 6,7 6,6 - 

Wachstum der Geldmenge M2 2 gg. Vj. in % 5,1 5,1 4,5 4,8 4,5 4,2 4,3 3,9 4,3 4,4 4,3 4,3 - 

Wachstum der Geldmenge M3 2 gg. Vj. in % 5,0 4,9 4,0 4,1 4,1 3,7 3,9 3,4 3,6 3,9 3,7 4,1 - 

Wachstum der Geldmenge M3
3-Monats-Durchschnitt 2 gg. Vj. in % 4,9 4,9 - 4,2 4,0 3,7 - 3,7 3,6 3,7 3,9 - - 

Kredite

an den privaten Sektor im 
Euroraum 2 gg. Vj. in % +1,6 +2,6 +2,9 +2,6 +2,9 +3,2 +2,9 +3,3 +3,2 +2,9 +2,8 +3,0 - 

Buchkredite im Euroraum gg. Vj. in % +1,4 +2,0 +2,8 +2,5 +2,8 +3,3 +2,8 +3,3 +3,1 +2,6 +2,6 +3,0 - 

an den privaten Sektor in 
Deutschland 2 gg. Vj. in % +2,8 +3,6 +4,3 +4,2 +4,5 +4,3 +4,1 +4,1 +4,4 +4,2 +4,0 +4,0 - 

Buchkredite in Deutschland gg. Vj. in % +3,0 +3,6 +4,6 +4,3 +4,6 +4,8 +4,8 +4,8 +4,9 +4,7 +4,8 +4,9 - 

Buchkredite an nichtfinanzielle 
Kapitalgesellschaften in D. 3 gg. Vj. in % +2,1 +3,6 +5,6 +5,1 +5,4 +6,0 +5,8 +5,8 +6,3 +5,8 +5,7 +5,9 - 

Laufzeit bis 1 Jahr gg. Vj. in % +0,1 +0,2 +10,8 +9,2 +12,2 +12,5 +9,2 +12,8 +12,6 +8,5 +8,7 +10,5 - 

Laufzeit über 1 Jahr  
bis 5 Jahre gg. Vj. in % +2,3 +2,3 +4,9 +2,8 +3,2 +6,3 +7,4 +5,9 +7,0 +7,1 +7,8 +7,2 - 

Laufzeit über 5 Jahre gg. Vj. in % +2,5 +4,6 +4,5 +4,6 +4,3 +4,5 +4,7 +4,3 +4,8 +4,9 +4,7 +4,6 - 

Buchkredite an private 
Haushalte in Deutschland 3 gg. Vj. in % +2,9 +3,1 +3,4 +3,5 +3,4 +3,4 +3,5 +3,4 +3,4 +3,5 +3,6 +3,6 - 

darunter: 
Wohnungsbaukredite gg. Vj. in % +3,7 +4,1 +4,7 +4,5 +4,6 +4,7 +4,8 +4,7 +4,7 +4,8 +4,9 +4,8 - 

Aktienmärkte (Monatsdurchschnitte)

Deutscher Aktienindex (DAX 30) 4 Index 10196 12441 12243 12626 12657 12409 11280 12459 12185 11686 11360 10793 10951
gg. Vp. in % -7,1 +22,0 -1,6 -3,5 +0,2 -2,0 -9,1 -1,0 -2,2 -4,1 -2,8 -5,0 +1,5

Dow Jones Euro Stoxx (50) 5 Index  3005  3490  3382  3469  3478  3421  3160  3437  3365  3245  3186  3050  3085
gg. Vp. in % -12,8 +16,1 -3,1 -3,4 +0,2 -1,6 -7,6 -0,7 -2,1 -3,6 -1,8 -4,3 +1,1

Standard & Poor’s 500 5 Index  2093  2448  2743  2730  2703  2850  2690  2858  2902  2785  2720  2563  2606
gg. Vp. in % +1,5 +17,0 +12,1 +4,8 -1,0 +5,4 -5,6 +2,4 +1,5 -4,0 -2,4 -5,8 +1,7

Nikkei 225 5 Index 16924 20199 22302 22315 22347 22669 21878 22494 23192 22738 21953 20943 20398
gg. Vp. in % -11,7 +19,4 +10,4 +0,6 +0,1 +1,4 -3,5 +0,8 +3,1 -2,0 -3,5 -4,6 -2,6
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7.2  Monetäre Entwicklung und Zinsstruktur

saisonbereinigt, Veränderung gegen Vorjahr in % 1

 monatlich

 gleitender 3-Monats-Durchschnitt

Veränderung gegen Vorjahr in %
 Deutschland

 EWU
     Buchkredite Deutschland
     Buchkredite EWU

Monatsdurchschnitte, Januar 2003 = 100
 DAX 30 3

 Dow Jones Euro Stoxx (50) 4

 Standard & Poor’s 500 4

 Nikkei 225 4

 EURIBOR 3-Monats-Geld 2

 Bundesanleihen mit 10-jähriger Restlaufzeit 2

 Differenz: Bundesanleihen – EURIBOR

Wachstum der Geldmenge M3 in der EWU

2014 2015 2016 2017 2018 2019
0,5

1,0

1,5

2,0

2,5

3,0

3,5

4,0

4,5

5,0

5,5
Umlaufsrendite, EURIBOR, in % p. a.

2014 2015 2016 2017 2018 2019
-0,50

0,50

0,75

0,25

-0,25

1,00

1,50

1,25

1,75

2,00

  0,00

Kredite an Nichtbanken

2014 2015 2016 2017 2018 2019
-3 

-2 

-1 

0 

1 

2 

3 

4

5
Aktienindizes

2014 2015 2016 2017 2018 2019
100 

150 

200 

250 

300 

350

400

450

500

Quelle: Deutsche Bundesbank .
1   Saisonbereinigungsverfahren Census X-12-ARIMA;
2 Monatsdurchschnitte;
3   Performanceindex (mit Bereinigung um Dividendenzahlungen und Kapitalveränderungen);
4   Kurs- bzw . Preisindex .
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Erläuterungen zur Konjunkturanalyse

Die Resultate der gesamtwirtschaftlichen Aktivi tä ten einer 
Volkswirtschaft finden ihren zusammenfassen den Aus-
druck in den Ergebnissen der Volks wirt schaft  lichen Ge-
samtrechnungen (VGR) . Die konjunkturelle Entwicklung 
wird daher am umfassendsten in den makroökonomischen 
Aggregaten der VGR wider  ge spiegelt . Ein wesentlicher 
Nachteil der VGR-Daten ist es jedoch, dass sie erst ver-
gleichsweise spät vor liegen . In der Regel sind vorläufige 
Daten aus dem ab ge lau fenen Quartal erst 6–8 Wochen, 
endgültige Daten oft erst Jahre später verfügbar . Daher 
kann auf die VGR-Ergebnisse für die Beobach tung und 
Ana lyse der Konjunktur am aktuellen Rand nur in sehr 
be schränk tem Maße zurückgegriffen werden .

Ziel der Konjunkturanalyse ist es, auf Basis der aktuellen 
Konjunkturindikatoren Aussagen über die tat säch lichen 
konjunkturellen Bewegungen der Wirtschaft zu machen . 
Aus der Konjunkturanalyse sollen außerdem so weit wie 
möglich auch fundierte Aus sa gen über künftige Entwick-
lungen abgeleitet werden . Diese Unter suchungen können 
nur auf der Grund lage möglichst aktueller statistischer 
Daten und hier auf basierender Indikatoren erfolgen . Des-
halb greift die Konjunktur beobachtung auf bestimm te 
Indika toren als Nähe rungs größen für später zu er  war ten de 
VGR-Ergebnisse zurück . Die beobachteten Indika to ren 
decken dabei für die konjunkturelle Entwick lung wichtige 
Einzel tatbestände und Teil bereiche der Ge samtwirtschaft 
ab und lassen sich wie folgt kategorisieren:

 • Indikatoren, deren statistische Datenbasis Wert größen 
sind (Produktion, Auftragseingang, Außen    handel, Ein-
zelhandelsumsätze, Geld menge usw .)

 • Indikatoren auf Basis von Personenzahlen und phy-
sischer Größen (Baugenehmigungen, Erwerbs  tätige, 
offene Stellen usw .)

 • Indikatoren auf der Grundlage von Umfrage ergeb nissen 
(ifo Konjunkturtest, GfK-Kon sum klima usw .)

Obgleich weniger aktuell, sind die Ergebnisse der VGR für 
die Konjunkturbeobachtung unentbehrlich, da nur sie 
einen exakten quantitativen Einblick in die Ent wick lung der 
Gesamtwirtschaft erlauben . Neben der Beo b achtung der 

konjunkturellen Ent wicklung am aktuellen Rand auf der 
Grundlage von Einzel indi katoren werden im Quartals- und 
Halb jahresturnus daher auch die je  weils neuesten Ergeb-
nisse der VGR in die Betrachtung einbezogen .

In Bezug auf ihre Aktualität lassen sich die In di ka  toren in 
so genannte vorlaufende Indikatoren (z . B . ifo Konjunktur-
test, GfK-Konsumklima, Auftrags ein gän ge, Bau   genehmi-
gungen), gleichlaufende (Pro duk  tion, Um  sätze) und nach-
laufende Indikatoren (Erwerbstätige, Arbeits lose) einteilen .

Konjunkturelle Bewegungen unterscheiden sich so   wohl in 
ihrer zeitlichen Abfolge als auch in ihrer In ten sität in den 
einzelnen Bereichen und Zweigen der Wirt schaft . Die einzel-
nen Indikatoren werden daher nach ökono mis chen Teilbe-
reichen der Gesamt     wirtschaft (z . B . Ge  werbliche Wirtschaft, 
Produzie ren des Gewerbe, Handel) bis auf die Ebene einzel-
ner Wirt  schaftszweige disaggregiert und gesondert be -
trachtet .

Der sich in den Indikatoren auf der Grundlage der Ur -
sprungs werte (= originäre statistische Daten) ausdrückende 
konjunkturelle Verlauf wird von saiso na len Schwankungen 
und irregulären bzw . kalendarischen Einflüssen (Arbeits-
tage, Ferien u . Ä .) überlagert . Indika toren, die auf Wertgrö-
ßen ba  sieren, können bei Ver änderungen des Preisniveaus 
die Ana   lyse der realwirtschaftlichen Aktivitäten zusätzlich 
er  schwe     ren . Durch verschiedene Bereinigungsver fah ren 
können die ge  nannten Einflüsse aber quantifiziert und weit-
gehend neutralisiert werden . Dies ermög licht eine Betrach-
tung der durch realwirt schaft liche Aktivitäten bedingten 
konjunkturellen Entwicklung im engeren Sinne .

Der überwiegende Teil der im Monatsbericht des Bun  des-
ministeriums für Wirtschaft und Energie zur wirtschaftli-
chen Lage beobachteten Kon junktur indika to ren wird auf 
Basis der Ursprungs werte arbeits täglich bereinigt und sai-
sonbereinigt analysiert . Die auf Wert größen basierenden 
Indi ka  toren werden dabei so weit als möglich in nominaler 
(d . h . nicht preisbereinigter) und realer (d . h . preis berei-
nigter) Form zugrunde gelegt . Die Saison  be rei ni gung der 
aktuellen Konjunktur indi ka toren einschließlich der VGR 
und der Erwerbstäti gen reihen erfolgt in der Regel nach 
dem Verfahren Census X-12-ARIMA .
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Die Berichterstattung zur wirtschaftlichen Lage in Deutsch-
land umfasst die üblichen Konjunktur indi ka toren aus der 
VGR, Produzierendem Gewer be, Binnen- und Außenhan-
del, Arbeitsmarkt, Preis ent wicklung und einige wichtige 
monetäre Indi ka to ren . Daneben werden Ergebnisse aus dem 
ifo Kon junktur test (Ge  schäfts klima) und einige weitere 
wichtige, aus Umfragen gewonnene Indika to ren berück-
sichtigt . Im internationalen Ver gleich werden die Ent wick-
lung des Brutto inlands pro duktes, der Leistungs bilanz, der 
Arbeits losigkeit und der Ver braucher preise ausgewiesen .

Ansprechpartner im Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie:

Referat IC 1 Beobachtung, Analyse und Projektion  
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung  
(Wirtschaftliche Lage)

Fragen und Anregungen können Sie gerne  
an sdw@bmwi .bund .de richten .

mailto:sdw@bmwi.bund.de
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verbessert Rahmenbedingungen für KMU
Eine Governance für die Energieunion
Das Vertragsverletzungsverfahren vor dem Europäischen Gerichtshof
Evaluationen gewinnen im BMWi immer mehr Bedeutung

September 2018 Demografischer Wandel und das Erwerbspersonenpotenzial von Frauen
Ressourcenschonendes Bauen

Oktober 2018 Das neue Energieforschungsprogramm 
Systemübergreifende Forschung und „Reallabore der Energiewende“ als neues Förderformat  
Nichtigkeitsklage und Rechtsmittel: Schutz der Rechte von EU-Mitgliedstaaten und ihren Bürgern 
durch den Gerichtshof der Europäischen Union

November 2018 Aufschwung setzt sich fort
Deutschland bekämpft Bestechung im Ausland

Dezember 2018 Konjunkturprognosen eine Dekade nach der Finanzkrise
Unternehmen mit anhaltender Ertragsschwäche
Workshop „Leistungsbilanzüberschüsse in Deutschland“
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Januar 2019 Reallabore: Innovationen ermöglichen – Regulierung weiterentwickeln
Künstliche Intelligenz – Strategie zur Entwicklung und Anwendung einer Schlüsseltechnologie
Die EU-Datenschutz-Grundverordnung – Chancen, erste Praxiserfahrungen und Ausblick
Der Weltpostverein im 21 . Jahrhundert
Referenzprojekte für den Erfolg auf Auslandsmärkten nutzen

Februar 2019 Jahreswirtschaftsbericht 2019: Soziale Marktwirtschaft stärken
Kinderzuschlag und Midijob-Gleitzone
Deutsch-Indisches Start-up-Programm: Brücken nach Indien bauen
Die Internationale Fernmeldeunion im Zuge der digitalen Entwicklung

Alle Ausgaben der Schlaglichter der Wirtschaftspolitik  
finden Sie im Internet unter  
https://www .bmwi .de/Navigation/DE/Service/Schlaglichter -der-
Wirtschaftspolitik/schlaglichter-der-wirtschaftspolitik .html

https://www.bmwi.de/Navigation/DE/Service/Schlaglichter-der-Wirtschaftspolitik/schlaglichter-der-wirtschaftspolitik.html
https://www.bmwi.de/Navigation/DE/Service/Schlaglichter-der-Wirtschaftspolitik/schlaglichter-der-wirtschaftspolitik.html
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